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Beginn: 10.00 Uhr

Präsident Dr. Knoblich:

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich begrüße
Sie zu unserer 12. Sitzung des Landtages Brandenburg.

Neben den Abgeordneten gilt mein Gruß ganz besonders
unseren Gästen, meinen jungen Freunden aus der Schule
51 in Potsdam, die heute Gelegenheit nehmen wollen,
die parlamentarische Arbeit aus schwindelnder Höhe
einmal etwas zu betrachten. Ich habe ihnen empfohlen,
die Fragestunde als sicherlich einen der interessantesten
Punkte zu wählen; denn sie können ja in Anbetracht
ihres Bildungsbedarfes nicht ganztägig hier sein und
werden dies auf eine Stunde beschränken.

(Allgemeiner Beifall)

Ich begrüße ebenso die Mitglieder der Regierung und die
Mitarbeiter von Presse, Rundfunk und Fernsehen.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte ich
Ihnen einen Herrn vorstellen, der sich bereit erklärt hat,
"halbtags" von 7.00 bis 7.00 Uhr eine Schreibtischarbeit
im Landtag Brandenburg aufzunehmen; er arbeitet hier
als Direktor des Landtages Brandenburg, heißt Dr. Wer-
ner Biebusch und kommt aus Bremen.

(Allgemeiner Beifall - Präsident Dr. Knoblich
überreicht Dr. Biebusch einen Blumenstrauß.)

Wenn es in der Vergangenheit keine Notwendigkeit
gegeben hat, sich kritisch über die Dinge zu äußern, die
einfach zum Alltag eines Landtages gehören, dann liegt
das auch daran, daß Herr Biebusch in den Wochen seiner
bisherigen Tätigkeit - er tut dies seit Anfang Januar -
einen Stil gefunden hat, die Verwaltung anzuleiten, der
uns in die Reihe der Parlamente einzuordnen erlaubt, die
dies schon Jahrzehnte tun.

Ich darf weiterhin mitteilen, daß das Präsidium in seiner
letzten Sitzung am 13. 3. dieses Jahres Veränderungen in
bezug auf die Nutzung der Redezeiten im Block I be-
schlossen hat.

Wir sind übereingekommen, daß es von Vorteil ist, wenn
Gelegenheit gegeben wird, diese doch sehr spartanisch
anmutenden fünf Minuten durch zwei Minuten etwas zu
erweitern, die allerdings nur für Fragen zur Verfügung
stehen. Das heißt, der Redner braucht keine Angst zu
haben, daß diese fünf Minuten durch mögliche Zwi-
schenfragen beschnitten werden, und cs werden Zwi-
schenfragen, keine nachgestellten, sein. Diese zwei Mi-
nuten bekommt er automatisch gut, wenn gefragt wird.
Wenn nicht, lassen wir es bei den fünf Minuten. Dies zur

Information.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 1:

Fragestunde

Drucksache 1/103

Bevor wir in diese Fragestunde eintreten, weise ich
nochmals auf die Anlage 2 der Vorläufigen Geschäfts-
ordnung, Richtlinie für die Fragestunde, hin.

Insbesondere bitte ich zu beachten, daß Anfragen kurz zu
fassen sind und nur eine konkrete Frage enthalten dürfen.

Weiterhin mache ich darauf aufmerksam, daß eine Frage
durch den Einreicher bzw. den Parlamentarischen Ge-
schäftsführer zu unterzeichnen ist. Dies geht aus dem
Text unserer Geschäftsordnung hervor. Ich habe dies mit
den Parlamentarischen Geschäftsführern weitgehend
besprochen, und ich glaube, es dürfte in der Zukunft dort
keine Probleme geben.

Ich werde in Anbetracht der Tatsache, daß wir mehr
Schwierigkeiten beim Handhaben dieses Teiles der Ge-
schäftsordnung haben, dies noch einmal zum Thema des
Präsidiums machen, so daß die Fraktionen dort auf die
unbedingt notwendigen Dinge hingewiesen werden kön-
nen.

Die termingemäß eingereichten mündlichen Anfragen
liegen Ihnen mit Drucksache 103 vor.

Wir kommen zur Beantwortung der ersten Frage des
Abgeordneten Klaus-Dieter Arlt. Ich darf Sie entgegen
der Geschäftsordnung doch noch eimnal mit dem Inhalt
vertraut machen:

"Wie gedenkt die Landesregierung, die Weiterbildung
für Unterstufenlehrkräfte für die Qualifikation als
Grundschullehrer entsprechend Bundesrecht im Land
Brandenburg unter der wünschenswerten Einbezie-
hung des Landes Berlin zu organisieren?"

Herr Innenminister, ich vermute, daß Sie den heute ent-
schuldigten Ministerpräsidenten vertreten. Wer soll diese
Frage beantworten?

(Minister des Innern Ziel: Frau Birthler.)

Frau Birthler hat das Wort.

Ministerin für Bildung, Jugend und Sport Birthler:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Fort- und
Weiterbildung von Lehrerinnen und Lehrern ist eine der
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Schwerpunktaufgaben in der nächsten Zeit. Die Gründe
dafür brauche ich hier sicher nicht zu erläutern.

Bereits jetzt laufen sehr verschiedene Qualifizierungs-
maßnahmen hier in Brandenburg, aber auch unter Aus-
nutzung der Angebote einerseits aus Westberlin, ande-
rerseits aus Nordrhein-Westfalen, die zum großen Teil
sehr unbürokratisch begonnen und jetzt auch fortgeführt
wurden.

Wir sind froh, daß hier auch improvisiert wurde; denn
bis jetzt noch bestehende Strukturen decken natürlich den
Bedarf bei weitem nicht ab.

Zum 1. 4. dieses Jahres wird mit dem Aufbau eines
Instituts für Fort- und Weiterbildung in Brandenburg,
künftig BLIB genannt, begonnen.

Wir haben vor, ein sehr vielfältiges Angebot für Lehrer
aller Schulstufen zu organisieren. Wir sind jetzt noch in
der Konzeptionsphase, haben jetzt auch in den Haus-
haltsverhandlungen die nötigen Voraussetzungen für den
Aufbau dieses Landesinstituts sichern können.

Wir haben kürzlich ein Gespräch gehabt mit dem Schul-
senator von Berlin, Herrn Kleemann. In Berlin wird
ebenfalls ein Fortbildungsinstitut gegründet, und wir
haben zunächst einmal in Aussicht genommen, daß wir
uns bei der Strukturierung der Fort- und Weiterbildung
miteinander abstimmen wollen. Es ist naheliegend, wenn
in so großer Nähe sich zwei Landesinstitute befinden, die
Schwerpunkte unterschiedlich zu setzen und auf vertrag-
licher Ebene dann auch einen Austausch von Pädagogin-
nen und Pädagogen zu ermöglichen.

Insgesamt würde ich diese Gelegenheit gern benutzen,
auf ein Problem aufmerksam zu machen, zu dessen Lö-
sung wir die Unterstützung aller politischen Kräfte brau-
chen. Wir stehen - und hier befinden wir uns im Ein-
klang mit den Bildungsministern der fünf östlichen Län-
der - auf dem Standpunkt, daß es eine bedingungslose
Anerkennung der Lehrerabschlüsse geben muß, und zwar
bundesweit. Wir sind nicht der Meinung, daß für eine
Anerkennung beispielsweise der Grundschullehrer eine
bestimmte Fort- und Weiterbildungsmaßnahme notwendi-
ge Voraussetzung ist.

Natürlich wünschen wir uns und werden das in jeder
Hinsicht fördern, daß Pädagogen weitergebildet werden.
Wenn man aber Fortbildungsmaßnahmen jetzt zur Vor-
aussetzung macht für eine bestimmte Anerkennung, dann
droht die Gefahr des Etikettenschwindels und des schnel-
len Kurses, damit ein Scheinchen erreicht wird.

Wir meinen, es sind zwei Seiten einer Medaille. Das eine
ist die Anerkennung der Abschlüsse der Lehrer, in der,

denke ich, auch eine gewisse Wertschätzung dem Beruf
der Lehrerinnen und Lehrer gegenüber zum Ausdruck
kommt, und wir meinen, daß dies auch Motivation ist,
sich weiterzubilden.

Auf der anderen Seite wird es gefächerte Angebote ge-
ben und auch einen - ich will es mal so nennen - milden
Druck, diese Fort- und Weiterbildungsangebote auch zu
nutzen.

Wir brauchen, wenn es um die Durchsetzung dieser
Linie geht, Ihre Unterstützung. Es ist in diesem Zusam-
menhang auch noch darauf hinzuweisen, daß nicht alles,
was für die Weiterentwicklung von Lehrerinnen und
Lehrern erforderlich ist, auf dein Fortbildungsweg zu
verordnen ist. Sie wissen, daß wir einen großen Nachho-
lebedarf haben, wenn es um die Diskussion pädagogi-
scher Grundsatzfragen insgesamt geht. Ich glaube, daß
hier auch die Diskussion mit den Eltern, mit den Schü-
lern vor Ort die beste Fortbildung auf dieser Strecke ist,
und wir alle sollten dazu beitragen, daß eine solche
Diskussion vor Ort zustande kommt. - Schönen Dank für
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei PDS-LL, SPD und BÜNDNIS 90)

Präsident Dr. Knoblich:

Sie wissen, daß es laut Geschäftsordnung bei der Frage-
stunde keine Nachfragen gibt. - Herr Petzold hat eine
Frage. Das, was ich eben sagte, gilt für die Aktuelle
Stunde. Frau Ministerin, lassen Sie die nachgestellte
Frage zu?

Ministerin für Bildung, Jugend und Sport Birthler:

Ja, gern.

Abgeordneter Dr. Markov (PDS-LL):

Ich habe zwei ganz kurze Fragen: Wann wird dieses
Institut mit seinem regulären Betrieb beginnen, und wie
werden die Modalitäten sein, sich dort bewerben zu
können, oder muß man dazu delegiert werden?

Ministerin fier Bildung, Jugend und Sport Birtider:

Wir möchten auf jeden Fall, und das ist auch sehr reali-
stisch, zum Schuljahresbeginn die ersten Fort- und Wei-
terbildungsangebote dieses Instituts anbieten. Wie das
mit der Entscheidung aussieht, wer daran teilnimmt, muß
ich sagen, daß wir darüber noch keine genaueren Rege-
lungen gefunden haben. Sicherlich müssen wir in erster
Linie darauf achten, daß auf dem Gebiet der Fächer, die
sich inhaltlich besonders stark verändern, also Geschich-
te, Deutsch, Politische Bildung, eine Fortbildung erfolgt.
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Darauf wird sicherlich in den nächsten Jahren der
Schwerpunkt liegen. Von daher ist auch ein gewisser
Vorrang von Bewerbern für diese Fächer angebracht.

Ich könnte mir denken - weil ich diesen Hintergrund der
Frage vermute -, daß beispielsweise für eine Weiterbil-
dung in Richtung Politische Bildung Lehrer aller Fach-
richtungen in Frage komen, die dafür auf Grund ihrer
Persönlichkeit geeignet sind.

Präsident Dr. Knoblich:

Ich bedanke mich.

Die zweite Frage stellt der Abgeordnete Dr. Bernd Reu-
ter von der Fraktion des BÜNDNIS 90. Er stellt voraus:

"Mit dem Inkrafttreten des Grundgesetzes wird auch
den Bürgern des Landes Brandenburg die Möglichkeit
eröffnet, den Kriegsdienst mit der Waffe aus Gewis-
sensgründen zu verweigern. Das Kriegsdienstverwei-
gerungs-Neuordnungsgesetz legt zur Umsetzung die-
ses Grundrechtes fest, daß über sämtliche Anträge von
gedienten Wehrpflichtigen Ausschüsse für
Kriegsdienstverweigerung entscheiden. Die Beisitzer
der Ausschüsse sind durch die durch Rechtsverord-
nung der Landesregierung zu bestimmenden Vertre-
tungskörperschaften der Landkreise und kreisfreien
Städte zu wählen. Es besteht dringender Regelungs-
bedarf, damit gewährleistet wird, daß die Beisitzer
von demokratisch legitimierten Vertretungskörper-
schaften des Landes Brandenburg gewählt werden
können."

Die Frage:

"Welche Gremien entscheiden bis zur Umsetzung von
genannten Rechtsverordnungen über die Anträge
Brandenburger Bürger und wie wird dic Landesregie-
rung sichern, daß kein Brandenburger Bürger gegen
seinen Willen zum Kriegsdienst mit der Waffe her-
angezogen wird?"

Herr Innenminister, Sie haben das Wort. Bitte.

Minister des Innern Ziel:

Es geht um die Frage, welche Gremien entscheiden. Der
Bundesminister der Verteidigung hat mit Erlaß vom 18.
10. 1990 festgelegt, daß für die neuen Bundesländer,
soweit bei den ICreisersatzämtern Ausschüsse für Kriegs-
dienstverweigerer nicht gebildet sind, diese Aufgaben
durch entsprechende Ausschüsse bei ICreisersa tzä m tern in
den alten Bundesländern wahrgenommen werden. Im
Erlaß ist festgelegt, daß für die Amtsbereiche der Kreis-
ersatzämter in Brandenburg das Kreiswehrersatzamt.

Lüneburg und der dortige Ausschuß für Kriegsdienstver-
weigerer zuständig sind. Alle Anträge von Wehrpflichti-
gen und Soldaten aus dem Land Brandenburg werden
daher also dem Ausschuß für Kriegsdienstverweigerer in
Lüneburg vorgelegt.

Nach Auskunft des Bundesministeriums der Verteidigung
wird bei einem Antrag eines dienenden Soldaten eine
vorrangige Entscheidung innerhalb von drei Monaten
getroffen; auch wenn ein Rechtsanspruch nicht besteht,
wird der Betroffene regelmäßig in diesen Fällen vom
Dienst mit der Waffe freigestellt.

Soweit die Antwort auf Ihre Frage, Herr Reuter.

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister, erlauben Sie eine Anfrage?

Abgeordneter Dr. Reuter (BÜNDNIS 90):

Das war im Grunde genommen nicht meine Frage, Herr
Minister. Die Regelung ist mir bekannt. Es ging darum,
wie das Land Brandenburg dieser Verantwortung gerecht
werden will. Es kann sich ja nur um eine Übergangs-
regelung handeln, daß so gehandelt wird.

Minister des Innern Ziel:

Das ist richtig, es handelt sich um eine Übergangsrege-
lung, aber die Frage lautete: Welche Gremien entschei-
den bis zur Umsetzung? Dazu hat der Bundesminister
eine Entscheidung getroffen. Mir war nicht bekannt, daß
Ihnen das bekannt ist.

Ansonsten müßten wir sicher noch einmal darüber spre-
chen, wie mit der Erstellung dieser Gremien, die ja dabei
mitzusprechen haben, verfahren werden soll.

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Dr. Reuter, ich darf vielleicht darauf hinweisen, daß
die Frage, wie ich sie vorgelesen habe, eigentlich nicht
ganz dem entspricht, wie es vorhin noch einmal in den
Raum gestellt wurde. Das war eigentlich eine Doppel-
frage.

Wenn es keine weiteren Nachfragen gibt, kommen wir
zur Frage 3. Der Abgeordnete Kirmße der Fraktion der
SPD stellt fest:

"Hochschulstandorte sind bevorzugte Artsiedlungs-
punkte für die Wirtschaft. Die Bildungsstruktur im
Bereich der Hochschulbildung ist im Land Branden-
burg unzureichend. Es müssen alle Anstrengungen
unternommen werden, damit Abiturientinnen nicht in
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großem Maße zum Studium in andere Bundesländer
abwandern und nach dem Studium zum Teil auch dort
verbleiben."

Die Frage:

"In welchen Fachbereichen, an welchen Standorten
und in welchem Umfang werden im Land Branden-
burg zum Wintersemester 1991/92 Studienplätze für
Abiturientinnen angeboten?"

Herr Innenminister, ich vermute, Sie geben Herrn Mini-
ster Enderlein das Wort. Bitte sehr, ich gebe es ihm
auch.

Minister für Wissenschaft, Forschung und Kultur
Enderlein:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Namens der Landesregierung beantworte ich die
mündliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Kintiße wie
folgt:

Herr Abgeordneter, ich gehe davon aus, daß Sie nicht
nur nach den weiblichen Studierenden gefragt, sondern
die Abiturienten insgesamt gemeint haben. Die Landes-
regierung, meine Damen und Herren, weiß um ihre Ver-
antwortung bei der Umgestaltung der Hochschulland-
schaft. Sie unternimmt entsprechende Anstrengungen, die
Studienangebote im Land Brandenburg attraktiv zu ge-
stalten.

Der Aufbau des Hochschulbereiches wird qualitativ und
quantitativ die Möglichkeiten der Studienaufnahme für
Abiturientinnen und Abiturienten erweitern. Dazu werden
die beabsichtigten Gründungen der Universität Potsdam,
der Europa-Universität Frankfurt, der Technischen Hoch-
schule Cottbus und von Fachhochschulen beitragen.
Entscheidungen über die endgültige Struktur des Studien-
angebotes an den neuen Hochschulen wird die Landes-
regierung erst nach den Stellungnahmen der Struktur-
und Gründungskommissionen treffen. Vorbehaltlich
dieser Entscheidungen geht die Landesregierung davon
aus, daß aus gegenwärtiger Sicht an den Hochschulen
zum Wintersemester 1991/92 Studiengänge in 18 Fach-
bereichen an der Brandenburgischen Landeshochschule,
in 8 Fachrichtungen an der Hochschule für Bauwesen in
Cottbus und in 6 Fachbereichen an der Hochschule für
Film und Fernsehen angeboten werden. Änderungen bzw.
Erweiterungen sind aus den genannten Gründen möglich.
Insgesamt gehen wir auch davon aus, daß in einzelnen
dieser Fachbereiche noch ein erheblicher Reformbedarf
besteht. Nach den noch ausstehenden Empfehlungen des
Wissenschaftsrates zur Bildung von Fachhochschulen, die
noch in diesem Frühjahr erwartet werden - in einem Fall
sind sie schon erfolgt -, können Entscheidungen zum

Standort und zur Struktur solcher Einrichtungen getrof-
fen werden. Sie führen in jedem Fall - voraussichtlich
besonders im Sozial- und Technikbereich - zur Erweite-
rung der Studienmöglichkeiten für Abiturientinnen und
Abiturienten. Wir versuchen, das entsprechende Studien-
angebot im Fachhochschulbereich noch für das Winterse-
mester 1991/92 zu realisieren.

(Schwacher Beifall)

Präsident Dr. Knoblich:

Wenn es keine Fragen gibt, dann kommen wir zur Num-
mer 4, der Frage des Abgeordneten Prof. Dr. Michael
Schumann von der Fraktion PDS-LL. Er stellt fest:

"Gegenwärtig gibt es in den Kommunen des Landes
Brandenburg große Unsicherheiten im Umgang mit
dem geltenden Recht. Das resultiert vor allem aus der
Tatsache, daß die Kenntnisse über das geltende Recht
nur ungenügend vorhanden sind. Dadurch kommt es
vielfach zu Entscheidungen der Gemeindevertretungen
und der Verwaltungen, die gegen geltendes Recht
verstoßen."

Er fragt:

"Was wird im Innenministerium unternommen, um
durch eine funktionierende Rechtsaufsicht auf die
Sicherung der Einhaltung des geltenden Landesrechts
in den Kommunen Einfluß zu nehmen?"

Herr Innenminister, Sie haben das Wort.

Minister des Innern Ziel:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Unsicherhei-
ten im Umgang mit dem geltenden Recht in den Kom-
munen sind nach meiner Meinung nicht verwunderlich.
Schließlich standen die Kommunen vor einem völligen
Neubeginn. Zum einen gab es vor der Wende keine
kommunale Selbstverwaltung, zum anderen mußte an-
schließend ein anderes Rechtssystem mit völlig unbe-
kannten Bundes- und Landesgesetzen bewältigt werden.

Die Kommunen haben sich dieser riesigen Aufgabe mit
bewundernswertem Eifer gestellt. Erforderlich war eine
neue Verwaltungsorganisation und gleichzeitig das Trai-
ning der Bediensteten. Zumindest die Ebene der Land-
kreise und großen Städte ist heute weitgehend arbeits-
fähig. Dies ist nicht zuletzt ein großes Verdienst der
Beraterteams, die wir in den Kreisen und Städten aus
Nordrhein-Westfalen haben. Auf der gemeindlichen
Ebene liegt - das sehe ich auch so - noch vieles im ar-
gen. Insbesondere die Vielzahl der Klein- und Kleinst-
gemeinden verhindert eine effektive Verwaltungserledi-
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gung. Daher ist der Aufbau von Verwaltungsgemein-
schaften sehr dringend.

Ich werde in Kürze den Entwurf für eine Ämterverfas-
sung nach dem Muster Schleswig-Holsteins vorlegen.
Wesentlich ist die Schulung der Bediensteten im gelten-
den Bundes- und Landesrecht. Teilweise werden die
Bediensteten bei den Kommunen in Nordrhein-Westfalen
bereits geschult, teilweise erfolgt die Schulung durch die
Berater vor Ort nach der Devise "Learning by doing".
Das Land führt ab April Fortbildungsmaßnahmen durch.
Im Herbst dieses Jahres wird gleichzeitig eine Fachhoch-
schule für Verwaltung die Ausbildung qualifizierter
Mitarbeiter ermöglichen.

Die Unterstellung, die in der Frage impliziert ist, daß
Entscheidungen der Gemeindevertretungen und der Ver-
waltungen "vielfach gegen geltendes Recht verstoßen",
muß ich zurückweisen. Dies kann vom Innenministerium
als der obersten Rechtsaufsichtsbehörde jedenfalls so
nicht bestätigt werden. Und wenn das so ist, dann bitte
ich um konkrete Nennungen.

Die Rechtsaufsicht auf der Ebene des Innenministeriums
und der Landräte als untere staatliche Verwaltungsbehör-
den funktioniert. Sie schreitet entsprechend den Mög-
lichkeiten des Kommunalverfassungsgesetzes ein, wenn
ihr ein rechtswidriges Handeln einer Kommune bekannt
wird. Die Landräte sind bemüht, in Bürgermeisterkon-
ferenzen eine vertrauensvolle Zusammenarbeit mit den
Gemeinden zu fördern und bereits im Vorfeld durch
Beratung und Information rechtmäßiges Verwaltungs-
handeln sicherzustellen.
Als oberste Rechtsaufsichtsbehörde versuchen meine
Mitarbeiter und ich ebenfalls, in zahllosen Beratungen, in
Telefongesprächen, in Schreiben mit Landräten und
Bürgermeistern die Verfassungsprinzipien der Gesetzmä-
ßigkeit und der Rechtmäßigkeit der Verwaltung auch auf
der konununalen Ebene zu gewährleisten.

Vielen Dank. Soweit die Antwort.

(Beifall, vor allem bei der SPD)

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Abgeordneter Schumann. Sie erlauben, Herr Mini-
ster?

Abgeordneter Prof. Dr. Schumann (PDS-LL):

Herr Minister, wir stimmen sicher darin überein, daß die
Aufsicht ja nicht die Aufgabe hat, die kommunale Selbst-
verwaltung einzuschränken, sondern sie zu stärken. Stim-
men Sie mit mir auch darin überein, daß die Aufsicht die
Aufgabe hat, die kommunale Selbstverwaltung zu unter-

stützen, und daß von einer sinnvollen Unterstützung nur
die Rede sein kann, wenn die Rechtsaufsicht tätig wird,
bevor das Kind in den Brunnen gefallen ist?

Es gibt - und die Spatzen pfeifen es von den Dächern -
eine Reihe von ersichtlichen Rechtsverletzungen. Ich
denke nur daran, daß bis heute in einer Reihe von Kom-
munen der Opposition die Vertretung in den Hauptaus-
schüssen verwehrt wird.

Ich möchte Sie einfach darauf aufmerksam machen, daß
die Frage darauf abzielte, daß die Rechtsaufsicht nach
meinem Ermessen aktiver und von sich aus selbsttätiger
in Erscheinung treten müsse.

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Abgeordneter, ich bitte für die Zukunft, eine kurze,
präzise Frage zu stellen.

Minister des Innern Ziel:

Ich weiß auch nicht, daß hier eine Frage gestellt wurde,
Herr Schumann. Und insofern habe ich auch keine Frage
zu beantworten. Sie haben eben ein Statement abgege-
ben. - Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Knoblich:

Der fünften Frage des Abgeordneten Dr. Horst Maschler,
Fraktion der SPD, ist der Text vorangestellt, daß die
Kommunen des Landes mit Ergebnissen, Zielstellungen
und Unterlassungen der Treuhand nicht leben können;
das haben die vergangenen Monate leider eindeutig be-
legt.

Dann wird Bezug genommen auf konkrete Vorgänge,
bevor die Frage gestellt wird:

"Was tut die Landesregierung, um die lebenswichtigen
Interessen der Kommunen gegenüber der Treuhand zu
fördern?"

Herr Innenminister, wer wird auf diese Frage antworten?

Minister des Innern Ziel:

Minister Hirche.

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister Hirche, Sie haben das Wort.
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Minister für Wirtschaft, Mittelstand und Technologie
Hirche:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In der Bera-
tung am 14. März im Bundeskanzleramt konnten zwi-
schen der Bundesregierung, den Ministerpräsidenten der
neuen Bundesländer und dem Vorstand der Treuhand-
anstalt Grundsätze der Zusammenarbeit von Bund, neben
Ländern und Treuhandanstalt für den Aufschwung Ost
vereinbart werden. Das schließt die Einbeziehung der
Kommunen unabdingbar ein.

Obwohl die Privatisierung das ordnungspolitische Ziel
der Treuhandanstalt bleibt, tritt die Sanierung der Unter-
nehmen für den Zeitraum der Beteiligung in eine gleich-
rangige Position zur Privatisierung.

Die Landesregierung hat ihre Einflußnahme gegenüber
der Treuhand und deren Niederlassung dahingehend aus-
und aufgebaut, daß Vertreter der Landesregierung im
Beirat der Treuhandzentrale und deren Niederlassungen
wirksam sind. Im Wirtschaftsministerium wurde auf
Beschluß des Kabinetts ein eigenständiges Referat Treu-
hand gebildet, und gleichzeitig wurde eine ressortüber-
greifende Arbeitsgruppe gebildet, die die Treuhand be-
rührende Fragen aufgreift und als Vermittler zwischen
den Kommunen und der Treuhand auftritt.

In die Beiräte der Treuhandniederlassungen, die im März
erstmals tätig wurden, sind neben Vertretern der Wirt-
schaft aus den Regionen auch Kommunalvertreter ein-
bezogen. Durch die Vertreter der Landesregierung wird
auf die Arbeit der Treuhandanstalt dahingehend Einfluß
genommen, daß die Abläufe der Privatisierung in Indu-
strie und Handel transparenter werden, daß über getroffe-
ne Entscheidungen exakter und vor allen Dingen frühzei-
tiger informiert wird und daß nach Lösungen für erkann-
te Hemnmisse bei der Eigentumsübertragung gesucht
wird.

Wir haben uns mit der Treuhand darauf verständigt, daß
bei vorgesehenen Stillegungen rechtzeitig ein Abstim-
mungsgespräch über Zeitpunkt, Verfahren und Manage-
ment geführt wird, so daß wir rechtzeitig Ausgleichs-
maßnahmen einleiten können.

Für Problemregionen und -kommunen fahren wir in
Zusammenarbeit mit der Treuhandanstalt künftig Sonder-
programme, um die Umstrukturierung der Wirtschaft und
damit neue Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaffen,
auch unter Nutzung der Fördermöglichkeiten der EG. Die
Wirtschaftsfördergesellschaft des Landes Brandenburg,
die zügig ausgebaut wird, leistet mit regionalen lind
kommunalen Gesellschaften und Ämtern wertvolle Un-
terstützung. Optimale Koordinierung und Beschleunigung
von ansiedlungsfördernden Maßnahmen einschließlich

Genehmigungsverfahren stehen im Vordergrund.

Zu den von den Kommunen oftmals kritisierten Proble-
men bei der Übertragung von Kommunaleigentum ist die
Landesregierung an die im Einigungsvertrag vereinbarten
Rechtspositionen gebunden. Urn die Verfahrensweise
deutlicher zu machen und die vorhandenen Unsicherhei-
ten abzubauen, hat die Landesregierung gegenüber der
Treuhandanstalt darauf gedrängt, den Bürgermeistern und
Landräten Informationen und Hilfeleistungen zu über-
mitteln. Das ist nunmehr mit dem Schreiben der Treu-
handanstalt vom 22. Februar erfolgt. Daß die Treuhand-
anstalt auf das Ausgangsschreiben der Vorsitzenden der
Kreistage und Stadtverordnetenvorsteher der kreisfreien
Städte vom 6. Februar 1991 nicht in angemessener Frist
geantwortet hat, ist nicht nur bedauerlich, sondern zu-
tiefst kritisierenswert.

Die Antwort des Direktorats Kommunalvermögen an die
Präsidentin des Kreistages Rathenow liegt nunmehr mit
Datum vom 14. März 1991 vor. Mit diesem Schreiben,
das ohne weiteres an alle zur Kenntnis gegeben werden
kann, werden für die Kommunen wesentlich bessere
Voraussetzungen für die Übertragung von Kommunal-
eigentum angekündigt, und ich hoffe, auch wirksam.

Ich denke, daß damit - viel zu spät allerdings - ein An-
fang für eine Verbesserung der Zusammenarbeit zwi-
schen Treuhandanstalt und Kommunen gesetzt worden
ist. Die Landesregierung wird nicht müde werden, auch
in Zukunft die Treuhandanstalt dazu zu verpflichten,
nicht nur das Land und die regionalen Beiräte, sondern
auch die Kommunen direkt zu informieren und in Ent-
scheidungsprozesse einzubeziehen.

(Beifall)

Präsident Dr. Knoblich:

Unter Nununer 6 erscheint die Frage des Abgeordneten
Stefan Ludwig von der Fraktion PDS-LL. Er stellt fest:

"In beispiellos arroganter Weise verweigert Finanz-
minister Kühbacher Tausenden Sportlern Branden-
burgs, die er als 'defizitäre Anabolika-Truppe' ver-
unglimpfte, ihnen zustehende Fördergelder aus Lotto-
einnahmen."

Er fragt:

"Weiche Position hat die Landesregierung zu dieser
ungeheuerlichen Verleumdung Tausender Sportler
Brandenburgs durch eines ihrer Mitglieder, und wann
endlich wird der Landessportbund diese Mittel erhal-
ten?"
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Herr Innenminister, wen bestimmen Sie zur Beantwor-
tung der Frage?

Minister des Innern Ziel:

Herr Kühbacher wird die Frage beantworten.

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister Kühbacher, Sie haben das Wort.

Minister der Finanzen Kühbacher:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Namens der
Landesregierung beantworte ich die Frage des AbgeOrd-
net

e
n Ludwig wie folgt: Sicherlich war die Antwort des

Finanzministers auf eine Frage eines Journalisten zur
Bereitstellung von Finanzmitteln zur Rettung von Sport-
schulen, insbesondere der Sportschule Kienbaum, keine
politisch-taktische Meisterleistung.

(Beifall)

Dies vorausgeschickt, weise ich namens der Landesregie-
rung die in der Frage versteckten Vorwürfe - an der
Sprache erkennt man die Geister -, wie Beispiellosigkeit,
Arroganz, Ungeheuerlichkeit, Verleumdung, Verunglimp-
fung Tausender Sportler usw. als in der Sache völlig
danebenliegend zurück.

(Beifall bei SPD, CDU, F.D.P. und BÜNDNIS 90)

Natürlich enthält der Landeshaushalt schon im Vor-
schaltgesetz Finanzmittel in zweistelliger Millionenhöhe
zur Finanzierung des Sports im Lande Brandenburg. Wie
Sie wissen, ist dieser Landeshaushalt vom Finanzminister
eingebracht worden. Natürlich werden Tausende Sportler,
insbesondere im Breitensport, auch künftig bei ihren
sportlichen Aktivitäten in den Vereinen die notwendigen
Mittel erhalten. Natürlich wird auch der Landessportbund
die nach Parlamentsbeschluß notwendigen Mittel erhal-
ten, und natürlich kann auch der Landtag Überlegungen
anstellen, Lotto- und Toto-Ei nnahrncpositionen des
Landeshaushaltes auch für diesen Zweck zu verwenden.

Darüber hinaus wird der Entwurf des endgültigen Haus-
haltes 1991 um weitere 8 Millionen für diese Zwecke
aufgestockt werden. Dies beweist die Sportfreundlichkeit
der Landesregierung und auch des Finanzministers.

(Beifall, vor allem bei der SPD)

Nichtsdestotrotz bleibt der Finanzminister bei seiner
höchstpersönlichen Meinung, daß es eben gerade keine
Förderung des Sportgedankens war, als in unzulässiger
Weise an Menschen Versuche durchgeführt wurden, wie

deren Leistungsfähigkeit mittels technischer und medi-
kamentöser Behandlung gesteigert werden konnte.

(Starker Beifall bei SPD, CDU, F.D.P.
und BÜNDNIS 90)

Daß diese Versuche dann auch noch zum Ruhme und zur
Ehre eines sozialistischen Staatswesens in besonderen
Anstalten wie Kienbaum durchgeführt wurden - wie
übrigens auch im kapitalistischen Westen, dort nur in
subtilerer Weise -, bedeutet noch lange nicht, daß man
diese Praktiken in Zukunft mit öffentlichen Mitteln wei-
ter finanzieren muß. Deshalb hat der Finanzminister des
Landes Brandenburg seine schon früher im Haushaltsaus-
schuß des Deutschen Bundestages - die Protokolle sind
nachlesbar, weil öffentlich - offen dargelegte Abneigung
gegen die Verabreichung von besonders leistungsfördern-
den Präparaten und die Züchtung insbesondere von jun-
gen Sportlerinnen und Sportlern schon im Kindesalter
noch einmal wiederholt

Der Finanzminister ist gespannt, ob in diesem Landtag
über die Förderung des Breitensports hinaus jemand
ernsthaft der Meinung ist, daß solch eine Sporteinrich-
tung wie Kienbaum seitens des Landes unbedingt wie-
derbelebt und gefördert werden muß, daß die Defizite
dort aus öffentlichen Steuermitteln zu bezahlen sind.

(Beifall bei SPD, CDU, F.D.P. und BÜNDNIS 90)

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Minister der Finanzen Kühbacher:

Selbstverständlich.

Präsident Dr. Knoblich:

Mikrophon 10.

Abgeordneter Ludwig (PDS-LL):

Herr Minister, ist Ihnen bekannt, daß der Landessport-
bund zumindest auf eine Richtigstellung Ihrer Aussagen,
wie Sie es eben jetzt vor uns getan haben, bzw. auf eine
Entschuldigung für Ihre Äußerung wartet?

Minister der Finanzen Kühbacher:

Herr Abgeordneter, der Landessportbund war in der
Fragestellung des Journalisten nach der Finanzierung der
Sportanlage in Kienbaum überhaupt nicht angesprochen.
Und ich würde doch nicht im Ernst daran denken, solche
Praktiken, wie sie in Kienbaum in der Vergangenheit
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insbesondere in technischer Weise gehandhabt wortlen
sind, dem Landessportbund zu unterstellen. Deshalb gab
es zwischen der Frage des Journalisten und der Aufre-
gung beim Landessportbund überhaupt keinen Zusam-
menhang. Im übrigen hat Herr Junghähnel, wie mir mein
Büro mitgeteilt hat, um ein Gespräch nachgesucht, und
ich habe gesagt: Selbstverständlich spreche ich jederzeit
mit dem Vorsitzenden des Landessportbundes.

Nur: Zu entschuldigen habe ich mich gegenüber dem
Landessportbund überhaupt nicht. Ich habe nur geäußert,
daß ich keinen Grund sehe, die Sportschule Kienbaum,
die besonders bekannt ist, seitens des Landeshaushaltes
aus ihren Defiziten zu befreien.

(Beifall SPD, CDU, F.D.P. und BÜNDNIS 90)

Abgeordneter Ludwig (PDS-LL):

Herr Minister, machen Sie weitere Ausführungen, oder
sind Sie am Ende ...

Minister der Finanzen Kühbaeher:

Ich habe noch weitere Antworten zu anderen Themen,
aber ich denke, das Fragespiel geht weiter, es ist doch
auch interessant.

Abgeordneter Ludwig (PDS-LL):

... weil ich sonst noch gewartet hätte. Der zweite Teil ...

Präsident Dr. Kitoblich:

Dürfte ich darum bitten, daß von einem Dialog abgese-
hen wird. Herr Abgeordneter, wenn Sie eine Frage ha-
ben, tun Sie das kund. Ich gebe Ihnen das Wort. Sie
haben die Möglichkeit zu drei Zwischenfragen. Bitte
sehr.

Abgeordneter Ludwig (PDS-LL):

Herr Minister, gibt es seitens Ihres Ministeriums Pläne,
eine Lotterie des Landes einzurichten, um Sportlern aus
deren Einnahmen Mittel zur Verfügung zu stellen?

Minister der Finanzen Kühbachen

Sie werden erstaunt sein: Im Land Brandenburg wird,
wie sich das gehört, bereits Lotto gespielt, mit gutem
Erfolg für die Spielenden - es kommen Gewinne heraus
- und auch mit gutem Erfolg für die Kasse des Landes
Brandenburg.

Darüber hinaus beabsichtigen wir, das ist gestern im
Kabinett so beschlossen worden, eine weitere Beteiligung
an dem Gesamtlotto - wenn Sie Sonnabend abends in die
Fernsehröhre gucken, sehen Sie immer diese Kugeln
rollen -, daran sollen sich die Bürger Brandenburgs auch
beteiligen dürfen. Das wird wiederum die Finanzlage des
Landes Brandenburg stärken. Die sich daraus ergebenden
Mittel stehen dann im Landeshaushalt auf der Einnah-
menseite, und dieser Landtag hat es in der Hand, die sich
daraus ergebenden Einnahmen zu besonders für ihn
notwendigen Ausgabenzwecken zu verwenden.

Herr Abgeordneter Ludwig, wenn Sie richtig zugehört
haben: In der letzten Landtagssitzung, spätabends, habe
ich die Sportler hier aufgefordert, in einen Wettlauf mit
den Behinderten im Lande einzutreten, mit den besonders
belasteten alten Menschen, mit der Umwelt, mit der
Denkmalpflege, was die Frage der besonderen Bezugs-
größen zu diesen Einrichtungen angeht. Ich denke, das
wird in diesem Landtag anläßlich des Landeshaus-
halts 1991 ausgiebig diskutiert werden. Von daher ist das
alles gar keine neue Situation. Ich bin über Ihre Frage-
stellung erstaunt.

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister, der Abgeordnete Gonnermann hat noch
eine Frage.

Abgeordneter Prof. Dr. Gonnermann (PDS-LL):

Herr Minister, in diesem Zusammenhang eine Frage nur:
Sie haben sicher davon Kenntnis, daß sich Berlin um die
Olympischen Spiele im Jahr 2000 bewirbt. Können Sie
sich vorstellen, daß dabei eine Sportschule und ein Sport-
zentrum wie Kienbaum mit erhöhten finanziellen Mitteln
auch vom Land Brandenburg für die Olympischen Spie-
le, auch im Sinne von Leistungsstimulation von deut-
schen Sportlern, wieder in Tätigkeit tritt?

Minister der Finanzen Kühbacher:

Ich kann mir überhaupt nicht vorstellen, daß man für
Olympische Spiele zu Ruhm und Ehre eines gesamten
Deutschlands über "Leistungsstimulation", wie Sie das
nennen, seitens des Landes Brandenburg Gelder einsetzt.
Genau das darf nicht passieren! Wir wollen doch Sport-
ler sehen, die sich im Sinne des olympischen Gedankens
begegnen und miteinander wetteifern. Wir wollen doch
keine Zuchtpersonen sehen.

(Lebhafter Beifall)

Darf ich gleich stehen bleiben, Herr Präsident?
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Präsident Dr. Knoblich:

Möglicherweise ja, das hängt von Ihrem Innenminister
ab, denn unter 7. fragt aus der Fraktion der SPD der
Abgeordnete Dr. Stefan Körben

"Welche Möglichkeiten sieht die Landesregierung, bei
der Vergabe öffentlicher Aufträge im Zusammenhang
mit der Ausgabe dieser investiven Mittel verstärkt
Brandenburger Unternehmen zu berücksichtigen?"

Er stellt dem Ganzen einen Text voran, aber ich denke,
daß mit dieser Frage der Sachverhalt schon geklärt ist.

Minister der Finanzen Kühbacher:

Herr Dr. Körber! Namens der Landesregierung beant-
worte ich Ihre Frage wie folgt:

Schon durch die Verwaltungsvorschrift zur Weitergabe
von kommunalen Investitionsmitteln, die der Bund be-
reitgestellt hat, die von unserem Ministerpräsidenten Dr.
Stolpe noch am Tage der Vereinbarung unterschrieben
wurde, werden die Kommunen in besonderer Weise
gebunden, bei der Vergabe der Mittel für Gebäude- und
Anlageninstandsetzungsarbeiten - das ist der große Ober-
begriff - brandenburgische bzw. Unternehmer aus den
übrigen neuen Bundesländern zu berücksichtigen. Das
Land wird geeignete weitere Überlegungen anstellen,
soweit diese nicht gegen geltendes EG- und Vergabe-
recht der Bundesrepublik Deutschland verstoßen, bei den
übrigen zusätzlichen Investitionsmitteln den Gedanken
von Arbeit im Land Brandenburg zu berücksichtigen.

(Vereinzelt Beifall)

Präsident Dr. Knoblich:

Der Innenminister bittet darum, durch den Wirtschafts-
minister eine Ergänzung anschließen zu lassen. Ich folge
dieser Bitte. Herr Minister Hirche, Sie haben das Wort.

Minister für Wirtschaft, Mittelstand und Technologie
Hirche:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Für die Lan-
desregierung möchte ich insbesondere hinzufügen, daß
wir die Arbeit der in Cottbus geschaffenen Auftragsbera-
tungsstelle unterstützen, die alle brandenburgischen Be-
triebe bei der Bewerbung um öffentliche Aufträge ko-
stenlos berät. Diese Beratungsstelle hat den Auftrag, die
öffentlichen Auftraggeber im Landes- und Kommunalbe-

reich bei der Vergabe öffentlicher Aufträge zu beraten.
Und weil sich das immer ganz gut macht, sage ich auch
die konkrete Anschrift hier noch einmal: Wirtschafts-
beratung Brandenburg, Sandower Str. 23, Cottbus. Dort
können weitere Informationen eingeholt werden. Telefon:
25631.

Es sind in Ausführung dessen, was der Kollege Kühba-
cher hier schon angekündigt hat, von mir alle Ressort-
kollegen gebeten worden, entsprechend den Richtlinien
für die bevorzugte Berücksichtigung von kleinen und
mittleren Unternehmen in Handwerk, Handel und Indu-
strie aus den neuen Bundesländern bei der Vergabe öf-
fentlicher Aufträge zu verfahren. Auf Grund dieser
Richtlinie gelten als bevorzugte Bewerber Handwerks-
und Industrieunternehmen mit einem Jahresumsatz bis zu
10 Millionen DM oder bis zu 65 Beschäftigten, Einzel-
handelsunternehmen mit einem Jahresumsatz bis zu 5
Millionen DM und Großhandelsunternehmen mit einem
Jahresumsatz bis zu 15 Millionen DM, sonstige Gewer-
betreibende mit einem Jahresumsatz bis zu einer Mil-
lion DM.

Diese Bewerber können gegenüber Bewerbern aus den
alten Bundesländern das wirtschaftlichste Angebot zwi-
schen 0,5 und 8 % überschreiten, je nach Angebotshöhe.
Das heißt, ein Unternehmen aus dem Land Brandenburg,
das bei der Angebotsabgabe innerhalb der genannten
Prozentsätze teurer ist als ein Bewerber aus den west-
lichen Bundesländern, erhält den Auftrag. Es ist ja ins-
besondere gelungen, bei den Kommunalmitteln, von de-
nen der Finanzminister eben gesprochen hat, zu errei-
chen, daß die Bundesregierung in der Vergabe der Mittel
festgelegt hat, daß die Aufträge bevorzugt an einheimi-
sche Bewerber gegeben werden müssen.

Das ermöglicht mir, in diesem Fall abzuweichen von der
VOB oder VOL und auch keinen Widerspruch etwa ein-
zulegen bei Vergabe an teurere Bewerber. Ich finde, das
ist eine sehr positive Entwicklung und Unterstützung der
einheimischen Wirtschaft, insbesondere der kleinen und
mittleren Betriebe.

(Vereinzelt Beifall)

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Minister, eine Zusatzfrage der Abgeordneten Frau
Dr. Theben.

Abgeordnete Dr. Theben (PDS-LL):

Ich habe nur eine praktische Frage. Sind alle Konununen
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gezwungen, sich in Cottbus vermitteln zu lassen? Wenn
sie in ihrem Dorf Handwerker haben, können sie das
dort gleich erledigen?

Minister für Wirtschaft, Mittelstand und Technoldgie
Hirche:

Ich bin dankbar, daß Sie mir die Gelegenheit geben, Frau
Abgeordnete, ein Mißverständnis gar nicht erst aufkom-
men zu lassen. Das ist eine Beratungsstelle, sie dient
dazu, wenn irgendwo Unklarheit vorhanden ist, die Bera-
tung zu geben. Was direkt und schnell geht, ist das al-
lerbeste, wie es oft heißt: Wer schnell hilft, hilft doppelt.

(Vereinzelt Beifall)

Präsident Dr. Knoblich:

Unter 8. bemerkt der Abgeordnete Detlef Kirchhoff von
der Fraktion der CDU:

"Trotz der Schlüsselzuweisungen für das II. Quartal
1991 sind die Kommunalhaushalte nicht ausgeglichen,
und die Beschlußfassung eines ordentlichen Haushal-
tes wird weiterhin verzögert. Die Investitionskraft der
Städte und Gemeinden ist äußerst gering. Eine kurz-
fristige Auslösung von Aufträgen, trotz günstiger
Witterung, ist derzeit aus Geldmangel nicht möglich.
Das 'Gemeinschaftsprojekt Ost' der Bundesregierung
beinhaltet zusätzliche Finanzmittel, die den Konunu-
nen über die Länder bereitzustellen sind. Dieser Be-
trag wurde den Kommunen bisher nicht übergeben.
Bis wann erfolgt die Übergabe der zusätztichen finan-
ziellen Mittel an die Kommunen, und nach welchen
Modalitäten erfolgt die Zuweisung finanzieller Mittel
für Investitions- und Sanierungsprojekte?"

Herr Innenminister, wen lassen wir antworten?

(Minister des Innern Ziel: Den Finanzminister.)

Herr Minister Kühbacher, Sie haben das Wort.

Minister der Finanzen Kühbacher:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Im Namen
der Landesregierung beantworte ich die Frage wie folgt:

Die in der Frage beinhaltete Feststellung, daß die Mittel
an die Kommunen nicht übergeben wurden, ist falsch.
Die Investivmittel aus den kommunalen Investitionspro-
grammen sind bereits, wie Sie aus der Presse entnehmen
konnten, am 13. 3., in der vergangenen Woche, in Pro-
Kopf-Beträgen an die kreisfreien Städe, Landkreise und
über die Landkreise an die kreisangehörigen Gemeinden
ausgereicht worden: 304 DM an die kreisfreien Städte,

152 DM und einige Pfennige für die Landkreise und
weitere 152 DM über die Landkreise an die kreisangehö-
rigen Gemeinden.

Eine interministerielle Arbeitsgruppe erarbeitet zur Zeit
eine beschleunigte Vergabe der auf das Land darüber
hinaus zulaufenden Investitionsmittel, die im Rahmen des
noch nicht verabschiedeten Bundeshaushalts in einer
Größenordnung von weiteren 1,2 Milliarden DM auf das
Land Brandenburg zukommen. Die taufenden Mittel zur
Aufstockung der Kommunalfinanzen über die Erhöhung
der Schlüsselzuweisung sind in einer Kommunalkonfe-
renz den für die Finanzen verantwortlichen Dezernenten
der Kreise und Städte bereits mitgeteilt worden. Diese
erhöhten Mittel, meine Damen und Herren und sehr
geehrter Herr Kirchhoff, müssen durch Sie, durch den
Landtag, erst in den Landeshaushalt aufgenommen und
beschlossen werden. Da die Landesregierung aber die
Investitionsmittel, wie ich vorhin betonte, bereits direkt
ausgezahlt hat, ohne daß konkrete Rechnungen vorliegen,
könnten derzeit in den meisten Kommunen und Land-
kreisen überhaupt keine Liquiditätsprobleme mehr beste-
hen.

Präsident Dr. Knoblich:

Wir kommen zur 9. Frage des Abgeordneten Harald
Petzold von der Fraktion PDS-LL. Er stellt fest:

"Für das Schuljahr 1991/92 sind bereits jetzt Pla-
nungsvorbereitungen zu treffen, ..."

Ich bitte um Entschuldigung. Es gibt noch eine Zusatz-
frage. Herr Minister Kühbacher, da hat noch jemand eine
Zusatzfrage. Würden Sie bitte an das Rednerpult gehen?
Das Mikro 13 ist offen.

(Zusatzfrage: Es handelt sich um die 157 DM für die
kreisangehörigen Städte und Gemeinden. Sind diese
den kreisangehörigen Städten und Gemeinden von den
Landkreisen übergeben worden, oder liegen sie bei
den Landkreisen für die kreisangehörigen Städte und
Gemeinden an? Sie hatten jetzt gesagt, daß sie. den
kreisangehörigen Städten übergeben worden sind, also
daß sie sie direkt bekommen.)

Minister der Finanzen Kühbacher:

Die Listen der Ausgabesummen sind vom Innenminister
noch in der Sitzung der Kommunalkonferenz an alle
anwesenden Vertreter, also die Finanzdezernenten der
Landkreise und der kreisfreien Städte, übergeben worden.
Wir gehen doch davon aus, Herr Abgeordneter, daß diese
Landkreise die Mittelzuweisung an die kreisangehörigen
Gemeinden oder an die kreisangehörigen Städte nicht für
sich selbst verbunkern. Das kann ich mir beim besten



640
	 Landtag Brandenburg - 1. Wahlperiode - Plenarprotokoll 1/12 - 20. März 1991

Willen nicht vorstellen, denn solche Landräte gibt es im
Land Brandenburg doch gar nicht. Von daher kann logi-
scherweise das Geld nur am nächsten Tag weitergegeben
worden sein. Wenn es Einzelfälle geben sollte, in denen
das nicht so ist, müßte man den Landrat ermuntern. Aber
ich unterstelle einmal: Sie werden Einzelfälle hier auch
nicht lobend erwähnen wollen.

Präsident Dr. Knoblich:

Nun kommen wir doch zur 9. Frage. Es wird hier im
vorangestellten Text auf die Notwendigkeit der Vorberei-
tung des Schuljahres eingegangen und auf daraus resul-
tierende finanzielle Konsequenzen und abgeschlossen mit
der Frage:

"Wann entscheidet die Landesregierung über die
Zulassung von Lehrmaterialien, insbesondere von
Lehrbüchern für das kommende Schuljahr, und wer-
den dabei auch die Verlage aus den neuen Bundes-
ländern berücksichtigt?"

Herr Minister, wer bekommt das Wort? - Frau Ministerin
Birthler, bitte, Sie haben das Wort.

Ministerin für Bildung, Jugend und Sport Birthler:

Werte Damen und Herren! Lieber Herr Petzold! Sie
konnten es wahrscheinlich schon den Medien entnehmen,
daß es aus unserem Ministerium einen Erlaß gegeben
hat, die Verwendung, die Prüfung und die Antragstellung
für Lehrmittel zu regeln. Es sind in diesem Erlaß auch
Übergangsvorschriften für das Schuljahr 1991 und 1992
enthalten.

Zum Hintergrund ist zu sagen, daß hier natürlich eine
sehr neue Situation vorliegt. Bis jetzt hatten wir DDR-
weit in allen Klassen die gleichen Schulbücher. Nun ist
die DDR auch in dieser Frage als Markt entdeckt wor-
den. Direktoren konnten sich teilweise nicht vor Ver-
tretern retten. Das hat natürlich verunsichert, und ich
muß sagen, es ist auch gefährlich, denn nicht alles, was
auf diesem Markt angeboten wurde, war auch wirklich
vertretbar. Ich habe selber einige besondere Köstlichkei-
ten in meinem Zimmer und gebe Ihnen gern davon
Kenntnis, daß es auch Schulbücher mit ausgeprägt re-
vanchistischem Charakter gibt, so daß allein schon dieses
Argument genügt, aber es gibt natürlich noch mehr zu
sagen. Hier besteht ein Regelungsbedarf.

In diesem Erlaß mußten wir uns natürlich auch auf ein
Provisorium einlassen. Unser Ziel ist es, mittelfristig
dafür zu sorgen, daß auch hier in Brandenburg Lehrbü-
cher entwickelt werden. Wenn ich besonders an Ge-
schichte und Heimatkunde denke, liegt es nahe, daß wir
auch "hausgemachte" Lehrmittel verwenden können,

dafür natürlich auch die hier existierenden Verlage in
Anspruch nehmen. Wir haben uns in diesem Erlaß jetzt
zunächst darauf beschränkt, die Lehrbücher, die in West-
berlin und in Nordrhein-Westfalen zugelassen sind, auch
für Brandenburg zuzulassen, zusätzlich einige Lehrbücher
aus dem Molitzke-Verlag. Das ist ein Verlag aus den
neuen Bundesländern. Wir sind im Moment dabei, die
Schulbücher aus dem Verlag Volk und Wissen zu prü-
fen, von denen sicherlich auch noch eine ganze Reihe
zugelassen werden. Das Angebot wird breit. Es wird so
schon schwer, sich zu entscheiden, aber wir mußten es
aus den eingangs genannten Gründen natürlich auch
einengen.

Noch eine Bemerkung in diesem Zusammenhang: Neu
ist auch, daß Schulbücher in Zukunft sehr viel teurer
werden. Es wird dem Landtag auch noch überlassen sein,
zu entscheiden, in welcher Weise und in welcher Höhe
das Land unterstützend wirkt, wenn es um die Bezahlung
von Lehrbüchern geht. Dies ist noch eine offene Frage,
über die man sicherlich diskutieren muß.

Ich weiß, daß ich mit der nächsten Frage dran bin. Soll
ich gleich stehen bleiben?

Präsident Dr. Knoblich:

Sie haben auch im Präsidenten einen aufmerksamen
Zuhörer für Ihre Ausführungen.

Die Frage 10 der Fraktion PDS-LL, vertreten durch die
Abgeordnete Frau Kerstin Bednarsky, lautet:

"Eine wesentliche Entscheidung zur Vorbereitung des
Schuljahres 1991/92 betrifft die in den alten und
neuen Bundesländern unterschiedliche Schulausgangs-
schrift.

Wird für die Zulassung von Lehrmaterialien für die
Primarstufe dieser Unterschied berücksichtigt?"

Ministerin für Bildung, Jugend und Sport Birthler:

Es ist nicht vorgesehen, die in der ersten Klasse gelehrte
Schrift zu verändern. Ich denke, es gibt gute Erfahrungen
mit der Schrift, die in unseren Schulen gelehrt wurde.
Sie ist auch allgemein über die Grenzen der ehemaligen
DDR hinaus anerkannt. Es ist nur auf der anderen Seite
sehr zweckmäßig, daß es besonders in diesen Fragen, die
sehr praktisch sind, künftig eine Abstimmung zwischen
Berlin und Brandenburg gibt, weil wir immer mit einer
Schülerfluktuation zu rechnen haben. Wir sind darüber
im Gespräch. Es gab im vorigen Jahr eine Initiative der
Senatsschulverwaltung, unsere Ausgangsschrift zu über-
nehmen. Es ist jetzt sicherlich angezeigt, abzuwarten, wie
nach dem Regierungswechsel in Berlin der Trend ist.
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Ich bin sehr dafür,  daß es eine Aufeinander-zu-Entwick-
lung gibt, damit wir hier im Raum Berlin-Brandenburg
in den ersten Klassen die gleichen Schriftzüge wieder-
finden. Die Sache ist nur etwas verwickelter, als man
gemeinhin annimmt. Es geht nicht nur um dieses hin-
fache S ohne Schleife, was offensichtlich, glaube ich, bei
uns die bessere Lösung ist. Man muß, wenn man die
kleinen Buchstaben von a bis z schreibt, zählen, wie oft
die Drehrichtung gewechselt wird. Da ergeben sich wie-
der ganz andere Ergebnisse - zwischen 17- und 35mal.
Ich will Sie damit nicht aufhalten. Es ist ziemlich kom-
pliziert, und wir sollten Sorgfalt darauf verwenden, eine
endgültige Lösung zu finden, aber dies - und daran habe
ich ein starkes Interesse - mit Berlin zusammen.

(Beifall)

Präsident Dr. Knoblich:

Schönen Dank. wir haben das erste Mal die ungewöhnli-
che Situation, die 60 Minuten Vorgabe für die Frage-
stunde unterschritten zu haben. Der Innenminister sagte
mir gerade, in Anbetracht der Solidität der Antworten
wäre es geraten, die vielleicht nicht so gut vorbereiteten
Herren Minister hier heute nicht zu strapazieren, sondern
die Fragen, die für Donnerstag vorgesehen sind, auch
Donnerstag beantworten zu lassen. Insofern ist Gelegen-
heit, den Tagesordnungspunkt 1 zu schließen, was ich
hiermit tue.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 2:

Aktuelle Stunde

Thema: 
Gebiets- und Verwaltungsreform

Antrag
der Fraktion der CDU

Das Wort hat der Abgeordnete Häßler.

Abgeordneter Häßler (CDU):

Herr Präsident! Verehrte Damen und Herren! Wir hätten
uns die Thematik der heutigen Aktuellen Stunde sparen
können, weil es auf wirtschaftlichem Gebiet brennendere
Probleme gibt. Andererseits verspüren die Bürger, Ver-
einigungen und Betriebe dieses Landes täglich, wie drin-
gend notwendig eine voll funktionsfähige und effiziente
Verwaltung ist.

Die Notwendigkeit, diese Problematik auf die heutige
Tagesordnung zu setzen, ist aber dadurch entstanden, daß
Verwaltungsreform zu eng mit Gebietsreform verknüpft
wurde und damit die gegenwärtig funktionierende Ver-

waltung, nämlich die auf kommunaler Ebene, verunsi-
chert wurde. Erreicht wurde damit, daß auch vielen die-
ser Bürger in den im Mai vergangenen Jahres gewählten
Parlamenten und deren Verwaltung die Motivation für
ihre komplizierte Arbeit genommen wird.

Ich muß in meinem Beitrag mehrfach unseren Minister-
präsidenten ansprechen. Er hat ja heute Wichtigeres zu
tun. Ich hoffe, daß er mich dennoch hören kann.

Sie mögen es nicht wollen, Herr Ministerpräsident, aber
die Arbeit Ihres Kabinettes führt dazu, den Bürgern
dieses Landes Motivationen zu nehmen statt zu geben.

Wir fordern deshalb die Regierung auf, noch klarer als
bisher zu formulieren, daß die von allen als notwendig
angesehene Gebietsreform erst am Ende der Legislatur-
periode der betreffenden Körperschaften stehen kann.
Mit den bevorstehenden Entscheidungen zur Verwal-
tungsorganisation im Lande Brandenburg wird der
Grundstein für die Durchsetzung der Rechtsstaatlichkeit
zum Wohle der Bürger dieses Landes gelegt.

Die zu schaffende öffentliche Verwaltung muß die Vor-
aussetzungen in sich bergen, daß die Wirtschafts-, Ar-
beits- und Lebensbedingungen schnellstmöglich denen
der alten Bundesländer angepaßt werden. Nicht nur we-
gen dieser Bedeutung ist in der Landesverfassung die
Organisationshoheit nach Grundgesetz zu regeln. Eine
solche Verfassung befindet sich aber erst in der Erarbei-
tung. Ich unterstreiche deshalb nochmals den bereits vom
Abgeordneten Walther in der 1. Lesung vertretenen
Grundsatz der CDU-Fraktion, daß es sich bei diesem
Gesetz um ein Gesetz mit Verfassungscharakter handelt
und demzufolge auch so in der Behandlung zu verfahren
ist.

(Vereinzelt Beifall)

Im übrigen dürften unsere Auffassungen dabei auch nicht
so weit voneinander entfernt sein; denn der Minister des
Innern hat bei der Begründung des Gesetzes bereits von
dem Charakter eines Grundgesetzes gesprochen.

Wenn ich allerdings auch im Zusammenhang mit diesem
Gesetzentwurf stehende Praktiken der Landesregierung
sehe, dann muß ich fragen, wie ernst die Regierung
eigentlich das Parlament und damit seine Abgeordneten
nimmt. Wir sind aufgefordert, in den Ausschüssen die
Fragen der künftigen Verwaltungsorganisation dieses
Landes zu beraten und damit über Zahl und Aufgabenbe-
zeichnung, z. B. von oberen Landesbehörden, zu ent-
scheiden. Am 18. März 1991 konnte man der "Lausitzer
Rundschau" aber bereits Ausschreibungen für ein Lan-
desamt für Soziales und Versorgung entnehmen und 14
Tage vorher sogar schon für ein Landesumweltamt. Eine
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Informationsschrift des Ministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten bezeichnet sogar als Her-
ausgeber ein Landesamt für Agrarordnung. Ich muß also
fragen: Worüber soll ein Landtag denn nun noch ent-
scheiden?

Ein wesentliches Argument für den von der Koalition
geforderten Wegfall der Landesmittelbehörden waren
Effektivität und Sparsamkeit. Es ist zu bezweifeln, ob in
einem Land mit 24 oberen Landesbehörden noch von
Sparsamkeit die Rede sein kann. Den Abgeordneten wird
suggeriert, mangels Haushaltsmitteln auf den so wichti-
gen Bündelungseffekt einer Landesmittelbehörde zu
verzichten, ohne auch nur den Versuch des Nachweises
einer Einsparung anzutreten. Im Gegenteil: Es wird von
der Regierung offiziell formuliert, daß die Kosten noch
nicht abschätzbar wären. Ich muß also fragen, warum die
Regierung nicht konkret das vorgeschlagene Modell der
zweistufigen Verwaltung dem seit September vergange-
nen Jahres vorliegenden Entwurf eines Landesorganisa-
tionsgesetzes gegenüberstellt und klar Vorteile und Nach-
teile sowie Kosten beider Varianten herausarbeitet. Die-
ser Entwurf sah zumindest nur etwa die Hälfte obere
Landesbehörden und dafür zwei oder drei Mittelbehörden
vor.

Dabei sollte nicht außer acht gelassen werden, daß•die
Ausgaben für Personal, Sachaufwand und Investitionen
der Bezirksregierung in den Ländern, die über solche
Behörden verfügen, nur etwa 1 % des Ausgabenvolu-
mens der betreffenden Landeshaushalte ausmachen.

Verehrte Damen und Herren! Es hieße Eulen nach Athen
tragen, im brandenburgischen Landtag zu sagen, daß man
sich im Lande Brandenburg befindet. Dennoch muß bei
einer Aussprache über die Verwaltung unseres Landes
daran erinnert werden, daß es in Brandenburg eine gute
Tradition gibt, weil unser Land das Geburtsland der in
aller Welt bekannten und als besonders effizient ge-
schätzten deutschen Verwaltung ist. Diese entstand gera-
de hier in Brandenburg infolge der Reformen des Frei-
herrn von Stein und auch Hardenbergs. Geschaffen wur-
de damals eindeutig eine dreistufige Verwaltung, in
welcher der Regierungsbezirk eine wichtige, ja unersetz-
liche Rolle spielt. Das ist die Verwaltung, die in aller
Welt als die typisch deutsche Verwaltung bekannt wurde
und welche zugleich als besonders effizient gilt. Dabei
sollte im Zuge der damaligen Freiheitsbewegung fürst-
liche Willkür durch die Institution des nur auf die Geset-
ze fixierten "Regierungspräsidenten" verhindert werden.

Eine dreistufige Verwaltung gab es in Brandenburg auch
bis zum Jahre 1952, als altbewährte Verwaltungsstruktu-
ren zerschlagen wurden. Der am 5. Juli 1945 eingesetzte
Präsident der Provinzialverwaltung Brandenburg, Herr
Dr. Karl Steinhoff - im übrigen Mitglied der SPD -,

führte dazu ein Jahr später aus:

"Zur Beschleunigung des Aufbaus der Verwaltung im
Provinzialmaßstab und zur Verkürzung des Weges
zwischen der leitenden Zentralstelle und der ausfüh-
renden Ortsbehörde wurde die Provinz in vier Bezirke
aufgeteilt."

Hier und heute haben wir die einmalige Möglichkeit, an
Bewährtes anzuknüpfen und eine neue, demokratische
und zugleich gut funktionierende Verwaltung zu schaf-
fen.

Bewährt hat sich in Deutschland -- bis auf die Ausnah-
men Schleswig-Holstein und Saarland, also zwei flächen-
mäßig wesentlich kleinere Bundesländer als Brandenburg
- die dreistufige Verwaltung mit dem Regierungsbezirk
als einem unerläßlichen und unersetzlichen Eckpfeiler.

Unser Innenminister, Herr Ziel, formulierte auf einer
Beratung zu Verwaltungsproblemen, daß man in Bran-
denburg auf in Deutschland bewährte Verwaltungsstruk-
turen zurückgreifen sollte. Dem kann man nur zustim-
men, Herr Innenminister. Dieser Gedanke - konsequent
zu Ende gebracht - bedeutet aber, daß man jetzt, wo man
die Möglichkeit hat, in Brandenburg die in der überwie-
genden Mehrzahl der Bundesländer praktizierte und
gerade in Deutschland bewährte dreistufige Verwaltung
einführt.

Verehrte Damen und Herren! Gestatten Sie mir, darauf
hinzuweisen, daß es geradezu paradox wäre, wenn gera-
de in Brandenburg, dem Geburtsland der dreistufigen
Verwaltung, diese gegenwärtig abgelehnt würde, obwohl
sie sich in der Mehrzahl der alten Bundesländer unter
den gegenwärtigen modernen Verhältnissen täglich be-
währt.

Verehrter Herr Ministerpräsident! In Ihrer früheren Tä-
tigkeit als Konsistorialpräsident konnten Sie reiche Er-
fahrungen in der Verwaltung, das heißt in der Kirchen-
verwaltung, sammeln. Diese ist - ob Sie dies wahrhaben
wollen oder nicht - eine eindeutig dreistufige. Neben
dem Zentrum und der Superintendentur hat der Sprengel
mit dem Generalsuperintendenten - welcher eindeutig
angedachten Regierungsbezirken, sogar territorial gese-
hen, fast völlig entspricht - seinen festen und unverrück-
baren Platz. Als Konsistorialpräsident haben Sie nie
versucht, die mittlere Ebene, nämlich die Sprengel Cott-
bus, Eberswalde und Potsdam, zu beseitigen. In der
politischen Verwaltung unseres Landes wollen Sie dies
aber konsequent, ja man muß schon sagen rigoros, tun.
Ein Versuch, die Sprengel der Evangelischen Kirche in
Brandenburg zu beseitigen, ist nicht in Aussicht; denn er
hätte mit Sicherheit eine Revolution in den Kirchgemein-
den dieses Raumes zur Folge.
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Herr Ministerpräsident! Es kann sicher nicht gutgehen, in
dem einen Bereich das eine zu wollen und in dem ande-
ren Bereich das andere zu tun. Beharren Sie also kon-
sequent auf dem, was sich in Brandenburg bewährt hat -
nämlich die dreistufige Verwaltung, und zwar in *der
Kirche wie auch im Lande insgesamt.

In diesem Zusammenhang ist es auch wichtig, darauf
hinzuweisen, daß unser Ministerpräsident in seiner Re-
gierungserklärung davon ausging, daß mit einer Gebiets-
und Verwaltungsreform gleichwertige Lebensbedingun-
gen in allen Landesteilen zu schaffen sind. Dazu ist es
erforderlich, wesentliche inhaltliche Schwerpunkte im
Bereich der Wirtschaft im Landesorgartisationsgesetz zu
verankern, wie die Abgeordnete Schellin in ihrem Bei-
trag während der 1. Lesung des Landesorganisations-
gesetzes forderte. Richtig sagte die Abgeordnete Schellin,
daß wir uns - wenn es nicht gelingt, schnelle und dezen-
trale Strukturen für die Bewältigung der Probleme im
Bereich der Wirtschaft aufzubauen - die Verantwortung
für gefährdete oder verschleppte Investitionen zuschrei-
ben müssen. Daran hängen aber Arbeitsplätze und nicht
zuletzt auch das Gesunden der Kommunen. Hier decken
sich unsere Ansichten voll. Der Unterschied ist lediglich
in der Vorsilbe "de" zu sehen. Wir meinen, daß die
bisher gut arbeitenden zentralen Stellen bei den Bezirks-
verwaltungsbehörden eine unbedingte Voraussetzung für
die Installation von mittelständischen Unternehmen sind.

Weil der Prophet im eigenen Land nichts gilt, lassen Sie
mich hier zwei Expertenmeinungen zitieren. Frau Breuel
vorn Vorstand der Treuhand führte im Zusammenhang
mit den angedachten Strukturen in Brandenburg aus:

"Ohne regionale Wirtschaftsbehörden entsteht hier im
Land ein großes Chaos."

Die Dr.-Troje-Beratung für Wirtschaftsförderung, die auf
Empfehlung des Bundesministers für Wirtschaft in unse-
rer Region wirksam ist, führt in einem Vermerk zur
Auflösung der Bezirksverwaltungsbehörde Cottbus am
31. 1. 1991 aus:

"Es besteht offenbar die Gefahr, daß die wirtschaftli-
che Entwicklung der Region Cottbus erschwert wird,
wenn nach Auflösung der Bezirksverwaltungsbehörde
keine gemeinsame regionale Verwaltungsebene mehr
vorhanden ist. Die Region könnte auf Grund ihrer
Lage am Rande des Landes Brandenburg 'abgehängt'
werden. Um dieser Gefahr zu begegnen, ist eine alter-
native regionale Institution notwendig, die die in der
Region vorhandenen positiven Möglichkeiten bündelt,
regionale, in sich geschlossene Konzepte entwickelt
und als Vertretung der gesamten Region Unterstüt-
zung dieser Projekte durch die Landesregierung er-
wirkt."

Soweit diese Zitate. Es ist für andere Regionen unseres
Landes sicher analog zu sehen. Wir brauchen eine In-
stanz, die regionale Entwicklungskonzepte erstellt, un-
verwechselbare Standortprofile entwickelt und diese
Konzepte auch bei der Realisierung begleitet. Natürlich
müssen solchen Institutionen auch Planungs- und Ent-
scheidungskompetenzen zugeordnet werden. Eine der-
artige Institution kann auch die Ansiedlungswerbung
unterstützen, aussichtsreiche Projekte der Wirtschafts-
entwicklung, insbesondere die Neuansiedlung, fördern,
die dafür erforderlichen Maßnahmen der Planung und
Infrastrukturverbesserung koordinieren, aber auch Mar-
keting-Konzepte entwickeln und realisieren. Alle diese
Aufgaben werden derzeit in den Ressorts Wirtschaft der
Bezirksverwaltungsbehörden gelöst. Deren Auflösung
bringt die eingeleiteten Aufgaben ins Stocken und ge-
reicht keinesfalls zum Vorteil der Bürger dieses Landes,
weil dies objektiv die Arbeitslosigkeit weiter forciert.

(Beifall bei CDU und PDS-LL)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort hat der Abgeordnete Gilde von der Fraktion
der SPD.

Abgeordneter Gilde (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist sehr
schwierig, auf diesen Beitrag direkt zu antworten; denn
ich habe den Eindruck, daß Sie, Herr Abgeordneter, viele
Dinge sehr partiell herausgegriffen haben, in denen Ge-
bietsreform oder Verwaltungsreform ineinander über-
gehen.

Wir haben in den Koalitionsfraktionen sehr eingehend
und sehr differenziert erörtert, inwieweit zwei- und drei-
stufige Verwaltungen für Brandenburg sinnvoll und
effizient sind, und wir haben eine eindeutige Entschei-
dung in der Koalition getroffen, auch nach dem Rat
vieler Fachleute: daß für Brandenburg eine zweistufige
Verwaltung sinnvoll und richtig und effizient ist, und ich
muß schon mit Erstaunen feststellen, daß Sie so für die
Bezirksverwaltungsbehörden plädieren können. Das ist
schon erstaunlich.

Wir haben ein sehr deutliches und klares Konzept, und
wir gehen nicht an Einzellösungen heran. Wir greifen
nicht die Kreisreform oder dic Gemeindeverwaltungs-
reform oder die Landesverwaltungsreform heraus, son-
dern sagen ganz deutlich: Es besteht ein enger Zusam-
menhang zwischen der Reform auf Gemeindeebene, der
Reform auf Kreisebene und der Bildung der Landesbe-
hörden. Das ist ein untrennbarer Zusammenhang.

Diese Reform muß von unten beginnen, d. h. bei der



644 Landtag Brandenburg - 1. Wahlperiode - Plenarprotokoll 1/12 - 20. März 1991

Gemeindeverwaltungsreform anfangen, und da möchte
ich sehr deutlich den Handlungsbedarf darstellen. Ge-
meindeebene, Kreisebene - da möchte ich sagen: Ich
erlebe es in unserem Land Brandenburg gerade, daß das
die kommunalen Gebietskörperschaften sind, deren Ver-
waltungen funktionieren, bei allen Abstrichen. Sie haben
dafür gesorgt, daß das Land Brandenburg nicht im Chaos
versunken ist, sondern daß wir wirklich funktionierende
Verwaltungen haben, mit allen Dingen, die aus der Wen-
de heraus und aus der Umstrukturierung zu erklären sind.

Natürlich muß eine Reform sehr darauf achten, daß
Stabilität erhalten bleibt. Es muß sehr viel Geschick an
den Tag gelegt werden, damit die Schwierigkeiten, die
bei einer Reform immer entstehen, nicht zu groß werden.

Reformen auf Gemeindeebene, Kreisebene und Landes-
ebene sind eng miteinander verzahnt. Ich möchte den
Handlungsbedarf auf der Gemeindeebene deutlich klar-
stellen. Er leitet sich erstens ab aus dem wirklichen
Festschreiben dessen, daß der Bürger durch die Wahl
demokratisch zum Ausdruck bringt, wen er in der Ge-
meindeverwaltung als Vertreter haben möchte und wer
ehrenamtlicher Bürgermeister sein soll. Zweitens ist der
Handlungsbedarf, daß die Gemeindegrenzen nach dem
Willen der Bürger beibehalten werden, daß zum Beispiel
das Dorf Hoppenrade Hoppenrade bleibt und so auch
weiter heißt, daß das Dorf Fretzdorf Fretzdorf heißt und
das Dorf Dalmin auch weiter so heißt. Das ist ein ganz
wichtiger Punkt. Das muß deutlich untermauert werden.

Der dritte Punkt - und da haben die Bürgermeister in
unserem Land Brandenburg eine sehr hohe Dynamik
entwickelt, ich erlebe es jedenfalls so als Kommunalpoli-
tiker: Gemeinden legen ihre Verwaltungen zu Verwal-
tungsgemeinschaften zusammen mit dem Ziel, starke und
leistungsfähige Gemeindeverwaltungen zu bekommen.
Sie legen ihre Verwaltungen zusammen, und ich muß
deutlich hervorheben, daß erst durch eine starke, lei-
stungsfähige kommunale Verwaltung kommunale Selbst-
verwaltung möglich wird, erst dadurch. Dieser Prozeß
hat eine sehr hohe Eigendynamik. Ich möchte besonders
allen ehrenamtlichen Bürgermeistern meine Hochachtung
ausdrücken, daß sie hier so voranschreiten.

Als Bürger einer Gemeinde möchte ich möglichst viele
behördliche Dinge schnell und unkompliziert in meiner
zuständigen Gemeindeverwaltung erledigen können, und
ich möchte ganz selten ins Landratsamt gehen.

Ich möchte auch deutlich machen, daß es zwischen Ge-
meindeverwaltungsreform und Kreisgebietsreform - das
ist die zweite Ebene - eine enge zeitliche Verzahnung
gibt. Das heißt, daß eine Kreisgebietsreform nicht vor
einer Gemeindeverwaltungsreform stattfinden darf. - Ich
werde gemahnt, einen Augenblick noch! - Es ist ganz

wichtig, daß erst die kommunale Verwaltungsebene
gestärkt wird; denn man muß sagen: Kreisverwaltungen,
besonders starke Kreisverwaltungen, werden immer die
Tendenz haben, Selbstverwaltungsaufgaben an sich zu
ziehen. Deswegen muß wirklich viel Verwaltungskraft in
die Gemeinden gelegt und dort festgehalten werden.

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Abgeordneter! Ich bitte Sie, Ihren Beitrag zu been-
den. Vielleicht haben Sie nachher Gelegenheit, ihn fort-
zuführen.

(Beifall)

Das Wort hat der Abgeordnete Siebert von der Fraktion
der F.D.P.

Abgeordneter Siebert (F.D.P.):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das Parla-
ment ist wohl noch am ehesten in der Lage, sich trotz
der Fülle an Tagesaufgaben auch mit längerfristigen
Vorhaben auseinanderzusetzen_ Zudem erfordert das
Thema der heutigen Aktuellen Stunde, sich auch über
Fraktionsgrenzen hinweg zu verständigen.

Föderalismus und kommunale Selbstverwaltung sind
Prinzipien des Staatsaufbaus, die im gemeinsamen Inter-
esse aller politisch Verantwortlichen verwirklicht werden
müssen. Wir stehen dabei erst am Anfang dessen, was
wir im Land in den Kommunen aufbauen wollen. Dieser
Neuanfang muß unter außerordentlich komplizierten
Bedingungen vollzogen werden. Andererseits sind die
realen Gestaltungsmöglichkeiten viel umfassender als
unter festgewachsenen Strukturen.

Festzustellen ist, daß nach den Kommunalwahlen im Mai
1990 in den Kreisen, Städten und Gemeinden erhebliche
Anstrengungen unternommen wurden, neue Verwaltungs-
strukturen zu schaffen. Die Kommunalverfassung, die
dafür den rechtlichen Rahmen bildet, schreibt jedoch nur
Grundsätze fest. Folglich entstanden sehr unterschiedli-
che Strukturen und Verwaltungsmodelle in den Kreisen
und Kommunen. Gemeinsam ist ihnen leider nur, daß sie
nicht die Leistungsfähigkeit besitzen, die Art und Um-
fang der Verwaltungsaufgaben erfordert.

Ich will ausdrücklich betonen, daß ich die engagierte
Arbeit der neugewählten Bürgermeister und Landräte
sehr hoch schätze. Aber allein sie kann die fehlende
Leistungs- und Finanzkraft nicht wettmachen. Unstrittig
ist sicher, daß enttäuschte Bürger und resignierende
Vertreter von Unternehmen vor den Amtsstuben nicht
zum Dauerzustand werden dürfen. Mit Pragmatismus und
Improvisation allein läßt sich in Einzelfällen Abhilfe
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schaffen. Meine Anerkennung gehört denen, die das
tagtäglich versuchen. Das Grundproblem ist aber so nicht
zu lösen. Es ist unsere Aufgabe, Rahmenbedingungen
dafür zu schaffen, daß die Verwaltungen in die Lage
versetzt werden, ihre Aufgaben zu erfüllen. Die Bürger
erwarten zu Recht eine fundierte und zügige Bearbeitung
ihrer Anliegen.

Der eigentliche Zwang, schnell und wirksam zu handeln,
erwächst aus dem Kardinalproblem unseres Landes,
nämlich Wirtschaft und Infrastruktur aufzubauen. Wer es
damit ernst meint, wird nicht umhin kommen, den un-
trennbaren Zusammenhang zwischen leistungsfähigen
Verwaltungen und wirtschaftlichem Aufschwung festzu-
stellen.

Für die F.D.P.-Fraktion stelle ich fest, daß wir uns so-
wohl der Notwendigkeit einer Gebiets- und Verwaltungs-
reform als auch der damit verbundenen Probleme bewußt
sind. Für die von uns angestrebte Kreisreform setzen wir
folgende Eckpunkte:

Erstens - und das steht nicht zufällig ganz oben: Die neu
zu bildenden Kreise werden mit den zuständigen Ge-
bietskörperschaften und nicht gegen sie errichtet. Das
bedeutet in erster Linie, die Kreistage und Landräte
unverzüglich in die Erarbeitung der Konzeption einzube-
ziehen.

Zweitens: Für die Größe der neuen Kreise müssen so-
wohl Einwohnerzahl wie Flächengröße ausgewogene
Relationen haben. Es gibt kein Einheitsmaß, sondern die
örtlichen Bedingungen müssen maßgeblich für die Ent-
scheidung sein. Dazu rechnen wir auch historische und
wirtschaftliche Zusammenhänge. Das muß die Anzahl
der Kreise bestimmen und nicht umgekehrt.

Drittens: Die notwendige Umverteilung von Kräften,
Kompetenzen und Mitteln muß vorrangig zugunsten der
kommunalen Ebene erfolgen. Auch bei künftig größeren
Kreisen muß Bürgernähe der Verwaltung gewährleistet
werden. Leistungsfähige Verwaltungen vor Ort ersparen
dem Bürger aufwendige Fahrten in die Kreisstadt.

Viertens: Für diese Zielstellung muß die Bildung von
Verwaltungsgemeinschaften gezielt gefördert werden.
Das Landesorganisationsgesetz muß die dafür notwendi-
gen Rechtsgrundlagen schaffen.

Fünftens: Die Bildung neuer Kreise macht Neuwahlen
der Kreistage zwingend erforderlich. Weder zusammen-
gelegte Kreistage noch Haupt- oder Nebenlandräte sind
geeignet, den Aufbauprozeß zügig zu vollziehen.

bar, für die betroffenen Mitarbeiter der Verwaltungen
Konzepte für die künftige Beschäftigung und soziale
Sicherung zu erstellen. Dabei sind insbesondere die
durch Neuwahl im Mai 1990 berufenen Amtsleiter, De-
zernenten, Bürgermeister und Landräte zu berücksich-
tigen.

Siebentens: Unter den genannten Prämissen geht die
F.D.P.-Fraktion davon aus, daß die Kreisreform innerhalb
von zwei Jahren vollzogen werden kann und soll. - Dan-
ke.

(Beifall bei der F.D.P., vereinzelt bei der SPD)

Präsident Dr. Knoblich:

Das Wort hat die Abgeordnete Frau Stobrawa von der
Fraktion PDS/Linke Liste.

Abgeordnete Stobrawa (PDS-LL):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin der
CDU-Fraktion dankbar, daß das Thema "Gebiets- und
Verwaltungsreform" noch einmal als Aktuelle Stunde
beantragt wurde, obwohl die vorige Sitzung sich ja aus-
führlich in 1. Lesung mit dem Landesorganisationsgesetz
beschäftigte und viele, viele Pressemitteilungen von
Herrn Innenminister Ziel auch in letzter Zeit zu lesen
waren, die aber - so die Meinung von Abgeordneten
unserer Fraktion in den Kreistagen und auch Bürgermei-
stern von uns - mehr Verwirrung gestiftet als Klarheit
geschaffen haben.

Sie, Herr Innenminister, wollten uns in der 10. Land-
tagssitzung einreden, daß Landesorganisation und Ge-
biets- und Verwaltungsreform zwei verschiedene Paar
Schuhe sind. Ich sehe auch am heutigen Tage noch, daß
es nicht zwei verschiedene Paar Schuhe sind, sondern
tatsächlich ein Paar, das paßfähig gemacht werden muß,
damit etwas zum Laufen kommen kann.

Unser Antrag, eine Gesamtkonzeption von der Regierung
zu verlangen, wurde abgelehnt, und man entschied sich
hier im Parlament dafür, Stück für Stück vorzugehen.
Jetzt höre ich aber von dem Redner der SPD: Wir haben
ein klares Konzept. - Meine erste Frage ist: Wer ist
"wir"? Ist es die SPD-Fraktion, oder ist es die Regie-
rung? Dann wäre es auch sehr interessant, wenn wir
dieses klare Konzept wirklich einmal von A bis Z auch
zu Gesicht bekommen würden. Denn eigentlich nichts
anderes als das, was hier dargestellt wurde, nämlich die
Einheitlichkeit, ein einheitliches Konzept, haben auch wir
entsprechend eingefordert, mit der Zielrichtung: Die
Stabilität muß erhalten bleiben.

Sechstens: Für den Erfolg bei der Bildung von Verwal-
tungsgemeinschaften und neuen Kreisen ist es unabding- Auf die heutige Thematik der Aktuellen Stunde bezogen,
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sehe ich, daß sich hier die Auffassung bei einigen immer
mehr durchzusetzen scheint: Wir zerschlagen erst einmal
die Verwaltung und werden dann Stück für Stück neue
in irgendeiner Form irgendwo wieder aufbauen.

Unbestreitbarer Fakt ist doch, und hier möchte ich Herrn
Häßler unterstützen, daß es mit dem Gründungsdatum
des Landes funktionierende Verwaltungen auf allen Ebe-
nen gab, und ich glaube, auch die Zuschrift 1/22, die
allen Abgeordneten von den Cottbuser Mitarbeitern der
Bezirksverwaltungsbehörde zugegangen ist, unterstreicht
das noch einmal.

Werter Herr Innenminister, Sie hatten besonders hervor-
gehoben, daß die Landesregierung Brandenburg als erste
der neuen Bundesländer ein Grundgesetz für die Landes-
organisation vorlegt. Für uns stellt sich die Frage: War-
um dieses Tempo bei der Einführung der zweistufigen
Verwaltungsstruktur im Lande?

Um es noch einmal klar und eindeutig zu sagen: Wir
sprechen uns auch für eine Zweistufigkeit aus, sind aber
der Meinung, daß hier mit Verstand und Demokratie
vorgegangen werden muß und erst Überlegungen da sein
müssen, wie die Verwaltungen in zweistufiger Ebene
wirklich funktionieren können. Denn wir schätzen ein,
daß es auf allen Verwaltungsebenen im Land im Moment
geradezu einen Verwaltungsnotstand gibt, der in erster
Linie neben den finanziellen Nöten zustande kam, weil
eben unkontrolliert Verwaltungsaufgaben aus den Be-
zirksverwaltungsbehörden herausgelöst wurden und keine
konsequente Überführung in die fachlich zuständigen
Ministerien bzw. auf die kommunale Ebene erfolgte.

Die Ministerien sind noch nicht voll arbeitsfähig. Die
Gemeinden, Stadt- und Kreisverwaltungen sind völlig
überlastet. Es besteht an vielen Orten ein Verwaltungs-
vakuum, das sich leicht zum Chaos ausweiten kann.
Unsere Erwartungen werde ich nachher noch einmal zum
Ausdruck bringen. - Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der PDS-LL, vereinzelt bei der CDU)

Präsident Dr. Knoblich:

Ich danke Ihnen auch für die hervorragende Disziplin in
bezug auf die Nutzung der Zeit, nicht nur Ihnen.

Das Wort hat der Abgeordnete Nooke vorn BÜNDNIS
90.

Abgeordneter Nooke (BÜNDNIS 90):

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und
Herren! Die Fraktion BÜNDNIS 90 möchte sich aus-
drücklich bei der CDU bedanken, daß sie diese Aktuelle

Stunde beantragt hat. Ich hoffe, Sie haben das aus dem
von Ihnen erklärten Grundverständnis Ihrer politischen
Arbeit heraus gemacht, nämlich konstruktive Opposition
zu sein.

Eine sachliche, nicht konfrontative Debatte im Landtag
ist nötig. Vor allem aber haben alle Landräte, Bürger-
meister und natürlich Bürgerinnen und Bürger das Recht,
von der Regierung, und sicher von dem, was wir hier
denken, klare Sätze zu hören.

Was von der Regierung in den letzten Wochen kam, war
zumindest nicht immer so, daß es die Eindeutigkeit er-
höht hat. Es widersprach sich - zumindest partiell - nicht
unerheblich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90, vereinzelt bei der CDU)

Es geht, wie übrigens bei allen Themen, nicht darum,
eine bestimmte Zuhörerschaft oder ein bestimmtes Wäh-
lerklientel zu befriedigen, sondern die Sache zu erörtern.

Erinnern wir uns: Es begann mit der Forderung des
BÜNDNIS 90 und der F.D.P. - wir geben es ja zu -
während der Koalitionsgespräche, auf die Bezirksver-
waltung und die Regierungsbezirke in Brandenburg zu
verzichten. BÜNDNIS 90 steht wie die anderen zu dieser
Entscheidung für eine zweistufige Verwaltung. Es kann
nicht unser Ziel sein, den Weg über die Instanzen für die
Bürger zu verlängern, sondern umgekehrt, eher zu ver-
kürzen.

Daraus ergibt sich zwangsläufig - und nun gehe ich auf
einen konkreten Bereich hierzu ein, weil z. B. Herr Sie-
bert sehr ausführlich die Eckpunkte hier genannt hat, die
uns genauso wichtig sind und die ich nicht noch einmal
wiederholen möchte -, daß nun über die 44 Kreise nach-
gedacht werden muß und daß die nicht so bleiben kön-
nen, wie sie sind.

Unsere Pressemitteilung vom 21. November 1990 hat
versucht, die Diskussion hierzu zu eröffnen und vernünf-
tige Argumentationen vorzutragen. Seit vier Monaten ist
davon nicht allzuviel zu verändern gewesen. Es ist sogar
so, daß kaum etwas wirklich falsch war, von den Termi-
nen abgesehen, es ist meines Erachtens nur zuwenig
passiert in der öffentlichen Diskussion und in dem Ver-
ständlichmachen, worum es geht. Da tragen wir sicher-
lich alle eine Verantwortung, nicht nur die Regierung.

Ich habe überall den Eindruck erhalten, daß man sich
einig ist, daß größere Kreise nötig sind, abgesehen viel-
leicht von einigen Landräten, die gerade mit viel Mühe
ihre Verwaltung aufbauen und auch Spaß am Regieren
gefunden haben. Das ist gut so, und ihre Erfahrungen
und ihre Arbeit werden ganz sicher weiter gebraucht
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werden. Das sollte die Regierung immer wieder klar
sagen.

Keiner wird aber völlig freiwillig seine Stellung räumen,
und jetzt, meine sehr verehrten Damen und Herren, die
entscheidenden Worte hierzu: weder heute noch morgen
noch in einem, zwei oder drei Jahren.

Wir müssen die Verluste minimieren und nicht denken,
daß wir über die Zeit hinweg besser fahren, indem wir
einfach warten. Die Diskussion wird falsch geführt, wenn
man bei den Befindlichkeiten, von denen man ausgeht,
auch stehenbleibt.

Entscheidungen können weh tun, Entscheidungen müssen
immer auch gegen einige Leute und Bürgerinnen und
Bürger getroffen werden. Aber wir sind hier für den
vernünftigen Aufbau des ziemlich kleinen Landes Bran-
denburg zuständig, und da ist es nach unserer Auffas-
sung wesentlich sinnvoller, Kreisverwaltungen so aufzu-
bauen, daß z. B. in einem Umweltamt nicht ein oder
zwei Leute sitzen, sondern fünf oder zehn, die dann auch
dem Bürger, der dorthin kommt, eine sachkundige Aus-
kunft geben. Die Wege für die Bürger werden nicht
kürzer, wenn sie ohne die Antwort, die sie gewünscht
haben, zur nächsten Behörde geschickt werden.

Was ergibt sich als einfache Schlußfolgerung? Nichts
anderes, als der Personalrat der Bezirksverwaltungsbe-
hörde Cottbus in der Zuschrift 1/22 dem Landtag und
allen Abgeordneten schreibt:

"Es stellt sich die Frage, ob die rasche Einführung
einer zweistufigen Verwaltung notwendig oder nicht
sinnvollerweise mit einer generellen Gebietsreform
verbunden sein sollte."

Und diese generelle Gebietsreform, meine sehr geehrten
Damen und Herren, mit einem Vorschlag für die neuen
Großkreise sollte schnell erfolgen. Wir hatten das hier
schon einmal: Weil die Einheit Deutschlands die Ver-
einigung der beiden deutschen Staaten bedeutete, kann
man nun nicht alles dem Wildwuchs von unten über-
lassen. Das paßt dann nicht zusammen. Darauf wurde
hier schon eingegangen. Es sollten vernünftige Vorschlä-
ge von der Regierung kommen, genauso wie ich aus-
drücklich begrüße, daß die Cottbuser Raumordner einen
Vorschlag für die Großkreise der Oberlausitz der Öffent-
lichkeit vorgestellt haben.

Es geht aber auch um vernünftige Antworten der Land-
räte. Soviel ich weiß, ist z.B. in meiner Heimatstadt
Forst, als der Ministerpräsident und der Innenminister zu
Besuch waren, sowohl vom CDU-Landrat wie vom
CDU-Abgeordneten und Forster Bürgermeister Dr. Rein-
feld bekräftigt worden, schnell klare Verhältnisse zu

schaffen und Entscheidungen zur Kreisgebietsreform zu
treffen, das heißt, die Anzahl der Kreise und künftigen
Kreisstädte in konstruktiver Diskussion schnell festzule-
gen.

Wenn die Frage, ob das sinnvoll ist, klar ist und klar
bejaht wird, sich außerdem zwangsläufig ergibt, es
schnell zu machen, dann sollten wir hier darüber disku-
tieren, wie wir es gemeinsam gut hinlaekommen. Es gibt
wahrlich noch genug zu tun.

(Beifall)

Präsident Dr. Knoblich:

Für die Fraktion der CDU hat die Abgeordnete Frau
Schlanke das Wort. Damit beginnen wir die zweite Run-
de.

Abgeordnete Schlanke (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte
gern aus meiner Sicht als ehrenamtliche Bürgermeisterin
einer kleinen ländlichen Gemeinde ein paar grundsätzli-
che Ausführungen zur Verwaltungsgemeinschaft machen.

Eine Gegenüberstellung des vorhandenen Verwaltungs-
apparates einer einzelnen Kommune und der steigenden
Anforderungen, die sich ja zwangsläufig aus der kom-
munalen Selbstverwaltung ergeben, verdeutlicht, daß
schnell leistungsfähige Verwaltungsgrößen erreicht wer-
den müssen, denn neben dem Bürgermeister, der ja
haupt- oder ehrenamtlich tätig sein kann, sind die Kom-
munen mit weniger als 500 Einwohnern ja meist nur mit
ein bis zwei Verwaltungskräften ausgestattet, deren Ar-
beitsaufteilung eigentlich nur soweit geht, daß sie in
finanz- und organisationstechnischen Arbeitsgebieten
spezialisiert sind.

Dem stehen jetzt natürlich Aufgabenbereiche gegenüber,
wie sie eine Hauptverwaltung, eine Kämmerei, das Bau-
amt oder Ordnungsamt und andere erfüllen müssen, und
eine Überforderung der Verwaltungsmitarbeiter ist ei-
gentlich nur abzubauen, um mit dieser Bildung einer
Verwaltungsgemeinschaft gerade auf kommunaler Ebene
die Dienstleistungen für die Bürger zu verbessern. Das
ist ja auch in der Kommunalverfassung verankert.

Verwaltungsgemeinschaften verstehen sich ja als eine Art
Bündelung von Verwaltungsaufgaben, die jede Kommune
bei voller Wahrung ihrer Selbständigkeit realisieren muß,
das heißt, die gewählten Gemeindevertretungen bleiben
beschließendes Organ.

Welche Wege sind bei der Bildung einer solchen Ver-
waltungsgemeinschaft möglich, und inwieweit sind sie
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wirtschaftlich auch praktikabel? - Grundsätzlich muß
man natürlich sagen, daß die territorialen Bedingungen
ein wichtiger Bezugspunkt sind, z. B. die Besiedlungs-
struktur, auch die Entfernung zwischen den einzelnen
Kommunen, und anhand der historisch-regionalen Ent-
wicklung muß natürlich stark modifiziert werden, ob sich
da neue Verwaltungsgemeinschaften entwickeln können.

Ein bedeutender Aspekt ist außerdem auch die gewach-
sene gesellschaftliche Entwicklung des jeweiligen Gebie-
tes, und der Trend geht dahin - abgesehen von der Ent-
wicklung von Verwaltungsgemeinschaften mit Angliede-
rung an die Städte -, daß die ländlichen Zentrumsge-
meinden auserwählt sind und bleiben werden, die als
Zentren der landwirtschaftlichen Produktion und mit den
gesellschaftlichen Stützpunkten wie Schulen, Kinderbe-
treuungseinrichtungen, medizinischer Betreuung auch der
Sitz einer solchen Verwaltungsgemeinschaft sein sollten,
um Möglichkeiten der bürgernahen Präsenz zu schaffen.

Um bei meinem ausgewählten Beispiel zu bleiben: Eine
solche Verwaltungsgemeinschaft umfaßt bei uns ein Ein-
zugsgebiet von ca. 1 500 Einwohnern. Das ist natürlich
recht klein bemessen, aber, wie gesagt, wir gehen da
recht stark von den historischen und territorialen Bedin-
gungen vor Ort aus. Hier arbeiten jetzt zwei ehrenamtli-
che Bürgermeister mit weiteren vier Verwaltungskräften
an konkret eingestuften Aufgabenbereichen in einer
Hauptverwaltung mit untergliedertem Ordnungsamt, mit
einer Kämmerei und mit einem Bauamt. Diese Speziali-
sierung der Verwaltungstätigkeit ermöglicht jetzt auf
jeden Fall, verbesserte Dienstleistungen sachgemäß, für
die Bürger überschaubarer und auch zeitlich flexibel zu
erbringen. Gleichzeitig kann das Verwaltungspersonal -
und das muß natürlich auch sein, denn es fehlt uns da ja
unheimlich viel - als Fachpersonal ausgebildet werden.

Um die Nutzung der Verwaltungsgemeinschaft durch die
Bürger zu ermöglichen, muß hier ein gewisser Schnitt
auch in den Entfernungen gemacht werden. Bei uns sind
das in der Regel höchstens sechs Kilometer, also prakti-
kabel. Eine wichtige weitere Komponente, um bürgernah
zu arbeiten, sind weiterhin allerdings auch die wöchent-
lichen festgelegten Sprechtage der jeweiligen Bürgermei-
ster in ihren Kommunen. Dadurch können die Bürger
auch direkt vor Ort weiterhin ihre Probleme an die ge-
wählten Kommunalvertreter herantragen.

Zur Finanzierung solch einer Verwaltungsgemeinschaft
kann gesagt werden - erst einmal ganz global -, daß
kalkulierte Kostenpauschalen, die auf die Einwohnerzahl
der Mitgliedsgemeinden umgerechnet werden, wahr-
scheinlich durchgeführt und auch praktikabel sein wer-
den.

Soll die gemeindliche Aufgabenerledigung durch die

Verwaltungsgemeinschaft sichergestellt werden, ist es
besonders wichtig, bereits in der Vorbereitungsphase
beim Entstehen so einer Gemeinschaftsverwaltung auch
die Bürger demokratisch in diese Prozesse mit einzuglie-
dern, denn so klein eine Verwaltungsgemeinschaft auch
war oder ist: Eine räumliche Umsetzung bedarf schon
auch einer breiten Information und Erklärung für die
Bürger.

Folgende Vorgehensweise war bei uns vorrangig zur
Diskussion gestellt und wurde auch so praktiziert:

Erstens: Beschluß der Gemeindevertretung, sich über-
haupt für eine Gemeinschaftsverwaltung einzusetzen und
dies in die Wege zu leiten.

Zweitens: Erarbeitung von mehreren Varianten, wenn
sich territoriale Relativierungen machen lassen, was
durch Gespräche mit angrenzenden Gemeinden getan
wurde.

Drittens: Öffentliche Diskussion in Einwohnerversamm-
lungen mit Favorisierung einer speziellen Variante, die
auch annehmbar wäre und natürlich dann der Gemeinde-
vertretung erstrangig ermöglichte, sich wirklich per Be-
schluß für die dann zu benennende konkrete Verwaltung
auszusprechen.

So entstehen jetzt nach weiteren verfahrenstechnischen
Wegen, die ich bitte nicht weiter ausführen möchte, da
meine Zeit schon abgelaufen ist, die Verwaltungsgemein-
schaften, die ihre Vorteile ja deutlich zeigen. Aber es
gibt wahrscheinlich - und da möchte ich natürlich dem
weiteren Vertreter der CDU-Fraktion in der dritten Run-
de das Wort weiterreichen -, auch Nachteile, z.B. die
fehlende Anerkennung einer Verwaltungsgemeinschaft
als juristisch selbständige Körperschaft. - Danke schön.

(Allgemeiner Beifall)

Präsident Dr. Knoblich:

Frau Schlanke, ich bin der letzte, der festlegt, wann Ihre
Zeit abgelaufen ist. Daß die Redezeit zu Ende war, das
habe ich kundgetan, das ist richtig.

Die zweite Mini runde wird abgeschlossen mit dem Bei-
trag des Abgeordneten Piprek der SPD-Fraktion.

Abgeordneter Dr. Piprek (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abgeordnete!
Ich bin erstaunt, daß heute wieder die Diskussion über
eine Dreistufigkeit begonnen wurde. Denken wir doch
mal zurück: Wie war es denn in der Vergangenheit? Die
Bürger in Ostdeutschland wurden in der Vergangenheit
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meist in Kategorien eingestuft und auch so verwaltet.
Eine individuelle Beratung war die Ausnahme. Dement-
sprechend lief die Verwaltungsarbeit ab: Massenabferti-
gungen, keine allseitig verbreitete Einsicht, Dienstlei-
stungen für den Bürger zu bringen, kaum persönliche
Förderung des einzelnen.

Daher waren sich während der politischen Wende rast
alle Parteien und Gruppierungen einig, eine neue, demo-
kratische, bürgernahe Verwaltung zu schaffen. Dazu hat
sich die Regierungskoalition bekannt, das ist in der Re-
gierungserklärung des Ministerpräsidenten enthalten, und
dazu sind alle gewählten Abgeordneten gefordert.

Wir erleben heute fast täglich, welche Schwierigkeiten
Behörden oder Abteilungen haben, die Bürger schnell,
unbürokratisch, sachgerecht und hilfreich zu beraten und
ihnen zu ihrem Recht zu verhelfen. Für die neuen Auf-
gaben und Probleme in Wirtschaft, Sozialem, Bildung,
Arbeit usw. sind die Mitarbeiter der Verwaltung weder
quantitativ noch qualitativ ausgestattet bzw. ausgebildet.
Eine wirksame Verbesserung ist nur - das zeigen die
Erfahrungen in anderen Ländern - ab bestimmten Grö-
ßenordnungen möglich. Daher die Gebietsreform.

Nun gibt es bei allem, was neu entstehen soll, Stimmen,
die Bedenken, Zweifel oder Vorurteile anmelden, auch
Ängste, daß irgendwer oder irgend etwas auf der Strecke
bleiben könnte und - was meines Erachtens bewußt und
wider besseres Wissen verbreitet wird - die Meinung,
hier würde wieder von oben, also vom Ministerium, über
die Köpfe der Kleinen hinweg etwas aufgezwungen.

Meine Damen und Herren Abgeordneten! Ich habe an-
fangs versucht, die sachliche und politische Notwendig-
keit hervorzuheben. Daher ist diese Angelegenheit kein
Hobby des Innenministers; wir Parlamentarier sind gefor-
dert, diese notwendige Reform politisch durchzusetzen.
Das Ministerium organisiert lediglich die sachlichen
Arbeiten, und das nicht über die Köpfe der betroffenen
Kommunen hinweg, sondern in Zusammenarbeit mit
ihnen. Es fanden hier in bekannter Weise auch schon in
verschiedenen Kreisen Diskussionen über die Gebiets-
reform statt. Ich erinnere nur: Bernau, Guben, Forst oder
Oranienburg usw. Und diese Diskussionen werden wei-
tergehen.

Die Arbeiten werden zügig in Angriff genommen, damit
sich die unteren Landesbehörden, welche im Rahmen des
Landesorganisationsgesetzes demnächst zu bilden sind, in
die Verwaltungsstruktur einpassen können und dann auch
größere soziale Probleme der Verwaltungsmitarbeiter
abgefangen werden können.

Ich glaube also, es liegt wenig Grund zum Mäkeln vor,
sondern wir sollten die Arbeiten konstruktiv angehen und

dort, wo es noch irgendwo brennt und drückt, den betref-
fenden Landkreisen und Gemeinden Hilfestellung geben.
- Danke schön.

(Beifall)

Präsident Dr. ICflohlieh:

Die dritte Runde beginnt mit einem Beitrag der Opposi-
tion. Das Wort bat die Abgeordnete Frau Stobrawa.

Abgeordnete Stobrawa (PDS-LL):

Anknüpfend an meinen ersten Beitrag, würde ich vor-
schlagen, das Verwaltungsvakuum auszufüllen, wenn die
bisherigen Aufgaben der Bezirksverwaltungsbehörden
solange durch das qualifizierte und meiner Meinung nach
einsatzbereite Personal der Bezirksverwaltungsbehörden
im Interesse der Bürger voll wahrgenommen werden, bis
die Landesbehörden vollständig aufgebaut sind bzw. die
Aufgaben durch die kommunalen Gebietskörperschaften
übernommen werden.

Ignoranz gegenüber den Fachkräften in den Bezirksver-
waltungsbehörden, die vor allen Dingen in der kompli-
zierten Übergangszeit die Verwaltung der Regionen
Potsdam, Frankfurt/Oder und Cottbus aufrechterhielten,
halten wir für deplaziert. Deshalb hoffe ich, daß ich Sie,
Herr Siebert, hoffentlich mißverstanden habe, als Sie
sagten, daß Sie vorrangig soziale Absicherung für all
jene fordern, die seit Juni vergangenen Jahres in den
Bezirksverwaltungsbehörden tätig sind. Ich frage Sie also
ganz konkret: Was passiert mit jenen Mitarbeitern, die
schon etwas länger auch in diesen Bezirksverwaltungs-
behörden arbeiten?

Es macht uns - zweitens - große Sorge, vor allen Dingen
noch einmal an Sie, Herr Innenminister, gerichtet, daß
Sie mit Ihren Vorstellungen nach meinem Dafürhalten
vollendete Tatsachen schaffen wollen, die eigentlich dem
Weg der demokratischen Meinungasbildung durch die
betroffenen Bürger u nd ihre gewählten Volksvertretungen
der Kommunen und Kreise - ich beziehe auf die Kreisre-
form - vorweggreifen.

So beziehe ich mich z. B. auf die große Anzahl neu zu
schaffender oberer und unterer Landesbehörden, deren
Standortverteilung durch die Landesregierung bestimmt
werden soll. Die Spatzen pfeifen es von den Dächern -
allerdings leider noch nicht hier im Parlamentssaal -, daß
hierbei die Städte Potsdam, Frankfurt/Oder, Cottbus,
Brandenburg, Ncuruppin, Lockenwalde und Eberswalde
vorrangig bedacht werden sollen. Dazu braucht man dann
z. B. nur noch den 20 des Landesorganisationsgesetzes,
die sogenannte Einsetzung eines Überlandrates für meh-
rere Kreise, und eine Vorabkreisneugliederung wäre
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zusammengezimmert. Ein undemokratischer Schritt einer
von oben verordneten Zusammenlegung von Kreisen!
Und dagegen sprechen wir uns wiederholt aus.

Wir sprechen uns aber dafür aus, daß umgehend das
Vorschaltgesetz zur Landesplanung, das bereits für den
Monat März lt. Gesetzgebungsplan zur Vorlage verspro-
chen wird, hier in diesem Parlament, in seinen Ausschüs-
sen und in den öffentlichen Anhörungen beraten werden
kann, um damit die Voraussetzungen für die zentrale
örtliche Gliederung auch zu diskutierten.

Und noch ein Problem: Herr Innenminister, Sie haben
verkündet, mit der neuen Landesorganisation die kom-
munale Selbstverwaltung zu stärken und staatliche Auf-
gaben möglichst der kommunalen Ebene zuzuleiten. So
weit, so gut Um welche Aufgaben handelt es sich aber?
Jetzt muß doch im einzelnen überprüft werden, welche
der den staatlichen Behörden zu übertragenden Aufgaben
von den neu zu bildenden Kreisen als staatliche bzw.
kommunale Selbstverwaltungsaufgaben wahrgenommen
werden können. Dies darf nicht erst nach der Schaffung
der Landesober- und Landesunterbehörden geschehen.
Dann sind zu Lasten der Gemeinden und Kreise meiner
Meinung nach vollendete Tatsachen geschaffen worden.

Und letztens: Die Fraktion PDS-LL erwartet von der
Landesregierung die Führung eines demokratischen Mei-
nungsbildungsprozesses bei der weiteren Vorbereitung
der Verwaltungs- und Gebietsreform. Wir unterstreichen
damit auch den Anspruch des Ministerpräsidenten in
seiner Regierungserklärung. Ich zitiere:

"Die Diskussion um eine Gebietsreform werden wir
bewußt weiterführen, um mit den Landräten, den
Kommunen und den Abgeordneten die besten Ver-
waltungsstrukturen für unser Land zu entwickeln."

Wir warten sehr auf diese Diskussion. - Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der PDS-LL)

Präsident Dr. Knoblich:

Wir fahren fort mit dem Beitrag des Abgeordneten
Kliesch von der Fraktion der SPD.

Abgeordneter Kliesch (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich freue mich besonders auch deshalb, an dieser
Stelle sprechen zu dürfen, weil die unterste Verwal-
tungsebene, nämlich das Bürgermeisteramt, schon einmal
vertreten wurde, aber nach meiner Meinung in der Wer-
tigkeit noch zu wenig beachtet wird. Die Kollegin von
der CDU, die hier gesprochen hat, hat auch unterstri-

chen, welche Probleme vor Ort zu klären sind.

Die im Mai 1990 erstmals frei gewählten Parlamentarier
in den vielen kleinen Gemeinden Brandenburgs befinden
sich in einer komplizierten Lage. Einerseits wollen sie
das übernommene Vertrauen rechtfertigen, andererseits
gibt ihnen die Struktur der Verwaltung keine Chance -
ich betone hier: keine Chance -, den Aufgaben gerecht
zu werden.

Als ehrenamtlicher Bürgermeister meiner Heimatgemein-
de weiß ich, wovon ich spreche. Zusammen mit einer
Mitarbeiterin bin ich bemüht, die Anliegen der Bürger
sach- und fachgerecht zu erledigen;- ein schier unmögli-
ches Unternehmen.	 -.

Was bleibt unter diesen Bedingungen von der kommuna-
len Selbstverwaltung übrig? Fast nichts. Die Kreisver-
waltung übernimmt immer mehr Aufgaben der Gemein-
den und höhlt damit die kommunale Selbstverwaltung
immer mehr aus. Somit geht auch die Bürgernähe ver-
loren, die hier immer so betont wurde. Letzendlich
schwindet das Vertrauen der Bürger in ihre demokratisch
gewählten Vertreter. Das ist bedauerlich und in Anbe-
tracht der sozialen Probleme für die Bürger unerträglich.

Als ich im Dezember 1990 von den Bürgern das Ver-
trauen erhielt und mit dem Anspruch Bürgermeister
wurde, daß auch in unserem Ort Demokratie möglich
sein muß, sah ich diese Schwierigkeiten nicht. Ich hatte
natürlich auch den großen Vorteil, Bürgermeister erst zu
werden und nicht aus alten Strukturen heraus Amtsanma-
ßung und Amtsmißbrauch zu praktizieren. Ich war, wie
gesagt, in meiner Entscheidung frei und konnte an die
Probleme mit meinem Sachverstand herangehen, ohne
irgendwelche Beziehungen, die sich da aus der Ge-
schichte ergeben harten, zu beachten.

Sicher gibt es für die anstehenden Probleme Lösungen.
Die Bildung von Verwaltungsgemeinschaften bietet einen
Ausweg. Seit März 1990 bemühe ich mich, solch ein
gemeinsames Amt mit mehreren Gemeinden zu bilden.
Zuerst galt es, das Mißtrauen der Gemeindevertreter zu
überwinden und die in der Nähe befindliche Kleinstadt
zu überzeugen - diese Kleinstadt hat 4 000 Einwohner -,
daß auch ihre Verwaltung gestärkt wird, wenn sie mit
mehr Personal mehr Verwaltungsaufgaben wahrnimmt.
Entscheidend ist dabei, daß die Gemeinden politisch
selbständig bleiben, einen eigenen Haushalt führen und
über ihre Gemarkung selbst entscheiden. Das gemeinsam
betriebene Amt übernimmt die fachgerechte Vorbereitung
und Durchführung der Gemeindebeschlüsse. Das Land
Schleswig-Holstein hat dabei gute Erfahrungen mit sei-
nen Ämtern gemacht.

Da viele Bürgermeister und Gemeindevertreter davon



Landtag Brandenburg - 1. Wahlperiode - Plenarprotokoll 1/12 - 20. März 1991 	 651

keine praktische Vorstellung haben und eine Übernahme
ihrer Gemeinden von anderen Gemeinden befürchten,
fuhr ich mit 21 Bürgermeistern und Gemeindevertretern
kurz entschlossen nach Büchen in Schleswig. Wir ließen
uns die Arbeitsweise eines solchen Amtes erläutern.
Beeindruckend bei diesem Besuch war, daß der demo-
kratische Grundgedanke, nämlich die kommunale Selbst-
verwaltung in den Gemeinden, gewahrt bleibt. Und es
war für mich besonders beeindruckend, das in einem
Land zu sehen, von dem man immer hörte, daß dort
keine Demokratie möglich ist, daß dort allein die Wirt-
schaft regiert.

Ich habe Bürgermeister kennengelernt und Gemeindever-
treter, die direkt beseelt waren von dem Begriff der
kommunalen Selbstverwaltung. Ich muß auch hier ein-
fügen, daß ich diese Einstellung in Nordrhein-Westfalen
bei meinen Besuchen nicht gefunden habe. Dort ist man
andere Wege gegangen. Sicherlich ist für uns das Bei-
spiel Schleswig wichtiger.

Welche Hemmnisse gibt es nun bei der Bildung der
Ämter? Erstens Unkenntnis, fehlende Erläuterungen und
Mustersatzungen - hier ist das Ministerium gefordert,
schnellstens zu handeln -, zweitens die Angst der haupt-
amtlich gewählten Bürgermeister, daß sie ihren Arbeits-
platz verlieren. Und das ist nach meiner Meinung das
Hauptproblem. Mit Menschen, die verunsichert sind, die
keine Chance haben, in der Zukunft Einkonunen und
Arbeit zu haben, mit denen kann man nicht reden. Herr
Siebert hat das hier deutlich dargelegt, welche Lösungen
möglich sind.

Ich kann von dieser Stelle nur alle Gemeindevertreter
aufrufen, sich schnellstens der Verantwortung bewußt zu
werden und die Verwaltung für ihre Region sinnvoll zu
organisieren. Damit rechtfertigen sie das ihnen über-
tragene Vertrauen der Bürger unseres Landes. - Danke.

(Beifall)

Präsident Dr. Knoblich:

Zum abschließenden Beitrag für die F.D.P. hat der Abge-
ordnete Siebert das Wort. Ich darf Sie erinnern, daß der
letzte Beitrag bei Ihnen drei Minuten lang ist. - Danke
sehr.

Abgeordneter Siebert (F.D.P.):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die geplante
Gebiets- und Verwaltungsreforni hat in den vergangenen
Wochen lebhafte Diskussionen hervorgerufen, die ge-
kennzeichnet waren von konstruktiven Bemühungen, von
Einsicht in die Notwendigkeit, aber auch von Unsicher-
heit, Ablehnung und Unsachlichkeit.

Mir sagt das, daß sachliche Information und Dialog mit
den Kreisen unzureichend waren. Ich bekräftige deshalb
hier noch einmal die Position der F.D.P.: Die Kreise
dürfen sich nicht als Betroffene fühlen, sie müssen Mit-
gestalter sein. Ohne eine breite Akzeptanz der Bürger
und der bestehenden Verwaltungen ist das Gelingen in
Frage gestellt.

Ich bin keineswegs so naiv anzunehmen, bei ausnahms-
los allen Beteiligten Zustimmung zu erreichen. Wäre das
so, könnte man die Sache fast dem Selbstlauf überlassen.
Es wird sicher sehr kontroverse Standpunkte geben.
Gerade deshalb ist es notwendig, rechtzeitig und deutlich
zu sagen, was man will und wie man es umsetzen will.
Gefordert sind klare Positionen und flexibles Handeln.

Von wesentlicher Bedeutung ist es, sicherzustellen, daß
eine sinnvolle Umverteilung der Aufgaben und Kom-
petenzen der noch bestehenden Bezirksverwaltungsbe-
hörden erfolgt. Die Zuordnung zu Landesbehörden einer-
seits und Kreisverwaltungen andererseits muß ohne
Bruch erfolgen und sollte - soweit wie möglich - die
künftigen Strukturen bereits berücksichtigen. Entschei-
dungswege zu verkürzen und kommunale Belange vor
Ort zu klären, war letztlich der Grund für unseren be-
wußten Verzicht auf eine Mittelebene in der Verwaltung
des Landes.

Wir sind realistisch genug, einzuschätzen, daß die Ver-
waltungsreform vordergründig nicht zu finanziellen Ein-
sparungseffekten führen wird. Aber dieses Eingeständnis
muß man machen, wenn denn tatsächlich die kommunale
Selbstverwaltung gestärkt werden soll. Mittelfristig wer-
den aber neue und leistungsfähige kommunale Verwal-
tungen ihren Nutzen für die Bürger und die Wirtschaft
nachweisen. Mit dieser Gewißheit sollten wir umsichtig,
aber konsequent die Gebiets- und Verwaltungsreform
durchführen.

Ich möchte mir noch zwei Bemerkungen an die Opposi-
tion gestatten. Ich denke, die Entscheidung für eine zwei-
stufige Verwaltung ist gefallen. Es bringt wenig Sinn, die
Diskussion ständig neu aufzuwerfen. Aus meiner Sicht
ist zu verzeichnen, daß sich auch die Mehrheit der CDU-
Landräte gegen Mittelbehörden ausgesprochen hat, und
deshalb meine ich, sollte die Fraktion nicht zum Hinder-
nis für ihre Parteifreunde auf konununalpolitischer Ebene
werden.

(Beifall bei SPD und F.D.P)

Und ich denke, Ihre. Fraktionskollegin Frau Schlanke hat
hier einen sehr wohltuenden Kontrast geboten, indem sie
dargestellt hat, wie auf kommunalpolitischer Ebene nach
vorn gearbeitet wird.
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Zu Frau Stobrawa möchte ich auch gern eine Bemerkung
machen. Ich muß da auf meine eigenen Worte verweisen.
Niemand hat die Absicht, auf qualifiziertes Personal aus
Bezirksverwaltungsbehörden zu verzichten. Deswegen
hatte ich auch gesagt, Umverteilung von Kräften, Kom-
petenzen und Mitteln vorrangig zugunsten kommunaler
Ebene und, und, und. Das schließt ja nicht aus, öder
besser gesagt, es schließt ein, daß qualifizierte Kräfte zur
Stärkung solcher Verwaltung übernommen werden, und
die Konzepte zur Weiterbeschäftigung und sozialen Si-
cherstellung gelten für alle Mitarbeiter. Aber der An-
spruch, insbesondere etwas für die Neugewählten zu tun,
ist aus meiner Sicht sehr wohl berechtigt, und zwar
deshalb, weil man erstens das demokratische Engage-
ment, das diese Leute unter Beweis gestellt haben, nicht
einfach beiseite wischen kann, weil sie zum zweiten in
aller Regel ihren Beruf aufgegeben haben, um sich in die
neue Tätigkeit zu begeben, und es ist so, daß der Weg
im Grunde auch versperrt ist, und daß sie im Unterschied
zu den langjährig Beschäftigten bei den Bezirksverwal-
tungsbehörden beispielsweise eben nicht auf eine Anzahl
von Dienstjahren verweisen können, die allein schon eine
gewisse soziale Sicherung von vornherein einschließt.
Insofern, denke ich, ist es sehr wohl berechtigt zu sagen,
"insbesondere" oder "vorrangig für die neugewählten
Vertreter" in den einzelnen Ämtern. - Danke schön.

(Beifall)

Präsident Dr. Knoblich:

Für die SPD spricht der Abgeordnete Gilde. Herr Land-
rat, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Gilde (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte
gleich direkt auf Ihren Beitrag, Frau Abgeordnete Sto-
brawa, eingehen.

Ich erlebe, daß die Diskussion, was die Gemeindever-
waltungsreform angeht, was die Kreisreform angeht, im
vollen Gange ist, eine heftige Diskussion. Aber ich den-
ke, daß Sie Bürgermeister haben, die aus Ihrer Partei
kommen, das müßten Sie eigentlich wissen, Landräte
haben Sie nicht, aber ich denke, daß auch die CDU-
Landräte in dieser Diskussion, sagen wir mal, sehr aktiv
sind, da kann ich diese Forderung nicht verstehen. Der
Innenminister hat die Landräte schon mehrfach einge-
laden, um intensiv auch persönlich mit ihnen zu diskutie-
ren. Diese Diskussion ist in vollem Gange. Das kann.ich
hier sagen.

Ich möchte aber warnen, wir dürfen doch nicht die Illu-
sion haben, daß solch gewaltige, solch grundlegende
Reform ohne irgendwelche Probleme oder Schwicrigkei-

ten über die Bühne geht. Das ist doch eine Illusion. Das
möchte ich nur betonen und unterstreichen, was andere
hier auch gesagt haben. Es wird immer Leute geben, die
es trifft, die es schmerzlich trifft in dieser Reform. Aber
Halbherzigkeit und Zögerlichkeit sind gerade in diesem
Prozeß Gift, und weil es um leistungsfähige Verwaltun-
gen geht, weil es um die Stärkung der kommunalen
Selbstverwaltung geht, weil es um den Aufbau von star-
ken Verwaltungen geht, deshalb müssen wir zu größeren
Einheiten kommen, und ich sage persönlich, deshalb
müssen wir zügig schnelle Reformen durchserzen, um
leistungsfähige Verwaltungen zu bekommen, um die
Wirtschaftskraft der Verwaltungen zu stärken, um das
wirtschaftliche Wachstum wirklich deutlich zu machen.

Ich möchte mal auf die zwei Paar Schuhe eingehen, Frau
Abgeordnete Stobrawa. Ich weiß nicht so richtig, welche
Schuhe Sie meinen. Aber ich sage, es gibt sehr deutlich
einen inneren Zusammenhang zwischen der Bildung der
Landesverwaltung und der Kreisgebietsreform. Man kann
das eine ohne das andere wirklich nicht denken. Der
zeitliche Rahmen ist eine andere Sache. Darüber müssen
wir entscheiden, mitentscheiden, wir Abgeordneten. Aber
ich muß deutlich sagen, es besteht ein klarer Handlungs-
druck für die Einrichtung besonders der unteren Landes-
behörden. Die unteren Landesbehörden können Sie sich
niemals denken, ohne Eckdaten der Kreisgebietsreform
wirklich vorzugeben. Sonst machen Sie da wirklich
Wildwuchs und setzen Ämter kreuz und quer in die
Gegend, die dann nicht mehr paßfähig sind mit einer
zukünftigen Kreisgebietsreform. Von daher ist hier wirk-
lich ein Handlungsdruck gegeben, und wir sollten da die
Regierung unterstützen beim Aufbau der Landesverwal-
tung.

Ich möchte auch noch einmal deutlich machen: Die
Eckdaten müssen wir hier im Gesetz entscheiden, und sie
werden vorgegeben auch durch die Gesetze. Aber das
Tempo, das müssen wir hier mitbestimmen. Ich sage es
noch einmal als Landrat, warum gerade die Stärkung der
Kreisebene so wichtig ist. Im Kräftespiel gegenüber dem
Land und der Landesverwaltung ist es wichtig, daß eine
starke Kreisverwaltung aufgebaut wird, wo wirklich
kommunale Selbstverwaltungsaufgaben und staatliche
Aufgaben miteinander wahrgenommen werden. Das hat
den Vorteil auf der Kreisebene: Diese beiden Aufgaben,
die kommunalen Selbstverwaltungsaufgaben und die
staatlichen Verwaltungsaufgaben, werden durch das
Parlament, sprich Kreistag, mitgestaltet. Das heißt, ob
diese staatliche Verwaltung bürgernah, bürgerbezogen
ausgeführt wird, das wird auch durch den Kreistag mit-
bestimmt und mitkontrolliert. Das ist eine ganz wichtige
Sache. Darum ist die Verbindung auf der Kreisebene
zwischen kommunaler Selbstverwaltung und unterer
staatlicher Verwaltung sinnvoll.
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Ich möchte noch etwas anschließen. Mein Kollege, der
Abgeordnete Kliesch, hat das so getan mit den Bürger-
meistern in seiner Umgebung. Die Bürgermeister meines
Landkreises und ich und Mitarbeiter der Kreisverwaltung
fahren im April in zwei Amtsgemeinden nach Schleswig-
Holstein, um dieser Diskussion in Richtung Verwaltungs-
gemeinschaften eine noch bessere Qualität zu geben.
Dieser Prozeß wird woanders ähnlich geführt. Ich muß
auch sagen, diese Diskussion macht eigentlich auch
Spaß, und ich sehe es mehr als eine Herausforderung,
eine Chance, etwas neu zu gestalten. - Danke schön.

(Allgemeiner Beifall)

Präsident Dr. Knnblich:

Für die Fraktion der CDU hat der Abgeordnete Dr. Rein-
feld das Wort.

Abgeordneter Dr. Reinfeld (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!
Sehr geehrter Herr Innenminister! Ich darf noch einmal
zusammenfassend das nennen, was uns trennt, und das,
wo wir im wesentlichen in unseren Ansichten überein-
stimmen.

Erstens: Sie wünschen eine zweistufige Verwaltungs-
struktur im Land Brandenburg. Wir haben dazu unsere
Bedenken geäußert. Der Abgeordnete Häßler hat sie im
einzelnen hier aufgezählt und begründet. Sie sollten diese
Überlegungen ernsthaft prüfen.

Herr Innenminister, Sie haben mir kürzlich vorgeworfen,
wir hätten das Landesorganisationsgesetz deshalb in alle
Ausschüsse gegeben, um Zeit zu gewinnen, um Verände-
rungen zeitlich hinauszuschieben. Ich möchte dies hier
entschieden zurückweisen. Es geht uns bei diesen wichti-
gen Entscheidungen um die Einbindung des Sach- und
Fachverstandes aller Ausschüsse. Wir wollen verhindern,
daß Strukturen festgeschrieben werden, die bei globaler
Betrachtung plausibel erscheinen, im Detail in der Ver-
waltungspraxis aber nicht funktionieren. Als Sprecher für
Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr kann ich hier
nur feststellen, daß sich diese Vorgehensweise in unse-
rein Ausschuß gelohnt hat. Ich nenne hier nur das Stich-
wort Landesamt für Bautechnik.

Ich darf zu den geäußerten Bedenken noch einen Gedan-
ken hinzufügen. Erweist sich die zweistufige Verwal-
tungsstruktur auch als tragfähig, wenn es zu einem Zu-
sammenschluß mit dem Land Berlin oder weiteren Län-
dern kommt, oder müssen wir dann wieder alles neu
ändern?

Kreisstruktur im Lande Brandenburg so nicht beibehalten
können. Wir benötigen aus der Sicht der Verwaltungs-
qualität, der Qualität der Dienstleistungen, die wir den
Bürgern anbieten, und aus der Sicht der Verwaltungs-
effizienz größere, leistungsfähigere Gemeinden und auch
Landkreise. Verwaltungswissenschaftler geben als untere
Größe für Gemeinden, die diesen Kriterien hinsichtlich
ihrer Verwaltungsqualität und Effizienz entsprechen,
etwa 5 000 Einwohner an. Wir müssen prüfen, ob diese
Größenordnung für das Land Brandenburg richtig ist. Ich
denke, in etwa werden sich diese Größenordnungen auch
bestätigen.

Uns kommt es darauf an, daß dieser Integrationsprozeß
freiwillig erfolgt, sozusagen von unten nach oben, und
daß er noch schneller als bisher in Gang kommt. Wenn
wir die Freiwilligkeit hier betonen, schließen wir deshalb
Steuerungsmechanismen von oben nach unten nicht aus.
Das soll hier ganz deutlich gesagt sein.

Als Bürgermeister einer Stadt bitte ich Sie, und als Ab-
geordneter der Oppositionspartei im Landtag fordere ich
Sie auf: Unterstützen Sie den freiwilligen Integrations-
prozeß der Städte und Gemeinden und nach Ihrer Mög-
lichkeit auch der Kreise.

Wir halten Verwaltungsgemeinschaften für die geeignete
Strukturform, die uns einerseits kurzfristig und ohne
vorgezogene Kommunalwahlen zu größeren Verwal-
tungseinheiten führt und andererseits, wenn sie sich vor
Ort bewährt, den freiwilligen Zusammenschluß vorpro-
grammiert.

Herr Innenminister, Sie wissen, daß die Kommunalver-
fassung die Verwaltungsgemeinschaften bezüglich ihres
Status und ihrer Kompetenzen sehr stiefmütterlich be-
handelt hat. Es besteht Handlungsbedarf für den Gesetz-
geber. Am 14. 3. 91 hat in diesem Raum eine kommu-
nalpolitische Konferenz der CDU, Land Brandenburg,
stattgefunden. Es wurde einstimmig ein Entschließungs-
antrag angenommen, aus dem ich hier wenige Zeilen
zitieren möchte:

"Die Städte und Gemeinden erwarten von der Lan-
desregierung kurzfristig eine Rechtsvorschrift, die es
ihnen gestattet, Zweckverbände und Verwaltungsge-
meinschaften mit dem Status eigener Körperschaften
zu bilden."

Ich darf schließen, indem ich Ihnen diesen Entschlie-
ßungsantrag überreiche, und hoffe, daß Sie ihn kurzfri-
stig umsetzen. Manchmal habe ich das Gefühl, Sie gehen
die Dinge etwas ängstlich an. - Danke schön.

(Vereinzelt Beifall)
Zweitens: Es ist unbestritten, daß wir die Gemeinde- und
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Präsident Dr. Knoblich:

Zu seinem abschließenden 3-Minuten-Beitrag hat der
Abgeordnete Polier für das BÜNDNIS 90 das Wort.

Abgeordneter Polier (BÜNDNIS 90):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Gilde
hat gesagt, die Verwaltungsgebietsreform ist eine Einheit.
Dem möchte ich mich anschließen. Ich möchte das noch
etwas erweitern und verweise noch einmal auf den Cott-
buser Brief, der hier schon mehrmals zitiert wurde. Es
geht um die generelle Gebietsreform. Es geht also dar-
um, die Landesverwaltung und die Verwaltung unseres
Landes von den Kommunen bis zur Landesregierung zu
reformieren, wobei die Landesregierung ja im Moment
neu gemacht wird oder zum Teil schon gemacht wurde
und insofern die Reform dort nicht durchführbar ist.
Aber ich will es noch einmal betonen, es geht darum,
von ganz unten bis ganz oben die Verwaltung neu auf-
zubauen. Das heißt eben - da enttäuschte mich zumindest
Herr Häßler mit seinen möglicherweise gemachten Erfah-
rungen aus der Bezirksverwaltungsbehörde in Cottbus
es geht vordringlich darum, die Kommunen zu stärken,
und es geht dann erst darum, auch darüber nachzuden-
ken, wie die anderen Behörden arbeiten und ob mögli-
cherweise eine Mittelbehörde gebraucht wird oder nicht.
Die CDU hat das für sich entschieden, die Koalition hat
es auch für sich entschieden. Aber die Entscheidung und
der Weg zur Entscheidungsfindung sollten andersherum
sein. Er sollte nicht vordringlich darauf gerichtet sein,
Bezirksverwaltungsbehörden zu installieren und festzu-
machen, sondern sollte von den tatsächlichen Bedürfnis-
sen der Kommunen ausgehen.

Man sollte hier im Landtag - weil wir hier nach Parteien
geordnet sitzen - nicht versuchen, daraus jetzt künstlich
den Parteienstreit zu machen. Es geht um die Probleme,
die entstehen, uni die Konflikte, die zwischen dem Land-
rat und dem Leiter der Bezirksverwaltungsbehörde oder
zwischen dem Bürgermeister und dem Landrat entstehen.

Gerade im Konfliktpunkt Bürgermeister - Landrat sehen
wir hier die Probleme, da, wenn wir die Kreisverwaltun-
gen erweitern, wenn wir die Kreise neu bilden, eine
Diskrepanz zwischen der Verwaltungskraft der dann
großen Landkreise und den Gemeinden entstehen wird.
Diese ist zu kompensieren. Die Eigendynamik sollte
deshalb nur insoweit genutzt werden, daß man es von
unten nicht wuchern läßt, sondern es steuert.

Ich stimme den Vorrednern hier zu, wenn gesagt wurde,
daß die Verwaltungsgemeinschaften weiter ausgeweitet
werden müssen. Ich erinnere an die Lesung des Landes-
organisationsgesetzes. Vom BÜNDNIS 90 kam ja eine
Konzeption zur Ausgestaltung des 31 der Kommunal-

verfassung. Wenn wir diese ändern wollen - ich sage das
mal an die Adresse der CDU -, dann ist das keine Ver-
fassungsänderung, nur weil wir die Kommunalverfassung
ändern. Das kann man auch mit einfacher Mehrheit
machen.

Die Vorschläge liegen vor, sie sind einsehbar. Ich will
sie jetzt im einzelnen nicht näher erörtern. Wir werden
das irrt Innenausschuß tun.

Noch einen abschließenden Satz an die Opposition. Die
ständige Frage an die Regierung nach Konzeption läßt
vermuten, daß auch der Fragesteller. keine hat. Wenn das
anders ist, stellen Sie Ihre Konzeption der Öffentlichkeit
und den Fraktionen des Landtages- hier vor. Und Sie
werden in uns - ich spreche da für die Fraktion BÜND-
NIS 90 - einen Diskussionspartner mit offenen Ohren
finden, und Sie kommen dann natürlich auch Ihrem
Anspruch, konstruktive Opposition zu sein, wieder näher.
Der ist ja im Moment nicht da.

(Beifall bei PDS-LL und BÜNDNIS 90)

Präsident Dr. Knoblich:

Dem Wunsch der Landesregierung folgend, erteile ich
dem Innenminister das Wort. Er wollte sich mit seinem
Beitrag an die Beiträge der Fraktionen anschließen. Bitte
sehr.

Minister des Innern Ziel:

Sehr verehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Herr Häßler, ich möchte zunächst
einmal zugeben, daß es sich sehr, sehr trefflich streiten
läßt darüber, was denn die richtige Konzeption für den
Aufbau der Verwaltung in Brandenburg sei. Wenn es um
die Installation von leistungsfähigen Kreisen geht, wenn
es um die Installation von Kreisen geht, die sowohl
staatliche Aufgaben als auch kommunale Aufgaben erle-
digen können, dann bin ich auch sehr gern bereit, mich
mit Ihnen darüber auseinanderzusetzen, ob denn nicht die
Stelle dieser staatlichen Aufgaben, die bei den Kreisen
liegen, auch Mittelbehörden treten könnten, Bezirksver-
waltungsbehörden, Räte der Bezirke, wie sie früher ge-
nannt wurden. Ich streite mich gerne mit Ihnen darüber,
aber Sie müssen mir auch zugute halten, daß ich davon
überzeugt bin, daß die Zweistufigkeit der Verwaltung die
richtige Lösung ist. Die Regierung hat sich dazu ent-
schlossen, diese Zweistufigkeil aufzubauen, und wir sind
mit anderen in guter Gesellschaft.

Ich hatte gestern die Gelegenheit, in Bonn beim Bundes-
innenminister mit dem Inneruninister des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern über den Aufbau der Verwaltung
zu sprechen. Und - siehe da - er sagte mir. Wir werden
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eine zweistufige Verwaltung aufbauen. Dazu haben wir
uns jetzt entschieden. Wir haben uns ein bißchen früher
dazu entschieden, sind auch, was die Gesetzgebung be-
trifft, vielleicht ein bißchen weiter. Aber ich verspreche
mir, im Kontakt mit dem Lande Mecklenburg-Vorpom-
mern, im Kontakt mit dem Lande Schleswig-Holstein
einen richtigen Weg zu finden - soweit das jedenfalls an
mir liegt -, um als Innenminister dieses Landes immer
wieder auch Denkvorgaben für diese Problematik zu
machen.	 •

Denkvorgaben - und damit bin bei einem anderen Pro-
blem. Bitte, gehen Sie nicht hinweg über die Kreise,
über die Gemeinden, über deren Körperschaften, wenn
Sie die Verwaltung im Lande Brandenburg aufbauen
wollen. Ich alleine kann das sowieso nicht, wir müssen
das gemeinsam tun. Ich muß mit jedem Gesetz hier in
den Landtag kommen und tue das auch gern. Es wird
also so sein, daß wir ja jedes Gesetz - das fängt jetzt an
beim Landesorganisationsgesetz - hier im Landtag haben
werden, daß wir es in den Ausschüssen des Landtages
haben werden und daß sehr wohl die demokratische
Einflußnahme auf die Überlegungen, die im Innenmini-
sterium angestellt worden sind, stattfinden kann.

Das gilt natürlich auch für ein Vorschaltgesetz zur
Kreisreform. Das gilt auch für das Gesetz zur Kreisre-
form. Meine Damen und Herren, ich freue mich darüber,
daß Sie darauf alle Einfluß nehmen können, und ich
freue mich ganz besonders darüber, daß am Schluß hier
im Landtag entschieden werden muß, welche Kreise
denn zusammengehen sollen und wie die Hauptstädte.der
Kreise heißen sollen. Es heißt ja, daß es in der Weise
gemacht wird, daß vollendete Tatsachen geschaffen
werden. Das ist das Gute an der parlamentarischen De-
mokratie, daß wir über alles diskutieren können, aber
letztlich hier im Parlament die Entscheidungen gefällt
werden müssen.

Selbstverständlich geben wir auch mit Kommissionen ins
Land und diskutieren mit den Betroffenen vor Ort, mit
den Vertretern der Gemeinden, mit den Vertretern der
Kreise, wie denn eine Gemeinde- und Kreisreform aus-
sehen soll.

Dabei will ich von vornherein sagen: Hier ist gesagt
worden, die Gemeinden können bei all diesen Überle-
gungen nicht außer acht gelassen werden - selbstver-
ständlich. Für mich gibt es dabei drei Prämissen.

1. Die Identität der Gemeinden muß erhalten werden.
2. Die Gemeindeparlamente müssen erhalten bleiben.
3. Die Gemeindebürgermeister müssen auch erhalten
bleiben.

Allerdings muß man sagen: Wenn es um die Größe der

Gemeinde geht, müssen wir den Bürgermeistern mögli-
cherweise auch das Angebot machen, daß sie statt jetzt
hauptamtlich künftig in einer größeren Gemeinde ehren-
amtlich arbeiten werden.

Ich will es noch einmal deutlich sagen: Es wird keine
Gemeindegebietsreform geben, aber sehr wohl Überle-
gungen in bezug auf eine Gemeindeverwaltungsreform.
Und hier werde ich sehr bald die entsprechenden Vor-
lagen einbringen und Sie, meine Damen und Herren,
bitten, darüber zu entscheiden, vorher natürlich darüber
zu diskutieren. Wir wollen wirklich gern alles einbezie-
hen, was wir an Rat dazu bekommen können und wirk-
lich demokratisch verfahren, nicht nach der Weise: Wir
übergehen die Menschen, die es betrifft, und wir schaf-
fen vollendete Tatsachen, und damit ist für uns dieser
Prozeß erledigt.

Ich war für die Hinweise, die Herr Reinfeld gegeben hat.
Er hat völlig recht, wenn er sagt: Es besteht Handlungs-
bedarf für den Gesetzgeber, und diesen Handlungsbedarf
haben wir von vornherein erkannt. Ich denke aber, daß
man dem Innenministerium nicht vorwerfen kann, es sei
in dieser Beziehung lax gewesen und habe nicht zügig
gearbeitet.

Ich denke, das sieht man daran, daß das LOG - das
Landesorganisationsgesetz - da ist. Wir werden sehr bald
die Gesetze zur Kreisreform einbringen, und auch an
einer Amtsverfassung wird bei uns im Ministerium ge-
arbeitet, aber ich bitte Sie, daß wir auch den prozessua-
len Ablauf einer parlamentarischen Demokratie dabei
sehen. Wir können nicht vorher mit allem schon in die
Diskussion geben, sondern hier sind die Ausschüsse, die
darüber diskutieren und gut und gerne auch das ändern
können, was vom Innenministerium eingebracht wird,
zuständig.

Das Thema Gebiets- und Verwaltungsreform, das, wie
Sie wissen, von der Landesregierung angestoßen wurde,
hat inzwischen eine Eigendynamik erreicht. Es hat sich
zu einem. Selbstläufer im positiven Sinne entwickelt. Auf
allen Ebenen wird nämlich dieses Problem diskutiert. Es
werden Resolutionen verfaßt, und viele - zum Teil gibt
es dabei auch selbsternannte - Experten haben uns Vor-
schläge unterbreitet. Ich möchte das öffentliche Interesse
an diesem Thema würdigen. Ich finde es gut und richtig,
wenn die Bürger und die von ihnen gewählten Gremien
über dieses bedeutsame Vorhaben in demokratischer
Offenheit reden. Genau das war ja bisher in dieser Form
nicht möglich.

Wenn mir dann allerdings die Frage gestellt wird: War-
um muß die Landesregierung denn ausgerechnet jetzt
eine solche Reform anpacken, wo wir doch eben erst in
den Gemeinden und Landkreisen unsere Vertretungen
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gewählt haben? - oder: Gibt es derzeit - wie Sie, Herr
Häßler, ja auch gesagt haben - denn für den Staat keine
wichtigeren Aufgaben? -, dann will ich doch versuchen,
den Stellenwert einer Gebiets- und Verwaltungsreform
darzustellen.

Die kommunale Selbstverwaltung ist ein wesentlicher
Eckpfeiler im staatlichen Verwaltungsaufbau. Ich ver-
weise nur auf Artikel 28 Abs. 2 des Grundgesetzes, der
den Gemeinden und - mit Abstrichen - den Kreisen-die
Regelung aller Angelegenheiten der örtlichen und über-
örtlichen Gemeinschaft in eigener Verantwortung garan-
tiert. Ich erwähne ferner 1 Abs. 1 des Kornmunalver-
fassung-sgesetzes, wonach die Gemeinden Grundlage und
Glied des demokratischen Staates sind. Und da fällt mir
ein, Herr Häßler, hier heißt es ja auch Kommunalver-
fassungsgesetz, ohne daß das eine Verfassung ist.

Herr Häßler, Sie haben im Zusammenhang mit dem
Landesorganisationsgesetz gemeint, es wäre hier so et-
was wie Zweidrittelmehrheit erforderlich. Sie wissen
genau, daß es sich dabei nicht um eine Verfassung han-
delt, wenn ich gesagt habe, das sei das Grundgesetz der
Verwaltung. Das ist ja keine juristische Kategorie, Herr
Häßler. Das müssen wir doch wohl deutlich unterschei-
den.

Nun ist der Staat Brandenburg derzeit noch im Aufbau
begriffen. Die staatliche Behördenorganisation mußte
völlig neu geschaffen werden. Gemeinden und Kreise
waren zwar vorhanden, hatten allerdings eine weitgehend
andere Funktion als die jetzt vorn Grundgesetz zugewie-
sene Selbstverwaltungsaufgabe. Die Bürgermeister hatten
früher darauf zu warten, was ihnen von oben gesagt
wurde, und genau nach diesen Vorgaben zu handeln.

Staatliche Verwaltungsorganisation und kommunale
Selbstverwaltung können nicht losgelöst voneinander
betrachtet werden. Beide zusammen ergeben erst ein
korrektes Bild von der Verwaltung des Landes Branden-
burg.

Vor diesem Hintergrund ergab sich zwangsläufig, daß die
Überlegungen zur künftigen Organisation der Landesver-
waltung auch die Leistungsfähigkeit der kommunalen
Verwaltungsebene einschlossen, also auch die Leistungs-
fähigkeit der Kreise und der Gemeinden.

Zur staatlichen Organisation möchte ich mich bier nicht
weiter auslassen. Der Entwurf des Landesorganisations-
gesetzes liegt Ihnen ja vor, und er wird derzeit in den
Ausschüssen beraten. Ich möchte Ihnen hier die Gründe
darlegen, die nach Auffassung der Landesregierung die
Dringlichkeit einer Gebiets- und Verwaltungsreform auf
der kommunalen Ebene ausmachen.

Zunächst ein Blick auf die Ausgangslage: In Branden-
burg bestehen derzeit 38 Landkreise und 6 kreisfreie
Städte bei ca. 2,6 Millionen Einwohnern. Von den Land-
kreisen haben 22 unter 50 000 Einwohner und 16 über
50 000. Lediglich 3 Kreise überschreiten die Grenze von
100 000. Bei den kreisfreien Städten haben 4 unter
100 000 Einwohner, 2 davon nur etwa 50 000 Einwoh-
ner.

Nun ist es eine Binsenweisheit, daß zwischen der Größe
einer Gebietskörperschaft und ihrer Verwaltungskraft ein
unmittelbarer Zusammenhang besteht. Je größer die
Einwohnerbasis, desto qualifizierter und spezialisierter
kann die Verwaltung sein. Auf die'Kreisebene bezogen,
bedeutet dies, daß die Landkreise bei der derzeitigen
Größenordnung nicht in der Lage sind, einen qualifizier-
ten Verwaltungapparat zu unterhalten, einen Verwal-
tungsapparat, der eine effektive und sachgerechte Erledi-
gung typischer Kreisaufgaben möglich macht. Es wäre
da zu denken an das - Sie hatten danach gefragt - Veteri-
näramt, an das Straßenverkehrsamt, an das Vermessungs-
und Katasteramt. Diese Tatsache ist - so habe ich in
zahlreichen Diskussionen festgestellt - wohl allen Betei-
ligten einsichtig.

Warum aber die Eile mit der Kreisgebietsreform? - wird
von manchen gefragt. Nun, die Landesverwaltung eta-
bliert sich derzeit. Zahlreiche gesetzliche Aufgaben müs-
sen ortsnah erledigt werden. Dafür bietet sich vor allem
die Ebene der Landkreise und kreisfreien Städt an, wie
das Beispiel von Altbundesländern wie Schleswig-Hol-
stein zeigt.

Auch das Land Brandenburg möchte seine Kommunen
stark machen, wie dies beispielsweise in Schleswig-Hol-
stein der Fall ist. Durch die derzeit schwache Kreisstruk-
tur wird dies aber verhindert. Es bestehen zwei Möglich-
keiten:

Entweder schaffen sich die Fachressorts einen eigenen
Verwaltungsunterbau auf der örtlichen Ebene - mit staat-
lichen Behörden -, dann sind die Aufgaben auf Dauer für
die Kreise und für die kreisfreien Städte verloren. Dann
sollten wir aber auch nicht von kommunaler Selbstver-
waltung sprechen, und wir sollten dann auch den Artikel
28 Abs. 2 des Grundgesetzes vergessen.

Oder aber: Es erfolgt möglichst rasch eine Kreisgebiets-
reform mit dein Ziel, größere und leistungsstärkere Krei-
se zu schaffen. Wer den Grundsatz der kommunalen
Selbstverwaltung ernst nimmt, muß sich für diese zweite
Möglichkeit entscheiden. Und damit ist die Frage des
Zeitpunkts und des Verfahrens noch nicht beantwortet.
Hinsichtlich des Zeitplanes hat sich in der Diskussion der
vergangenen Wochen als allgemeine Meinung herausge-
bildet, daß die Reform unbedingt noch in dieser Legisla-
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turperiode vonstatten gehen sollte. Und dem kann ich
mich anschließen, weil das erforderliche Gesetz ja we-
sentlich früher verabschiedet werden kann und die be-
troffenen Landkreise damit Zeit genug haben, sich auf
die neue Situation einzurichten. Es ist hier von Herrn
Gilde schon gesagt worden: Der Zeitpunkt ist von die-
sem Hohen Hause zu bestimmen.

Das Neugliederungsverfahren kann nicht - wie mir teil-
weise unterstellt wurde - im Handstreich durchgeführt
werden. Zunächst entscheidet nicht der Innenminister
oder die Landesregierung über die Gebietsreform, son-
dern der Landtag. Ferner sind wir bereits von Verfassung
wegen verpflichtet, den Gesetzentwurf in enger Abstim-
mung mit den Betroffenen, also den Landkreisen und
kreisfreien Städten, zu erstellen. Konkret bedeutet das:
Ich werde in Kürze einen Reformvorschlag vorlegen, der
allen Beteiligten vor Ort zur Stellungnahme zugeht..

Darüber hinaus werde ich noch Fachleute ins Land Bran-
denburg schicken, die vor Ort mit den Betroffenen die
Vorschläge diskutieren. Auf Grund der so gewonnenen
Erkenntnisse wird schließlich ein endgültiger Gesetz-
entwurf erstellt, der dann dem Landtag zur Beratung
zugeleitet wird.

Wichtig erscheint mir noch, daß parallel dazu ein soge-
nanntes Vorschaltgesetz entwickelt wird, in dem wesent-
liche allgemeine Bestinunungen für die Gebietsreform
enthalten sind. Besonders bedeutsam erscheinen mir
Regelungen über eine soziale Absicherung der Landräte,
der Beigeordneten und der anderen Beschäftigten der
Kreisverwaltungen. Ich halte es nicht für vertretbar und
schließe mich damit auch Herrn Siebert an, daß die
Frauen und Männer der ersten Stunde, die die Aufbau-
arbeit leisten, anschließend in die Wüste geschickt wer-
den.

Die Kreisgebiets reform kann jedoch nicht isoliert und
losgelöst von der gemeindlichen Ebene betrachtet wer-
den. Die Gemeinden sind die Grundlage der kommunalen
Selbstverwaltung. Daß die Gemeinden diese bedeutende
Aufgabe derzeit nicht erfüllen können, zeigt bereits ein
kurzer Blick auf die aktuelle Gemeindestruktur, und die
sieht folgendermaßen aus:

In Brandenburg gibt es 1 787 kreisangehörige Gemein-
den. 94 % davon - 94 %, meine Damen und Herren! -
haben weniger als 5 000 Einwohner, zahlreiche Gemein-
den sogar unter 500 Einwohner und 35 Gemeinden unter
100 Einwohner. Hier muß also wirklich dringend - und
ich bin dankbar für die Beiträge, die hier darauf hinge-
wiesen haben - Abhilfe geschaffen werden.

Es bietet sich an, die Verwaltungskraft der Gemeinden
dadurch zu stärken, daß sie sich bei Wahrung ihrer Sclb-

ständigkeit zu größeren Verwaltungseinheiten zusammen-
schließen. Die Kommunalverfassung läßt dies ja auch zu.
Wir müßten nur dafür sorgen, daß bei diesen Zusammen-
schlüssen kein Flickenteppich im Lande entsteht, und
haben die Aufgabe, hier koordinierend mitzuwirken.
Deshalb wird es auch eine Amtsgemeindeverfassung
geben, die wir zur Zeit erarbeiten - ich sagte es schon -,
wonach die Gemeinden nach den Prämissen, die ich
bereits genannt habe, die Möglichkeit haben, sich zu-
sammenzuschließen, effiziente Verwaltungseinheiten
auch auf Gemeindeebene gemeinsam zu bilden und so
die Verwaltungsaufgaben für ihre Bürgerinnen und Bür-
ger bürgernah und effizient zu erfüllen. - Danke schön.

(Beifall)

Präsident Dr. Knoblich:

Ich danke dem Herrn Innenminister, daß er den anderen
außerordentlich disziplinierten Kollegen gefolgt ist, de-
nen mein Dank auch gilt. In Anbetracht der Mammut-
veranstaltung, die uns heute bevorsteht, halte ich das für
sehr wichtig.

Bevor ich Sie in die Mittagspause entlasse, möchte ich
darauf hinweisen, daß der Rechtsausschuß unmittelbar
nach dieser Sitzung im Raum 285 tagt.

Ich unterbreche die Sitzung bis 13.30 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung)

Vizepräsident Kretsehmer-:

Meine Damen und Herren Abgeordnete! Laut beschlos-
sener Tagesordnung rufe ich auf den Tagesordnungs-
punkt 3:

Gesetz über die Organisation und die Zuständigkeit
der Polizei im Lande Brandenburg - Polizeiorganisa-
tionsgesetz (POG Brbg)

Gesetzentwurf
der Landesregierung

Drucksache 1/74

Beschlußempfehlung und Bericht des
Ausschusses für Inneres

Drucksache 1/106

2. Lesung

Ich eröffne dazu die Aussprache. Das Wort erhält der
Abgeordnete Gilde von der Fraktion SPD.
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Abgeordneter Gilde (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Bei der 2.
Lesung des Polizeiorganisationsgesetzes möchte ich am
Anfang feststellen, daß es im Innenausschuß eine sehr
wohltuende konstruktive Arbeit an diesem Gesetz gege-
ben hat. Es bestand weitestgehend' Konsens. Es gab
Dinge, wo wir miteinander gerungen haben, um die
besten Inhalte hineinzuformulieren.

Grundsätzlich möchte ich sagen, daß das Polizeiorgani-
sationsgesetz jetzt die Basis und der Startschuß für den
Neuaufbau der Polizeiorganisation, und zwar auf demo-
kratischer Grundlage, ist. Dieser Neuaufbau kann jetzt
auf der Grundlage dieses Gesetzes beginnen. Auf der
Grundlage dieses Gesetzes kann jetzt die Regierung auch
ausfüllende, untermauernde Verordnungen und Regelun-
gen treffen.

Dieses Polizeiorganisationsgesetz zielt nicht nur auf die
Neuorganisation hin, sondern ich möchte gleich am
Anfang hervorheben: Die Polizeibeiräte, die hier im
Gesetz verankert sind, bilden eine Verknüpfung dieser.
Organisation mit dem Bürgerwillen.

Und als zweite wesentliche Grundlage: Durch dieses
Gesetz sind die Beseitigung alter militärischer Polizei-
strukturen und der Aufbau einer zivilen Organisations-
struktur möglich.

Dieses Gesetz zeigt auch wieder eine Herausforderung
und Chance zur Neugestaltung der Beziehung zwischen
der Polizei und der Bevölkerung, zwischen dem Bürger
in Uniform und der Bevölkerung, die Chance der Neu-
gestaltung und Neubeschreibung dieser Beziehung.

Und das halte ich für eine Herausforderung für beide
Seiten, eine Herausforderung für die Polizeibediensteten
und für uns, die Bevölkerung.

Da ist die Frage: Wie sieht der Polizist, der Bürger in
Uniform, den Mitbürger? Wie geht er mit ihm um? Wird
er mit ihm bürgernah umgehen? Wird sein Dienst in
Uniform bürgernah und bürgerbezogen sein? Wie wird
der Polizist mit seinen inneren Altlasten umgehen, mit
dem, was er früher in seinem Dienst tun mußte, was er
gelernt hat, was er früher geübt hat und was jetzt nicht
mehr in das neue Verständnis der Polizei hineingehört?

Es ist aber auch die Frage an die Bürger, an uns: Wie
sieht der Bürger, wie sehen wir den Polizisten? Wie
gehen wir mit ihm um? Und auch die Frage: Wie geht
der Bürger, wie gehen wir mit unseren inneren Altlasten
um, z. B. auch mit den Feindbildern, mit alten schlim-
men Erfahrungen im Zusammenhang mit der Polizei,
ganz konkret beispielsweise im Herbst 1989, mit dem

Erleben der Bereitschaftspolizei?

Es ist eine Herausforderung an beide Seiten, eine Her-
ausforderung an die Polizei, eine Herausforderung an
uns, die Bürger, das Verhältnis neu zu gestalten, das
Verhältnis zwischen Bürger und Polizei.

Ich möchte, wie am Anfang schon gesagt, die gesetzliche
Festschreibung der Polizeibeiräte bei den Polizeipräsidien
hervorheben. Der Gesetzestext gibt an sich schon die
starke Stellung der Polizeibeiräte wieder. Ich möchte
sagen, die Polizeibeiräte sind personifizierte massive
vertrauensbildende Maßnahmen. Sie sind bewußt einge-
fügt. Aber ich muß auch sagen, bewußt und gewollt ist,
daß die Kontrolle verbal im Gesetz nicht verankert ist,
die Kontrolle durch die Polizeibeiräte. Das kann nicht
sein. Aber man kann ganz deutlich als vertrauensbildende
Maßnahme sagen: Polizeibeirat ist Kontrolle durch Ver-
trauen.

Hier kann man die Stärke oder die Qualität der Polizei-
beiräte nur so definieren: So gut wie die Mitglieder der
Polizeibeiräte sind, so gut, wie sie diesen Beirat gestal-
ten, wie sie die Arbeit in den Beiräten gestalten, so gut,
wie sie den Bürgerwillen aufnehmen und in die Polizei-
beiräte hineintragen, so gut wird der Polizeibeirat arbei-
ten, und so gut wird er den Bürgerwillen mit dem Dienst
der Polizei verknüpfen.

Deswegen werden ja auch - das fand ich als eine gute
Ergänzung - die Mitglieder, die durch die Kreise, die
Kreistage und die Vertretungen der kreisfreien Städte
gewählt werden, bewußt Bürgerbeauftragte genannt.

Ich möchte an dieser Stelle an alle, die sich wählen
lassen und von den Vertretungen gewählt werden, appel-
lieren, ihre Funktion wirklich so zäh und so gut und so
effizient wie möglich auszufüllen, und es ist auch ein
Appell an die Vertretungen, die Besten dort hineinzu-
wählen, die eine breite Vertrauensbasis in ihren Parla-
menten haben.

Ich möchte es auf einen Punkt bringen und damit dann
auch schon schließen: Die Polizeibeiräte ermöglichen
etwas ganz Neues. Polizei und Bürger sitzen sich nicht
mehr feindlich gegenüber. Man kann sagen, im Polizei-
beirat sitzen Bürger und Polizei an einem Tisch. Und das
ist gewollt so, und das ist gut so. - Danke schön.

Vizepräsident ICretsehrner:

Als nächstem erteile ich das Wort dem Abgeordneten
Dr. Diestel, Fraktion der CDU.



Landtag Brandenburg - 1. Wahlperiode - Plenarprotokoll 1/12 - 20. März 1991 	 659

Abgeordneter Dr. Diestel (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Die CDU hat seit Beginn dieser Legislaturperiode
und damit seit der Aussprache zur Regierungserklärung
immer wieder ihre eindeutige Position zu diesem Gesetz
dargestellt, und ich bin jetzt als Oppositionsführer in der
eigenartigen Situation, daß ich einen ähnlichen Beitrag
wie der Abgeordnete, der vor mir gesprochen hat und
der nicht aus unserem Oppositionsbündnis kommt, son-
dern Vertreter der Regierungskoalition ist, halten werde.

Aktueller Anlaß und Hintergrund, meine sehr verehrten
Damen und Herren, für dieses Gesetz sind Ereignisse,
die uns alle beunruhigen. Ich möchte an das vergangene
Wochenende erinnern, ich möchte an die Ausschreitun-
gen in Rostock erinnern, meine sehr verehrten Damen
und Herren. Sie wissen, daß die Kröpeliner Straße in
Rostock nach einem Fußballspiel von randalierenden
Rowdies fast zerstört wurde, möchte ich sagen, und wer
diese schöne Boulevardstraße kennt, der wird sich si-
cherlich vorstellen können, wie das auch auf die Men-
schen dort oben wirkt. Auch wir haben in einer ver-
gleichbaren Leistungsgruppe Fußballmannschaften; dieser
Kelch kann auch uns erreichen. Aus dieser Sicht ist die
CDU-Fraktion von der Überzeugung getragen, daß dieses
Gesetz ein notwendiges Gesetz und eine schnelle Umset-
zung der Inhalte erforderlich ist.

Sie alle, meine verehrten Damen und Herren, wissen,
daß ein wachsendes- Kriminalitätsgeschehen, eine dem
gegenüberstehende sinkende Aufklärungsrate, neue For-
men der Kriminalität, eine neue Form der Organisation
des Verbrechens verzeichnet werden. Wir haben mit dem
Polizeiorganisationsgesetz demgegenüber ein Instrument
aufzuweisen, das hier Einhalt gebietet und möglicherwei-
se - das ist unser Wunsch - vergleichbare Tendenzen,
wie sie in den Altbundesländern vorhanden sind, nicht
zuläßt.

Mögen die Gründe für diese Feststellung auch vielfältig
sein, so müssen wir doch Talsachen zur Kenntnis neh-
men, daß alle diese Formen unsere Polizei und Polizei-
organe im Prinzip unvorbereitet treffen.

Gestatten Sie mir aus aktuellem Anlaß noch eine kleine
Bemerkung, meine Damen und Herren. Am vergangenen
Wochenende hat, ich glaube, in Berlin der SPD-Parteitag
oder besser ein SPD-Parteitag - ich konnte nicht teilneh-
men - stattgefunden, auf dem der Vorsitzende der SPD-
Landtagsfraktion Sachsen, Herr Dr. Kunckcl, dargestellt
hat, und das sind seine nicht ganz unberechtigten Be-
fürchtungen, daß wir in den neuen Bundesländern ca.
vier Millionen Arbeitslose im Laufe bzw. zum Abschluß
dieses Jahres zu erwarten haben. Er hat das für Sachsen
mit 1,3 Millionen präzisiert. Das sind besorgniserregende

Zahlen, und man kann sich darüber unterhalten, ob es
zweckmäßig ist, diese Zahlen in die Öffentlichkeit zu
bringen, aber sie drücken sicherlich eine Tendenz aus,
die uns allen Angst macht.

Immer mehr Bürger unseres Landes, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, entschließen sich jetzt aus dieser
- wie wir meinen - kurzfristigen Perspektivlosigkeit her-
aus, eine Lösung der Probleme im Widerspruch zu den
Rechtsvorschriften zu finden. Wir stellen mit Bedauern
fest, daß ein zunehmend höheres Maß an Gewaltbereit-
schaft in bestimmten Tätergruppen nachzuweisen ist, daß
darüber hinaus im Bereich des Verkehrs zum Beispiel
eine völlig neue Form des Rowdytums, der Raserei und
dergleichen zu verzeichnen ist. Mit einer Bagatellisierung
dieser Entwicklung, mit dem Hinweis auf ein dement-
sprechend höheres Niveau im Westen, also mit dem
Verweis, daß in den Altbundesländern noch viel grausa-
mere Zahlen zu konstatieren sind, will sich die CDU-
Fraktion nicht abfinden.

Wir sagen: Wir brauchen das nicht nachzuvollziehen,
sondern wir wollen das, was wir in bestimmten Berei-
chen der Kriminalitätsbekämpfung schon hatten, wir
wollen dieses niedrige Ergebnis, auch wenn es unter
einem ganz zweifelhaften Druck zustande gekommen ist,
in irgendeiner Weise anstreben.

Zwei wesentliche Schritte dafür sind nun getan. Zum
einen ist mit dieser Fragebogenaktion, über die wir hier
in diesem Raum schon lange debattiert haben, doch ein
Fakt erwiesen, nämlich der, daß nur ein ganz geringer
Teil der Polizeikräfte, die wir hier in Brandenburg haben,
durch das Raster gefallen ist. Das bestätigt im Prinzip
meine Auffassung, die ich als ehemaliger Innenminister
und auch letzter Innetuninister der DDR hatte, daß diese
Polizeikräfte, die jetzt dem Innenminister Herrn Ziel zur
Verfügung stehen, doch in irgendeiner Weise bzw. in
einem hohen Maße geeignet sind, künftig für unsere
Sicherheit Sorge zu tragen.

Ich freue mich sehr, Herr Minister Ziel - und ich habe
nicht vor, Sie anzupumpen - nicht umhinzukommen,
meine Genugtuung darüber auszusprechen, daß mit Ihrer
Unterstützung diese Kommission eingesetzt werden
konnte und mit drei Kirchenvertretern und einem Ver-
treter der Gewerkschaften sowie einem Bürger oder
einem Beamten aus den Altbundesländern eine sehr gute
Arbeit gemacht wurde, die uns in die Lage versetzt, jetzt
eine handlungsfähige Polizei zu haben oder zu entwic-
keln.

Zum zweiten liegt uns mit dem Polizeiorganisationsge-
setz das Dokument vor, welches die entscheidenden und
von den Polizisten jetzt benötigten Strukturen und Vor-
stellungen und auch Richtungen ablesen läßt. An dieser
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Stelle, glaube ich, ist seitens der Landesregierung, seitens
unseres Parlamentes und auch des Innenausschusses eine
wichtige Arbeit gemacht worden, um dieses grundlegen-
de Gesetz vorzulegen.

Wir als Fraktion der CDU haben die Absicht, den Ge-
setzesentwurf zu tragen. Er enthält nicht in jedem Punkt
die Dinge, die wir geregelt wissen wollten, wir sind aber
doch zu der Überzeugung gekommen, daß mit diesem
Landesgesetz eine Voraussetzung gegeben ist, um weite-
re Rechtsvorschriften im Bereich der Polizei wirksam
werden zu lassen. Wir sind auch der Überzeugung, wie
es der Abgeordnete Gilde dargestellt hat, daß mit diesem
Gesetz letztendlich die Bedenken gegen die Polizei be-
seitigt werden können, restliche, durchaus noch als mili-
tärisch zu bezeichnende Strukturen abgebaut worden
sind. Und wir glauben, daß hiermit ein neues Verhältnis
zwischen Polizeikräften und Bürgern - und die Bedürftig-
keit habe ich dargestellt - durchaus entwickelt werden
kann.

In diesem Zusammenhang möchte ich noch einmal dar-
stellen, daß die CDU-Fraktion natürlich auch gern über
die. Strukturen mit gesprochen hätte. Wir sind z.B. auch
in der Frage der Spezialisierung der Auffassung, daß
dem sich immer mehr spezialisierenden Verbrechertum
ebenfalls eine entsprechend spezialisierte Polizei gegen-
überstehen muß. Wir wissen aber, daß in einem Landes-
organisationsgesetz nur in einem bestinunten Bereich
auch diese Strukturen geregelt sein können, und sind mit
dem Geregelten, wie es vorliegt, auch zufrieden. Wir
sind gegen die Entwicklung eines Einheitspolizisten und
wollen eine weitreichende Spezialisierung im Bereich der
Kriminalpolizei zum Beispiel anstreben, weil wir darin
eine sehr gute Voraussetzung sehen, der Erwachsenen-
kriminalität zu begegnen.

Als ein wesentliches Gremium für die tatsächliche und
dauerhafte Demokratisierung im Polizeibereich sehen wir
die Polizeibeiräte. Diese Beiräte müssen erst einmal
schnell geschaffen und ihre Tätigkeit mit Leben erfüllt
werden. Es ist völlig unstrittig, daß diese Polizeibeiräte
keinerlei Kontrollbefugnis gegenüber den Polizisten
haben können, und wir sind froh, daß eine entsprechende
Regelung, ein entsprechender Vorschlag keine Mehrheit
gefunden hat. Die Änderung im Gesetz zum 19 Abs. 3
beinhaltet im Prinzip die Absicht, diese Polizeibeiräte
schnellstmöglich funktionsfähig werden zu lassen.

Die CDU-Fraktion - und das sei mir zum Abschluß noch
gestattet - stimmt den Auswahlkriterien für die Berufung
der künftigen Polizeipräsidenten, die der Minister ja in
der Presse und in der Öffentlichkeit und auch dem In-
nenausschuß gegenüber dargestellt hat, zu. Auch wir
halten es für vernünftig, daß diese Polizeipräsidenten
Bürger des Landes Brandenburg sein sollten und eine

vorherige polizeiliche Tätigkeit nicht wünschenswert ist.
Der zivile Charakter dieser Funktion, dieser Position
wird von uns mitgetragen.

Jetzt habe ich den Innenminister das zweite Mal gelobt,
und ich werde sicherlich von meiner Fraktion hier nicht
viel Ehre tragen. Ich muß aber sagen, daß die gemeinsa-
me Angst um unsere innere Sicherheit oder auch die
gemeinsame Sorge für unsere Bevölkerung uns in diesem
Fall - wie wir uns auch in anderen Bereichen bemühen -
zu dieser konstruktiven Stellung bewegt haben.

Wir glauben, daß mit dem vorliegenden Polizeiorganisa-
tionsgesetz trotz aller Bedenken, die die CDU-Fraktion
auch im Innenausschuß in den einzelnen Punkten darge-
stellt hat, eine wichtige Handlungsgrundlage gegeben ist.
Wir regen an, daß weitere Rechtsvorschriften, wie z. B.
das Landespolizeiaufgabengesetz, geschaffen werden
müssen. Und darüber hinaus warten wir auch, Herr In-
nemninister, sehr aufmerksam und interessiert auf die
Vorstellungen, wie sich letztendlich die Strukturen der
Polizei im Land Brandenburg entwickeln, und wir be-
danken uns für die Zusage, auch in Vorbereitung zu
diesen Strukturvorstellungen einbezogen werden zu kön-
nen. - Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei CDU und SPD)

Vizepräsident Kretschmer:

Als nächster erhält das Wort der Abgeordnete Prof. Dr.
Schumann von der Fraktion PDS-LL.

Abgeordneter Prof. Dr. Schumann (PDS-LL):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir stimmen
dem Polizeiorganisationsgesetz-Entwurf zu, aber ich sage
auch: nicht ohne Bedenken. Wir glauben allerdings, daß
wir diese Bedenken zurückstellen müssen, weil die Bür-
ger zu Recht erwarten, daß die volle Funktionsfähigkeit
der Polizei, insbesondere angesichts der gegenwärtigen
desolaten Sicherheitslage, hergestellt wird. Und selbstver-
ständlich haben auch die Polizisten ein Recht darauf,
endlich zu wissen, in welcher Form und wo sie einge-
setzt werden.

Das Polizeiorganisationsgesetz regelt ja nicht - darauf ist
schon hingewiesen worden - die Strukturen, in denen die
Polizeiarbeit im einzelnen zu erfolgen hat. Es ist dafür
nur eine Voraussetzung, eine Grundlage für weitere auf
dem Wege der Rechtsverordnung durch den Innenmini-
ster zu treffende Entscheidungen zur Struktur der Polizei,
von der ihre Wirkung im Sinne der Sicherheitsinteressen
der Bürger maßgeblich beeinflußt wird, vielleicht sogar
noch stärker als durch die allgemeinen Aussagen des
Polize iorga nisationsgesetzes.
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Alle, die sich mit der Materie etwas vertraut gemacht
haben, wissen, daß es hinsichtlich des von der Regierung
vorgeschlagenen Strukturmodells der Polizeipräsidien
sehr kontroverse Meinungsäußerungen unter den Fach-
leuten gibt. Und es handelt sich hier keinesfalls darum,
daß - wie von Regierungsseite im Innenausschuß be-
merkt wurde - die einen etwas glücklicher mit diesem
Modell seien als die anderen. Es geht vielmehr darum,
daß der BdK aus Gründen einer effektiven Kriminalitäts-
bekämpfung ein entschiedenes Veto eingelegt hat. Und
wer sich etwas mit den neuesten kriminalstatistischen
Angaben vertraut gemacht hat, wird auch die Argumente
der Fachleute aus dem Bund der Kriminalbeamten sehr
ernst nehmen müssen.

Aus dieser Sicht war es für uns sehr wichtig, daß - wie
dies übrigens auch in Übereinstimmung mit Rednern aus
anderen Fraktionen in der 1. Lesung von uns gefordert
wurde - § 2 Abs. 3 ergänzt und im Zusammenhang mit
der Einrichtung der Polizeipräsidien die Anhörung im
Innenausschuß nunmehr festgelegt ist. Als Parlamentarier
- so sehe ich das - sollten wir uns für sachgerechte,
konstruktive Lösungen einsetzen, für eine Diskussion
dieser Frage jenseits der offensichtlich ziemlich
wuchernden "Polizeispartenideologie".

Ein zweiter zentraler Punkt der Diskussion waren die
Polizeibeiräte. Hier hätten wir gern mehr erreicht. An-
gesichts der Tatsache, daß § 14 Abs. 3 festlegt, daß die
Mehrheit der Mitglieder der Polizeibeiräte Abgeordnete
sind, schien es uns angebracht, die Vertretung der Op-
position verbindlich zu regeln. Das wurde bedauerlicher-
weise im Innenausschuß nicht akzeptiert, und wir werden
sehen, wie weit das Demokratieverständnis reicht und oh
dann in den Polizeibeiräten nur Abgeordnete der Regie-
rungskoalition und der konservativen Oppositionspartei
vertreten sind.

Schließlich hatte Kollege Polier in der 1. Lesung - ich
habe noch einmal nachgeschaut - sehr nachdrücklich'auf
eine Kontrollfunktion der Polizeibeiräte insistiert und
auch eine Berichtspflicht der Polizeipräsidenten vor den
Kreistagen des jeweiligen Polizeibezirkes gefordert.
Diese Forderungen scheinen uns nach wie vor berechtigt.
Es geht - Herr Diestel, darf ich Sie mal unterbrechen -
nicht um die Frage, daß die Polizeibeiräte die Polizisten
kontrollieren sollen, sondern wir halten sie für eine de-
mokratische Kontrollinstanz in bezug auf die zivile, auf
die politische Führung der Polizei. Und in dem Sinne
halten wir das Wort Kontrolle schon für angebracht. Und
Herr Gilde, Ihr Ausdruck "Kontrolle durch Vertrauen" ist
da etwas schlitzohrig. Wir sollten das mit der Kontrolle
schon ernster nehmen, gerade, wenn es die Polizei, wenn
es staatliche Gewalt überhaupt betrifft.

Also, die Forderung nach Kontrolle, Aufnahme des Pas-

sus, daß es sich hier auch um eine Kontrollfunktion
handele, konnte sich im Innenausschuß nicht durchset-
zen. Und auch Sie haben sich ja anscheinend davon
verabschiedet, jedenfalls hatten Sie das im Innenausschuß
nicht mehr auf die Tagesordnung gesetzt, so daß wir
offensichtlich die einzigen sind, die jetzt noch diese
Forderung mit vertreten.

Die angesprochenen Mängel werden - das kann man nur
abschließend feststellen - hoffentlich durch das demokra-
tische Engagement der Bürger und der Abgeordneten,
aber auch der Polizisten selbst kompensiert werden kön-
nen. Wir geben dem Gesetz unsere Zustimmung. - Ich
danke Ihnen.

(Beifall bei PDS-LL und SPD)

Vizepräsident Kretschrner:

Ich erteile nun das Wort der Abgeordneten Frau Fuchs
von der Fraktion der F.D.P.

Abgeordnete Fuchs (F.D.P.):

Werter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit
unserer heutigen Beratung befassen wir uns zum zweiten
Mal mit dem Entwurf des Gesetzes über die Organisation
und Zuständigkeit der Polizei im Land Brandenburg. Das
Ziel ist, eine demokratische leistungs- und handlungs-
fähige Polizeiorganisation unter ziviler Führung in unse-
rem Land zu erreichen. Ich glaube - und das muß hier
anerkannt und akzeptiert werden -, das ist uns mit dieser
Gesetzesvorlage gelungen.

Werte Abgeordnete, ich spreche in diesem Zusammen-
hang hier die Bitte an Sie aus, dem Entwurf Ihre Zu-
stimmung zu geben, um somit der demokratischen Ent-
wicklung in unserem Land einen weiteren Baustein hin-
zuzufügen. Kein Bürger würde es verstehen, wenn durch
Verzögerungen hier im Landtag dem Schutz demokrati-
scher Rechte und Freiheiten, der sich von Tag zu Tag
notwendiger macht, die Handlungsgrundlage entzogen
wird.

Was meine ich damit? Bei vielen Gesprächen, die ich als
Abgeordnete und als Mitglied des Innenausschusses mit
den Polizeibediensteten der Polizeibehörden Cottbus,
Frankfurt geführt habe und die ich täglich mit Bürgern
unseres Landes führe, wird deutlich, wie groß ihre Unge-
duld hinsichtlich neuer Polizeistrukturen ist. Für die
Bürger sowie für die Polizisten ist es weniger von Be-
deutung, daß sich die Landesregierung unseres Landes
erst im November 1990 konstituierte, sondern es zählt
allein die Tatsache, daß sich eine Kriminalitätsverlage-
rung ergibt, die schon die Größe wie in den alten Bun-
desländern erreicht hat - das Verkehrsunfallgeschehen
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steigt -, daß einzelne Randgruppen zu Randalen gegen
Ausländer und bei Fußballspielen aufrufen und diese
durchfiihren und die Polizei bis zum heutigen Zeitpunkt
nicht neu strukturiert wurde, obwohl seit November 1990
ständig davon geredet wird.

Ich kann mir gut vorstellen, daß die Polizisten wissen
möchten, wie nun endlich diese neue Struktur aussieht
und wo sie ihren Arbeitsplatz haben, und daß der Bürger
mit Recht auf der anderen Seite von uns fordert, von
welchen Polizeibediensteten aus der Struktur heraus
erhält er Schutz, an wen kann er sich wenden, und wo
kann er sein Anliegen vorbringen?

Ich verweise auch darauf, daß, sobald die neuen Struktu-
ren der Polizei deutlich werden, es zu einer neuen Moti-
vation für die Angehörigen der Polizei kommen wird, die
sich stärker als bisher in ihre neuen Aufgabengebiete
einbringen und Fortbildungsmaßnahmen noch gezielter in
Angriff genommen werden.

Umgekehrt mache ich deutlich: Sollte es hier im Landtag
heute nicht gelingen, das Polizeiorganisationsgesetz zu
verabschieden, wird ein weiterer Zeitverlust die Folge
sein. Dies würde bedeuten, und das kann ich hier mit
Fug und Recht sagen, daß die gesamte Struktur, die sich
auf das Polizeiorganisationsgesetz aufbaut, ebenfalls auf
sich warten läßt. Eine Polizistenfluktuation, wie wir sie
am Ende des vergangenen Jahres hatten, könnte die
Folge sein.

Die Fragen, die hier vielfältig diskutiert werden, bezüg-
lich der Ausbildung der Polizei in der Bereitschaftspoli-
zei, sollte man sich doch genauer ansehen. Vor allen
Dingen müssen wir weg von dem alten Denkschema,
Bereitschaftspolizei als kasernierte Einheitspolizei, wie es
vor der Wende war. Bei der neuen Bereitschaftspolizei
geht es darum, daß eine Bereitschaftspolizei geschaffen
wird, die für den Bürger die freiheitlich-demokratischen
Rechte entsprechend unserem Grundgesetz sichert. Be-
reitschaftspolizei im neuen Sinne ist keine kasernierte
Einheit, sondern eine geschlossene Einheit int Interesse
des Bürgers. Sie wird und muß eingesetzt werden zur
Gewährleistung der Ordnung und Sicherheit bei Groß-
veranstaltungen, zur Unterstützung bei Fahndungsmaß-
nahmen nach flüchtigen Gewalttätern, bei der Bekämp-
fung von Gewaltstraftaten, z. B. Banküberfällen, aber
auch zur Unterstützung bei der Bekämpfung und Abwehr
von Katastrophen und Havarien.

Die Polizeibereitschaft im Land Brandenburg hat keine
militärischen Aufgaben, sondern eine dienende Funktion.
Über diese Polizeibereitschaft sollten junge Polizeibe-
werber, die mit 16 Jahren eine Ausbildung aufnehmen
werden, geschult und gelehrt bekommen, was ist und
was heißt demokratische Polizei, für die der Landesin-

nenminister natürlich eine Unterkunft, die ich hier als
Studentenheim bezeichnen möchte, zur Verfügung stellen
sollte und die keine Kaserne ist - das läßt sich aus der
Sicht eines Lernenden und der Größe unseres Landes
doch auch wohl verstehen.

Daß die parlamentarische Kontrolle der Polizei nach
meinem Verständnis nur über das Parlament des Landes
sichergestellt werden kann - und ich glaube, alle Parla-
mentarier, die sich heute hier im Saal befinden, haben
die parlamentarische Legitimation, daß sie an den Lan-
desinnenminister Fragen zur Struktur und Aufgabenerfül-
lung stellen können - und diese von Herrn Ziel in ent-
sprechender Art und Weise beantwortet werden, ist für
mich selbstverständlich.

Umgekehrt heißt es: Der Landesinnenminister ist ver-
antwortlich für die Polizei. Er ist dem Parlament rechen-
schaftspflichtig, und gleichzeitig ist es möglich, die Kon-
trolle über die Polizei über den Innenausschuß sowie
über Sonderausschüsse, die das Parlament bestimmen
kann, kontrollieren zu lassen. Unabhängig davon wird
der Herr Innenminister natürlich Erlasse an die hier heute
zu beschließende Polizeiorganisation im Land geben, die
sichern, daß unsere Kommunen zum Stand der Ordnung
und Sicherheit entsprechend der jeweiligen Verantwor-
tung informiert werden.

Wenn wir die Entwicklung der Polizei noch schneller
fördern wollen, möchte ich heute die Forderung ausspre-
chen, daß Berater aus anderen Bundesländern an die
Seite von Brandenburger Polizeipräsidenten und Bran-
denburger Polizisten gestellt werden. Diese kennen die
Modalitäten in unserem Land, kennen die Lage, kennen
auch die Wünsche der Bürger. Ein Aufpfropfen von
Leitungsgremien bringt uns nicht weiter, wie wir es ja in
vielen anderen Bereichen hier im Land sehen, aber be-
sonders die Entwicklung der Polizei in Berlin deutlich
macht.

Insgesamt kann festgestellt werden, daß der vorliegende
Gesetzentwurf alle zentral notwendigen Festlegungen zur
Organisation und Bildung einer neuen demokratischen
Polizei, einer Polizei im Interesse des Bürgers, enthält
und die vorgeschlagenen Polizeibeiriite eine wirksame
Form der demokratischen Mitbeteiligung darstellen.

Ich bitte Sie nochmal, im Interesse der Bürger des Lan-
des Brandenburg, im Interesse der Rechtssicherheit in
unserem Lande und zur weiteren demokratischen Stabili-
sierung dem hier vorgelegten Polizeiorganisationsgesetz
zuzustimmen. - Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall)
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Vizepräsident Kretsehrner:

Ich erteile nun das Wort dem Abgeordneten Poller von
der Fraktion BÜNDNIS 90, bitte.

Abgeordneter Poller (BÜNDNIS 90):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die katastro-
phale und konzeptionslose Innenpolitik des letzten DDR-
Innenministers, wie er sich gerade selbst bezeichnet hat,

(Unruhe bei der CDU)

hat eigentlich zur Folge, daß der Landtag und die Lan-
desregierung bei allem, was innenpolitisch zu entschei-
den ist, unter enormem Zeitdruck stehen. Hier fehlt das
letzte halbe Jahr DDR, in dem Ihr Fraktionsvorsitzender
das Innenministerium zu verantworten hatte, in dem für
die Polizei im wesentlichen nur Weisungen des ehemali-
gen MdI außer Kraft gesetzt wurden, aber nichts wesent-
lich Neues erlassen wurde. Die Ursachen für die heuti-
gen Probleme, die wir hier diskutieren, liegen also im
wesentlichen, wenn man tatsächlich mal an den Ursprung
und an den Anfang geht, in der Innenpolitik des Dr.
Diestel.

(Protestrufe bei der CDU)

Herr Diestel, Sie hätten den Anfang machen müssen,
damit es die Polizisten jetzt nicht unerwartet trifft. Und
Sie können jetzt auch nicht hier sagen, daß man in An-
betracht der möglicherweise realistischen Zahl von 4
Millionen Arbeitslosen die Polizei entsprechend stärken
muß, uni dieses wettzumachen. Sie müßten hier auf Ihre
Bundespolitik und auf die CDU in der Bundespolitik
Einfluß nehmen, weil dieses Problem einer politischen
Lösung bedarf und man dieses Problem nicht, und das
wollen wir schon gar nicht in der Erfahrung der DDR,
mit Polizeigewalt unterdrücken will.

(Beifall, vor allem bei SPD, PDS-LL und BÜNDNIS 90)

Daß es trotzdem gut gegangen ist in den letzten andert-
halb Jahren, ist eben nicht Ihr Verdienst, sondern das ist
Verdienst der Initiativen und der vielen ...

(Protestrufe bei der CDU)

... es ist nicht Ihr Verdienst, sondern es ist das Verdienst
der Initiativen der vielen einzelnen Polizisten, vom Strei-
fenpolizisten bis zum Amtsleiter ...

Vizepräsident Kretsehmer:

Herr Abgeordneter, darf ich Sie aufmerksam machen, zur
Sache zu sprechen und nicht zu Problemen, die nicht der

Landesgesetzgebung dienen.

(Beifall bei der CDU)

Abgeordneter Poller (BÜNDNIS 90):

Und es war weiterhin möglich, daß es gut ging, weil
man sich aus der Polizei heraus an die schwierige Auf-
gabe wagte, durch Sicherheitspartnerschaft gemeinsam
mit den Demonstranten und der Bürgerbewegung neues,
gegenseitiges Vertrauen aufzubauen. Nun läßt sich die
Polizei, und ich komme zur Sache, nicht ausschließlich
durch Initiative und Sicherheitspartnerschaft regeln, und
auch für die Perspektive der Polizisten sind Regelungen
notwendig, die schnellstmöglich verabschiedet werden.

Es ist also für die Polizei, die in Landeshoheit liegt,
dringend erforderlich, und das Polizeiorganisationsgesetz
ist nur die Basis für die weiteren gesetzlichen Regelun-
gen in diesem Bereich. Der jetzt vorliegende, überarbei-
tete Gesetzentwurf der Regierung wird mit den enthalte-
nen Regelungen von uns als durchwachsen bezeichnet.
Er geht in die richtige Richtung und wird vom BÜND-
NIS 90 mitgetragen, da in der jetzt vorliegenden Fassung
Forderungen unsererseits berücksichtigt wurden.

Der 3 in seiner jetzigen Fassung stellt keinen unmittel-
baren Zusammenhang zwischen Bereitschaftspolizei und
Ausbildung mehr her. Es ist jetzt die Entscheidung und
die Sache des Innenministers, durch ein modernes entmi-
litarisiertes Ausbildungskonzept die Ansprüche der Bür-
ger und auch die politischen Ansprüche der Koalitions-
partner an die Polizei zu erfüllen. Das BÜNDNIS 90
steht mit seiner Hilfe hierbei zur Verfügung.

Zu den Polizeibeiräten: Hier ist jetzt zusätzlich eine
Berichtspflicht des Polizeipräsidenten gegenüber dem
Beirat im Prinzip über alle Polizeiangelegenheiten von
öffentlichem Interesse enthalten. Das heißt also, der
Polizeipräsident wird vom Beirat aufgefordert, zu den
entsprechenden Sachen, die im öffentlichen Interesse
liegen, zu berichten. Das ist für uns ein tragbarer Kom-
promiß, Herr Prof. Schumann. Wir sind in der Regie-
rungsverantwortung und sind hier politikfähig, das will
ich ausdrücklich sagen. Das heißt aber nicht, daß wir
ursprüngliche Forderungen aufgeben.

Die Wirksamkeit der Polizeibeiräte wird im wesentlichen
vom Engagement ihrer Mitglieder abhängen. Ich möchte
von hier aus erstens an die Landkreise appellieren, bei
der Wahl der Mitglieder zu den Beiräten integere, der
Öffentlichkeit bekannte Persönlichkeiten auszuwählen.
Sie sind nach dem jetzigen Entwurf nicht nur schlicht-
weg Mitglieder des Beirates, sondern Bürgerbeauftragte.
Und lassen Sie mich an dieser Stelle sagen, daß die
Änderungen, die dort eingegangen sind, alle von der
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Koalition beantragt wurden. Von der CDU kam kein
einziger Änderungsantrag zum Polizeiorganisationsgesetz.

Sie sind also Bürgerbeauftragte, sie haben einen Auftrag
der Bürger, das bedeutet ja dieses Wort, und sie haben
den Auftrag, den Dialog zwischen Bürgern und Polizei
zu befördern. Erst aus diesem Dialog heraus kann Ver-
trauen entstehen, und das Mißtrauen wird natürlich nicht
schlechthin, wie Herr Diestel es sagte, mit diesem Gesetz
abgebaut.

Ich möchte von hier aus - zweitens - an die Presse ap-
pellieren, die Arbeit der Polizeibeiräte und der Polizei-
präsidien vom ersten Tag an zu begleiten und ihre Mög-
lichkeiten, den genannten Dialog zu entwickeln, voll
auszuschöpfen.

Meine Damen und Herren Abgeordnete! Wenn Branden-
burg zu den fünf neuen Bundesländern zählt, dann doch
nicht nur, um gegenüber dem Bund und den Altländern
auf die eigene schlimme Gesamtsituation hinzuweisen,
sondern auch um den Altländern und Altpolitikern zu
sagen: Wir sind mit anderen Erfahrungen neu in der
Bundesrepublik - BÜNDNIS 90 ist mit diesen Erfahrun-
gen hier mit in der Regierung und fest entschlossen, eine
erneuerte Bundesrepublik mitzu gestalten. Hier sehen wir
vor allen Dingen Handlungsbedarf im . Bereich der Innen-
politik. Das Polizeiorganisationsgesetz ist für uns da der
Anfang.

(Beifall bei BÜNDNIS 90, SPD und PDS-LL)

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Abgeordneter, es gibt eine Anfrage von Herrn Die-
stel. Lassen Sie die zu? -

Abgeordneter Dr. Diestel (CDU):

Herr Abgeordneter Polier, ist Ihnen bekannt, daß es in
meiner Amtszeit keine Länder gegeben hat, daß demzu-
folge auch eine entsprechende landesrechtliche Regelung
nicht vorhanden sein konnte?

Die zweite Frage: Ist Ihnen des weiteren bekannt, daß
der Minister, der für diesen Bereich in der Regierungs-
koalition zuständig ist, mit den gleichen Polizisten arbei-
tet, mit denen ich gearbeitet habe und richtigerweise nur
ganz unwesentliche Korrekturen am Bestand der Polizei
durchgeführt hat?

Ist Ihnen - drittens - bekannt, erlauben Sie, daß ich die
Frage sehr persönlich formuliere ...

(Abgeordneter Polier [BÜNDNIS 901: Sagen Sie die
zweite Frage bitte noch einmal.)

Ist Ihnen bekannt, daß der Herr Innenminister Ziel mit
den gleichen Polizisten in diesem Bereich arbeitet, mit
denen ich gearbeitet habe, und daß die Auswertung der
Fragebogenaktion nur ganz geringfügige Veränderungen
vorweist?

Die dritte Frage, die ich persönlich an Sie richte: Ist
Ihnen bekannt, Herr Abgeordneter Polier, daß die Partei,
der Sie bis zur Wende angehörten, einen erheblichen
Anteil daran hatte, daß die Polizei so strukturiert war,
wie ich sie im April 1990 übernehmen mußte? - Ich
bedanke mich.

(Beifall bei der CDU)

Abgeordneter Polier (BÜNDNIS 90):

Zur ersten Frage eigentlich nur die Gegenfrage: War
Ihnen zu Ihrer Amtszeit bekannt, daß wir in die Bundes-
republik übertreten werden und daß man also die Polizei
entsprechend rechtsstaatlichen Prä missen reformieren
mußte? Mehr kann ich dazu nicht sagen.

Zweitens: Die Frage, daß es die gleichen Polizisten sind,
verstehe ich nicht. Die müßten Sie mir dann noch etwas
erläutern.

Präsident Dr. Knoblich:

Bitte, noch einen Zusatz.

Abgeordneter Dr. Diestel (CDU):

Herr Polier, Ihre Kritik an meiner Amtsfiihning, die Sie
in Ihrer Rede dargestellt haben, hat doch den Bezug, daß
ich - vielleicht waren es 98, vielleicht waren es 99 % -
mit Genossen Polizisten zusammengearbeitet habe und
daß ich damals schon im April/Mai gesagt habe: Die
Masse dieser Polizisten ist auch geeignet, Polizist zu sein
für die künftige demokratische Entwicklung. - Das hat
sich jetzt bestätigt in der Arbeit, die Herr Minister Ziel
hat durchfuhren lassen. Das hat auch den Unwillen der
Öffentlichkeit gegen mich hervorgebracht. Jetzt wird
diese Politik bestätigt, Herr Polier. Da können Sie
schimpfen und meckern, wie Sie wollen, es ist einfach
eine niedrigere Kriminalitätsrate in meiner Amtszeit zu
verzeichnen gewesen als jetzt.

Ich habe, meine Damen und Herren, mit Zustimmung
des Parlamentspräsidenten auf Herrn Poliers Frage ge-
antwortet. [eh bitte um Nachsicht.

Abgeordneter Polier (BÜNDNIS 90):

Ich habe ja diesen Punkt nicht kritisiert. Ich habe Ihre
Politik kritisiert, und das stützt sich auf Informationen
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aus den Polizeibehörden, daß in dem halben Jahr Ihrer
Amtszeit im wesentlichen alles außer Kraft gesetzt wur-
de, aber nichts Neues kam. Darauf bezog sich meine
Kritik. Dann war das sicherlich ein Mißverständnis. Es
bezog sich nicht auf die gleichen Polizisten.

Was meine Partei betrifft, so ist es kein Geheimnis, und
es steht zumindest auch im Protokoll der Wahl des
BÜNDNISSES 90 auf der Landesliste, daß ich einmal
der LDPD angehörte. Dazu muß man aber sagen, daß ich
auch zu LDPD-Zeiten - Sie können in Luckau fragen -
schon die Luckauer Polizei kritisiert habe, und in dieser
politischen Folge entwickle ich mich jetzt weiter.

Präsident Dr. Knoblich:

Entsprechend dem Rederecht der Regierung hat der
Innenminister gebeten, Ausführungen uns gegenüber zu
machen. Bitte, Herr Innenminister.

Minister des Innern Ziel:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Wir bringen heute das Polizeiorganisa-
tionsgesetz auf den Weg. Dank der zügigen Befassung
und Beratung in den Ausschüssen kann der Dringlichkeit
einer gesetzlichen Regelung des organisatorischen Neu-
aufbaus der Polizei des Landes Brandenburg entsprochen
werden. Ich möchte hier ausdrücklich allen Ausschußmit-
gliedern meinen Dank dafür sagen.

Auf gesichertem rechtlichem Boden kann von den alten
Strukturen einer militarisierten und parteipolitisch in-
strumentalisierten Polizei auf neue Strukturen einer zivil
geführten, demokratisch-rechtstaatlichen Bürgerpolizei
umgesteuert werden. Die Beratungen im Rechtsgebungs-
verfahren haben gezeigt, daß es über diese Grundorien-
tierung keinen Dissens gibt. Durch Änderungen im vor-
gelegten Gesetzentwurf wurde klargestellt, daß es keine
Ausbildung der Polizei, insbesondere der jungen Polizei-
anwärter, im Kasernenmilieu geben darf.

Meine Damen und Herren! Ich war vor kurzem in Bar-
dorf und habe mir - ich gestatte mir, dies zu sagen - die
Ausbildungskaserne dort angeschaut. Ich halte es für sehr
falsch, auf dieser Basis Polizisten, die kommunikativ mit
dem Bürger, mit der Bürgerin umgehen sollen, auszubil-
den. Wer als Berufsanfänger seine ersten, prägenden
Eindrücke von seiner Berufsrolle in der Polizei erhält
oder erhalten soll, darf das nicht in einer entmündigen-
den, bevormundenden, aggressiven, nach militärischen
Vorbildern geordneten Umgebung erfahren.

Die Bedeutung der Polizeibeiräte - sie sind hier mehrfach
schon erwähnt worden - wurde verstärkt. Ortsbezogene
Bürgerinteressen sollen geltend gemacht werden können.

Orientierungsschwerpunkt der Arbeit einer demokrati-
schen Polizei muß das Bürgerinteresse sein. Ein wichti-
ges Organ zur ortsbezogenen Benennung von Bürger-
interessen sind die in den Polizeibeirat delegierten Bür-
gerbeauftragten. Sie sind vorzüglich geeignet, die nicht
zu leugnende Sprachlosigkeit von Bürgern, die nicht in
Bürgerkomitees oder sonstigen Gruppierungen organisiert
sind, gegenüber der Polizeiverwaltung zu überwinden.

In diesem Zusammenhang möchte ich klarstellen, daß die
Polizei, insbesondere die Polizeipräsidenten, als Reprä-
sentationsorgane von sich aus gehalten sind, durch Kon-
takte und Öffentlichkeitsarbeit in den verschiedenen
gesellschaftlichen Bereichen die Wünsche, die Meinun-
gen zur Polizeiarbeit zu erheben. Bürgernahe Polizei-
arbeit muß die Sicherheitserwartungen der rechtstreuen
Bürger aufnehmen und umsetzen. Demokratische Poli-
zeiarbeit ist akzeptierte Polizeiarbeit. Das gilt besonders
in den neuen Bundesländern. Nach den Negativerfahrun-
gen mit einer parteigesteuerten, bürgerfernen, bedrohli-
chen, intransparenten Polizei kommt es nun darauf an,
alle Möglichkeiten intensiver Kommunikation zu suchen
und zu nutzen, um die Bürgerbezogenheit der Polizei-
arbeit erlebbar und damit auch glaubwürdig zu machen.

Meine Damen und Herren! Wenn das Polizeiorganisa-
tionsgesetz heute verabschiedet wird, kann zügig mit
dem Umbau der Polizeistrukturen begonnen werden. In
einer gemäß dem neuen Gesetz von mir erlassenen
Rechtsverordnung werden die neuen Polizeibezirke der
Polizeipräsidenten festgelegt. Die Deckungsgleichheit der
Polizeibezirke mit den vorgesehenen Verwaltungsregio-
nen wird sichergestellt. In einem Ordnungserlaß wird die
Bildung von Aufbaustäben für neu zu bildende zentrale
Instanzen, das heißt Landeskriminalamt, Bereitschafts-
polizei, Polizeischule, Polizeidienst für technische Dien-
ste und für die Beschaffung, sowie die Polizeipräsidien
geregelt.

Der Innenausschuß dieses Hohen Hauses wird von mir
über den Fortgang der Dinge laufend informiert werden,
wie ich mich auch sonst um breite Zustimmung hier in
diesem Hohen Hause bemühen werde.

Meine Damen und Herren! Wichtig erscheint mir, sich
vorab über die Intentionen des Neubeginns, über die
Organisationsziele zu informieren. Zunächst ist festzu-
stellen, daß Organisationsentscheidungen eine Konzep-
tion von einiger Dauer begründen sollten. Deshalb ver-
bietet sich die bloße Übernahme von Organisationsmo-
dellen vergleichbarer Altbundesländer. Es geht um ein
eigenständiges brandenburgisches, erfolgversprechendes
Konzept, das den Besonderheiten unseres Landes ent-
spricht.

Organisationsentscheidungen werden immer auch durch
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die Unternehmensphilosophie mitgeprägt. Aus beiden
zusammengenommen lassen sich folgende Organisations-
ziele skizzieren:

1. Optimierung polizeilicher Aufgabenerfüllung bei be-
grenzten Ressourcen. Brandenburg ist kein reiches Land,
jedenfalls jetzt noch nicht. Brandenburg darf sich deshalb
auch keine reich ausgestattete Polizei leisten. Das ist
Diktaturen vorbehalten. Maßstab für die Stärke und
Ausrüstung der Polizei des Landes kann deshalb nicht
das Wünschbare, das Mögliche, sondern nur das Erfor-
derliche sein. Das bedeutet: Nicht ein Maximum an
Sicherheit, sondern ein Optimum an Sicherheit wird
angestrebt. Ehrlichkeit ist gefragt Sicherheit mit Krimi-
nalitäts- und Verkehrsunfallraten nahe Null mit Eliminie-
rung jeglicher Rechtsgutgefährdung ist eine Illusion,
meine Damen und Herren. Wer sich anschickt, solche
Ziele anzusteuern, weitet den Umfang der Sicherheits-
organe ins Uferlose aus, muß ihre Kompetenzen und
Befugnisse entgrenzen.

Für die Personalstärke der Polizei wird der Durchschnitt
vergleichbarer Altbundesländer zugrunde gelegt.

Die Zuweisung von Gebäuden und Liegenschaften sowie
die Ausrüstung der Polizei werden kostensparend, aber
bedarfsgerecht erfolgen.

2. Das Prinzip der Bürgernähe. Unter bürgernaher Poli-
zeiarbeit verstehe ich nicht nur die schnelle Erreichbar-
keit der Polizei, sondern auch ihre prinzipielle Orien-
tierung auf Bürgerinteressen. Die vorgesehene Organisa-
tion steht auf Dezentralisation, Dekonzentration und
Delegation. Im Flächenland Brandenburg mit wenigen
Ballungsräumen, die auch nicht sehr groß sind, ist über-
wiegend auf kleine Dienststellen zu setzen. Nur wo
notwendige Spezialisierung und Leistungsfähigkeiten
Grenzen sehen, werden größere Dienststellen eingerich-
tet. Die Mitarbeiter sollen sich als ernstgenommen,
kompetente und mündige Menschen erfahren. Nur dann
darf man hoffen, daß sie mit den Bürgern ebenso umge-
hen. Akzeptanz einer Organisation durch die Mitarbeiter
hilft, die Akzeptanz der Polizeiarbeit durch die Bürger zu
sichern.

3. Vermeidung von Kompetenzkonflikten. Kompetenz-
konflikte führen zu erheblichen Reibungsverlusten und
damit zu Kostensteigerungen. Die Organisation leistet
weniger, als sie könnte. Solche Kompetenzkonflikte gilt
es deshalb zu vermeiden. Mir liegt hierzu ein Konzept
für die Organisation der Polizeipräsidenten vor. Ich wer-
de dieses Konzept mit den Betroffenen und mit den
Berufsverbänden erörtern, bevor ich cs verbindlich ma-
che. Nach unserem Organisationskonzept werden die
polizeilichen Aufgabenfelder, nämlich die Bereiche all-
gemeine Sicherheit mit Posten- und Streifendienst sowie

Abarbeitung von Notrufen, Bewältigung von Sonderlagen
und Personen- und Objektschutz sowie Kriminalitäts-
bekämpfung und Verkehrsunfallbekämpfung, drei Orga-
nisationsteilen zugeordnet.

Das bedeutet: Die Kriminalitätsbekämpfung liegt in einer
Hand. Damit geht Kriminalitätsbekämpfung von einem
gesamtstrategischen Ansatz aus.

Die Reaktion auf von Betroffenen gemeldete Kriminalität
durch Vorgangsbearbeitung wird mit der Entdeckung und
Verhütung von Straftaten durch polizeiliche Aktivitäten
verkoppelt. Das geschieht sowohl auf der Zentralebene
als auch in den Basisdienststellen.

Kriminalistischer Sachverstand soll auf allen Ebenen für
die Gesamtpalette polizeilicher Kriminalitätsbekämpfung
mobilisiert werden. Sachverstand und kriminalpolizeili-
che Kompetenz dürfen sich nicht allein auf die Bearbei-
tung von Strafermittlungsvorgängen konzentrieren. Das
offensive Angehen beunruhigender Kriminalitätsformen
durch Zivilfahnder oder zielgerichtete Aufklärung poten-
tieller Opfer darf nicht auf die Schutzpolizei allein abge-
schoben werden. Wenn Kriminalitätsbekämpfung eine
einheitliche polizeiliche Aufgabe sein soll, müssen alle
polizeilichen Kapazitäten unter einheitlicher Leitung
mobilisiert werden. Damit wird nicht einer Einheitspoli-
zei das Wort geredet, wie es polemisch schon verkürzt
wurde. Im Gegenteil: Es werden Sachverstand und per-
sönliche Qualifikation bei der Besetzung der differen-
zierten Aufgabenbereiche gefordert sein. Es wird selbst-
verständlich auch in Zukunft in der Polizei des Landes
Brandenburg den ausgebildeten Kriminalisten geben und
geben müssen. Was denn sonst?

Die ICrinfinalbeamten werden mit der Kriminalitätsbe-
kämpfung befaßt und - je nach Notwendigkeit - durch
Beamte der Schutzpolizei unterstützt werden. Kriminali-
tätsbekämpfung als gesamtstrategisches Konzept wird
allerdings nicht auf Vorgangsbearbeitung, auf die Büro-
dienstzeiten und auf den Innendienst beschränkt bleiben.
Die Vorstellung, verantwortungsvolle, wichtige und
schwierige und deshalb entsprechend eingestufte und
honorierte Tätigkeit sei nur am Schreibtisch zu leisten,
muß aufgegeben werden.

Meine Damen und Herren! Mit der Verabschiedung des
Polizeiorganisationsgesetzes tun wir einen wichtigen
Schritt. Die Realisierung der gesetzgeberischen Vorhaben
wird unverzüglich in Angriff genommen. Über den Fort-
gang der Realisierung werde ich laufend informieren. Ich
meine, Brandenburg wird sich in naher Zukunft mit
seiner Polizei sehen lassen können. - Vielen Dank.

(Allgemeiner Beifall)
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Vizepräsident Kretschmer:

Meine Damen und Herren Abgeordnete! Ich schließe
damit die Aussprache. Wir kommen zur Abstimmung.
Ich darf - wie vereinbart - die Damen und Herren, die
sich möglicherweise außerhalb befinden, mit dem Klin-
gelzeichen daran erinnern, daß eine Abstimmung bevor-
steht.

Meine Damen und Herren Abgeordnete! Wir kommen
damit zur Abstimmung über den Gesetzentwurf in der
Fassung der Beschlußempfehlung des Ausschusses für
Inneres, Ihnen vorliegend in Drucksache 1/106.

Wer dieser vorliegenden Drucksache zustimmt, den bitte
ich um das Handzeichen. - Ich bitte die Schriftführer, die
Ermittlung des genauen Ergebnisses wieder blockweise
vorzu nehmen.

(Schriftführer: 19 Stimmen rechts, 18 in der Mitte,
30 links.)

Wer diesem Gesetz nicht zustimmt, den bitte ich um das
Handzeichen. - Ich stelle fest: keine Gegenstimmen.

Gibt es Simmenthaltungen? - Zwei.

Ich darf damit feststellen, daß der Gesetzentwurf mit 67
Ja-Stimmen bei null Gegenstimmen und zwei Stimm-
enthaltungen angenommen ist.

(Beifall)

Ein Geschäftsordnungsantrag? - Bitte.

(Abgeordneter Birihler [SPD]: Herr Präsident! Ich
bitte, bei so offensichtlichen Mehrheiten auf das Ab-
zählen zu verzichten.)

Ich bedanke mich für den Hinweis, aber laut Geschäfts-
ordnung, Herr Abgeordneter, lege ich großen Wert dar-
auf, daß in der Protokollführung die eindeutige Auszäh-
lung und der Nachweis der Summe auch erkennbar sind.
Ich bitte um Verständnis für mein Verhalten, Herr Abge-
ordneter.

(Beifall bei der PDS-LL)

Ich schließe damit den Tagesordnungspunkt 3 und rufe
auf den Tagesordnungspunkt 4:

Landeshaushaltsordnung (LHO)

Gesetzentwurf
der Landesregierung

Drucksache 1/75

Beschlußempfehlung und Bericht des
Ausschusses für Haushalt und Finanzen

Drucksache 1/107

LIAstgrn

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem dem
Abgeordneten Maschler von der Fraktion der SPD das
Wort

Abgeordneter Dr. Maschler (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abgeordnete!
Der Ausschuß für Haushalt und Finanzen wurde im
Ergebnis der 1. Lesung des Gesetzentwurfs über die
Landeshaushaltsordnung federführend mit der Beratung
des Entwurfes - Drucksache 1/75 - beauftragt. Zusätzlich
ist der Ausschuß für Haushaltskontrolle zur Stellungnah-
me verpflichtet worden.

Es ist mir sehr angenehm, vor dem Hohen Haus erklären
zu können, daß der Ausschuß für Haushalt und Finanzen
den vorgelegten Gesetzentwurf einmütig als eine lobens-
werte Arbeit des Herrn Finanzministers und seines exzel-
lenten Beraters, Herrn Dr. Fricke, empfindet. Dies ist um
so bedeutsamer, handelt es sich doch nicht uni irgendein
Gesetz, sondern gleichsam um das Grundgesetz der
Haushalts- und Wirtschaftsführung des Landes Branden-
burg.

Dem Ausschuß lagen die schriftlichen Stellungnahmen
des Ausschusses für Haushaltskontrolle, des Aufbausta-
bes des Landesrechnungshofes und der CDU-Fraktion
vor, während die Fraktionen der F.D.P., der PDS-LL und
der SPD ihre Änderungsvorschläge mündlich einbrach-
ten.

Bereits in der 1. Lesung des Gesetzentwurfs waren die
Schwerpunkte der Diskussion deutlich geworden. Sie
bestätigten sich auch im wesentlichen in der Ausschuß-
a rbeit. Es gilt, mit diesem Gesetz Voraussetzungen zu
schaffen für eine rationelle Arbeit des Landtages und der
Landesregierung. Dazu sind eindeutige Definitionen und
Abgrenzungen erforderlich, und es sind die Stellung der
Abgeordneten des zuständigen Ausschusses für Haushalt
und Finanzen, des Herrn Finanzministers und des Lan-
desrechnungshofes präzise zu fassen.
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Zu einzelnen Problemkreisen:

Im Teil I "Allgemeine Vorschriften zum Haushaltsplan"
ist unter § 7 beispielhaft die gewollte weitere Entwick-
lung des Gesetzestextes gegenüber den Landeshaushalts-
ordnungen der alten Bundesländer gefaßt. Ich verweise
auf die Nutzen-Kosten-Untersuchung, auf die Wirtschaft-
lichkeitsnachweise - auch unter Einbeziehung privatwirt-
schaftlicher Lösungen. Des weiteren heißt es: Erfolgs-
kontrollen sind vorzunehmen. Diese Verpflichtungen der
Verwaltungen sind aus heutiger Sicht für das Funktionie-
ren eines modernen Haushaltswesens unverzichtbar. § 10
zielt auf eine höhere Effizienz der Arbeit des Landtages,
seiner Abgeordneten und seiner Ausschüsse. Wir halten
es jedoch für zweckmäßig, den zuständigen Ausschuß
eindeutig zu definieren als den für den Haushalt zustän-
digen Ausschuß - § 10 Abs. 3. Das gleiche gilt für die
Fassung in § 17 Abs. 6, § 22 und weitere.

Der Ausschuß für Haushalt und Finanzen schlägt eine
Änderung des § 5, allgemeine Verwaltungsvorschriften
des Finanzministers betreffend, vor. Er hält eine im
Grundsatz geforderte Bindung des Finanzministers beim
Erlaß von Verwaltungsvorschriften an die Einwilligung
der Landesregierung für ungeeignet, um die erforderliche
Handlungsfähigkeit in der Regierungsarbeit auf diesem
Gebiet zu erreichen. Es bleibt im übrigen den Ressort-
chefs unbenommen, in Anwendung des § 116 über Maß-
nahmen des Finanzministers die Entscheidung der Lan-
desregierung einzuholen. Die Neufassung des § 5 lautet
also: Die allgemeinen Verwaltungsvorschriften zu diesem
Gesetz und zur vorläufigen sowie endgültigen Haushalts-
und Wirtschaftsführung erläßt der Minister der Finanzen.
- Diese Änderung wurde vom Ausschuß einmütig gebil-
ligt.

Teil III, § 34 "Erhebung der Einnahmen - Bewirtschaf-
tung der Ausgaben": Die Situation der Landesfinanzen
erfordert, dem verantwortlichen Minister das Recht einer
zwischenzeitlichen internen Kontrolle zuzugestehen. - In
Anbetracht der zur Zeit nicht absehbaren Dauer der
prekären Finanzsituation halten wir eine definitive zeitli-
che Beschränkung dieses Kontrollrechts für nicht vertret-
bar. § 34 Abs. 6 wird deshalb zur Streichung empfohlen.

Teil V - Rechnungsprüfung: Der Ausschuß für Haushalt
und Finanzen und der Ausschuß für Haushaltskontrolle
folgten den Änderungsvorschlägen des Aufbaustabes
Landesrechnungshof. Deshalb sehen Sie es mir sicherlich
nach, wenn ich nachfolgend zur Begründung die Gedan-
ken des Aufbaustabes nutze.

§ 89 Abs. 1 Punkt 2: Hierzu wird vorgeschlagen, das
Wort "eingeleitete" zu streichen; denn auch die Pla-
nungsphase größerer Vorhaben sollte von der Definition
erfaßt werden. Auf die Frage, oh die Maßnahme bereits

eingeleitet worden ist, kommt es dagegen nicht an. Wenn
nur bereits eingeleitete Maßnahmen geprüft werden dürf-
ten, unterläge die Planungsphase, auch wenn sie bereits
zu Teilentscheidungen geführt hätte, noch nicht der Prü-
fung durch die Rechnungshöfe.

§ 91 Abs. 1: Die im ersten Satz gewählte Formulierung,
wonach nur die sachgemäße Verwendung von Landes-
mitteln geprüft wird, ist zu eng und schränkt den gesetz-
lichen Prüfungsauftrag des Landesrechnungshofes unnö-
tig ein. Der Ausschuß für Haushalt und Finanzen schlägt
vor, den Satzteil "die sachgemäße Verwendung von
Landesmitteln" zu streichen.

Im gleichen § 91, Abs. 2, enthält der letzte Halbsatz eine
Formulierung, die zu Streitigkeiten zwischen den Zuwen-
dungsempfängern und dem Landesrechnungshof führen
kann. Die Fassung des 1. Entwurfs läßt es offen, wer
darüber bestimmt, in welchem Umfang die Prüfung des
Landesrechnungshofes auf die sonstige Haushalts- und
Wirtschaftsführung des Zuwendungsempfängers erstreckt
wird. In Übereinstimmung mit der Fassung sämtlicher
bereits bestehender Landeshaushaltsordnungen sowie der
Bundeshaushaltsordnung wird durch den Ausschuß die
neue Formulierung des Halbsatzes mit "soweit es der
Landesrechnungshof für seine Prüfung für notwendig
hält" vorgeschlagen.

Strittig war im Ausschuß die Forderung der CDU-Frak-
tion, wonach der Landesrechnungshof bei Prüfungen
freier Träger sich deren Prüfungsorgane zu bedienen
habe. Dieser Forderung lag wohl eine Fehlinterpretation
der Problematik seitens der Antragsteller zugrunde. Sie
wurde mehrheitlich abgewiesen. Die Mehrheit votierte
dagegen für den letzten Satz des CDU-Antrages und
führte ihn an das Ende § 91 Abs. 2. Er lautet:

"Das verfassungsrechtlich garantierte Selbstbestim-
mungsrecht der Kirchen und der Religionsgesellschaf-
ten nach Artikel 140 Grundgesetz ist dabei zu beach-
ten."

§ 99 - Angelegenheiten von besonderer Bedeutung: Die-
ser Paragraph wurde auf Vorschlag des Ausschusses für
Haushaltskontrolle gefaßt. Er liegt Ihnen in der Fassung
der Drucksache 1/107 vor.

Es ist noch anzusagen, daß im 1. Entwurf der Landes-
haushaltsordnung im § 18 der 3. Absatz versehentlich
nicht ausgedruckt wurde. Er beschränkt die Geltungs-
dauer für Kreditermächtigungen und ist in dem Ihnen
vorliegenden 2. Entwurf - Drucksache 1/107 - ergänzt
worden.

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Dcr Ihnen
vorliegende 2. Entwurf der La nd e,s ha us ha I tsord nu ng wird
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den Erfordernissen einer modernen Haushalts-, Kosen-
und Rechnungsführung gerecht. Er ist für die Arbeit
unter unseren speziellen, auf längere Sicht schwierigen
Finanzbedingungen ein helfender, zweckmäßiger gesetzli-
cher Rahmen.

Der Ausschuß für Haushalt und Finanzen empfiehlt dem
Hohen Haus die Annahme des Gesetzes - Drucksache
1/107. - Ich danke Ihnen.

(Beifall bei Abgeordneten aller Fraktionen)

Vizepräsident Kretsehmer:

Ich denke, es kann nicht sein, daß das Parlament hier
permanent in seinen Sitzungen unter Druck gesetzt wird
- woanders gibt es Bannmeilen dafür - und daß gerade
Vertreter der Polizei - bei den Kriminalisten handelt es
sich um 1 400 gegenüber mehreren Tausend Schutzpoli-
zisten -, daß die Kriminalisten auf diese Weise hier
Druck auszuüben versuchen.

(Beifall bei SPD, CDU, F.D.P. und BÜNDNIS 90)

Ich bin bereit, das in aller Öffentlichkeit auch so zu
vertreten.

Vizepräsident Kretsehmer:
Meine Damen und Herren! Ich bitte um Ihr Verständnis,
daß ich an dieser Stelle die Aussprache zu diesem Ta-
gesordnungspunkt für kurze Zeit unterbreche. Der Herr
Innenminister hat mich gebeten, eine Erklärung vor
diesem Hohen Hause abgeben zu dürfen, um sich dann
vor das Haus zu begeben und den Menschen vor unse-
rem Haus - wir haben das gemeinsam schon akustisch
wahrgenommen - aufklärende und eventuell erläuternde
Gedanken darzulegen. Ich würde mit Ihrer vorausgesetz-
ten Zustimmung dem Herrn Innenminister das Wort zu
seiner Erklärung erteilen. Bitte, Herr Innenminister.

Minister des Innern Ziel:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Bund
Deutscher Kriminalbeamter hat heute zu einer Demon-
stration vor diesem Hause aufgerufen, weil die Krimi-
nalpolizei des Landes Brandenburg sich in dem Polizei-
organisationsgesetz nicht genügend widergespiegelt findet
und weil es einen Diskussionsentwurf unseres Ministeri-
ums gibt, in dem vorgeschlagen wird, keine eigenständi-
ge Abteilung der Kriminalpolizei zu haben, sondern diese
gemeinsam mit der Schutzpolizei und der Polizei der
Verkehrsregelung unter eine Leitung zu stellen. Das ist,
wie gesagt, ein Vorschlag, der den zuständigen Stellen
zugeschickt worden ist, und über diesen Vorschlag wer-
den wir am Freitag auch mit den Vertretern des Bundes
der Kriminalpolizei diskutieren. Ich habe für Freitag zu
einem Hearing in unserem Ministerium eingeladen, zu
dem jeder Interessierte kommen kann.

Wir haben nichts zu verbergen, denn es ist überhaupt
noch keine Festlegung in dieser Hinsicht erfolgt. Es
handelt sich um ein Denkmodell, das aus unserem Mini-
sterium heraus den Betroffenen zugesendet worden ist,
um eine Stellungnahme zu erbitten.

Ich sage hier ganz offen, und ich werde das dort unten
auch sagen, wenn der Präsident mir gestattet, dieses
Hohe Haus zu verlassen, daß ich die Art der Reaktion
nicht für richtig halte.

Herr Innenminister, Ihrem Antrag ist zugestimmt, in der
Hoffnung, Sie bald unbeschädigt wieder hier in unserer
Mitte zu haben.

(Heiterheit)

Wir setzen damit die Aussprache zum Tagesordnungs-
punkt fort. Ich erteile das Wort dem Abgeordneten Matt-
hes von der CDU-Fraktion.

Abgeordneter Matthes (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir freuen
uns als Fraktion der CDU, daß es gelungen ist, unsere
wesentlichen Vorstellungen Gesetz werden zu lassen.

Das Finanzressort hat seine ungeteilte Verantwortung
sowohl im Kabinett wie auch im Landtag wiedererhalten.
Die befürchtete Entmannung blieb uns erspart. Das, Herr
Finanzminister, sehen wir eigentlich als gutes Omen auf
dem Weg zu geordneten Finanzen im Lande Branden-
burg.

Der Rechnungshof hat für seine Prüfungen bei - ich
betone: bei - den Kirchen den Auftrag des Gesetzgebers
erhalten. Hier zitiere ich nochmals:

"Das verfassungsrechtlich garantierte Selbstbestim-
mungsrecht der Kirchen und Religionsgemeinschaften
nach Artikel 140 des Grundgesetzes ist dabei zu be-
achten."

Darauf werden sich auch unsere Kirchen einzustellen
haben; denn es handelt sich um einen Prüfungsumfang,
der bald die Milliardengrenze überschritten haben sollte.
Die Kirchen werden hierfür in eigener Verantwortung
leistungsfähige kirchliche Prüfungsorgane schaffen müs-
sen, um ihrer Selbstveranwortung im Rahmen ihres
Selbstbestimmungsrechts gerecht zu werden. Der Lan-
desrechnungshof hingegen wird sich leistungsfähiger
kirchlicher Prüfungsämter zu bedienen haben; denn wir



670
	 Landtag Brandenburg - 1. Wahlperiode - Plenarprotokoll 1/12 - 20. März 1991

möchten nicht, daß der Staat unmittelbar bei unseren
Kirchen prüft; das hat es selbst zu Zeiten der SED hier
im Lande nicht gegeben.

Dem Aufbaustab aus Düsseldorf für den Landesrech-
nungshof, der westliche Kirchenverhältnisse kennt, emp-
fehlen wir daher, das besondere Selbstverständnis der
Kirchen mit der Last der früheren DDR sorgsam zu
beachten.

Und ein letztes: Herr Landtagspräsident, wir sprechen
hier von der Landeshaushaltsordnung. Das Haushalts-
gesetz bedarf eigentlich der Verkündung im Gesetzblatt.
Nach den mir jedenfalls bis gestern zugegangenen Ge-
setzblättern ist das bis jetzt nicht erfolgt. Im Gesetzestext
steht nun zwar, daß der Vorschalthaushalt ab 1. 1. 1991
in Kraft tritt. Nun möchte ich natürlich niemandem die
Sorgen abnehmen, die man mit den verschiedenen ge-
mächlich arbeitenden Kanzleien in der Regierung hat,
nur eine Bitte: Am 30. 6. 1991 soll das Vorschaltgesetz
außer Kraft treten; wäre es vielleicht zu schaffen, daß bis
zu diesem Zeitpunkt für einige Tage wenigstens der
Öffentlichkeit bekannt ist, was da Mitte Dezember be-
schlossen worden ist? Denn dann hätte sich die Schale-
rei im November/Dezember 1990 wenigstens etwas ge-
lohnt. - Danke schön.

(Beifall bei der CDU, vereinzelt bei SPD und PDS-LL)

Vizepräsident Kretsehmer:

Herr Abgeordneter, ich habe Ihre Hinweise aufgenom-
men, und ich würde bitten, daß dann in den Ausführun-
gen der Landesregierung der Herr Finanzminister viel-
leicht einen Nebensatz dazu verwendet, um die Verkün-
dung aus seiner Sicht zu beschleunigen.

Ich erteile nun das Wort der Frau Abgeordneten Theben
von der Fraktion PDS-Linke Liste.

Abgeordnete Dr. Theben (PDS-LL):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der vorlie-
gende Gesetzentwurf findet die Zustimmung der Fraktion
PDS-Linke Liste. Erlauben Sie mir aber, daß ich in
diesem Zusammenhang der Regierung, insbesondere
ihrem Ministerpräsidenten und dem Finanzminister,
unsere Anerkennung ausspreche für ihr Engagement und
für ihren Anteil am Zustandekonunen des Sofortpro-
gramms der Bundesregierung.

Die im Sofortprogramm der Bundesregierung gewährte
Finanzhilfe für Investitionen wird sicher zu einer schnel-
len Auftragsvergabe und damit zu einem Aufschwung
insbesondere in der Bauwirtschaft, vor allein auch in
unserem Land, führen. Der Finanzminister sprach schon

in der Fragestunde dazu.

Dennoch sind die Sorgen der Kommunen nicht beseitigt.
Für wichtige unaufschiebbare Aufgaben, die in Verant-
wortung der Kommunen zu lösen sind, reichen die finan-
ziellen Mittel nicht aus. Die Frage der Subventionen für
die Wohnungswirtschaft und für den kommunalen Nah-
verkehr ist z. B. immer noch nicht entschieden. Die
Tatsache, daß allein dafür im zweiten Halbjahr 1990
rund eine halbe Milliarde DM in unserem Land benötigt
wurde, verdeutlicht den Umfang des Problems.

Wichtige unaufschiebbare Aufgaben.der Kommunen, die
finanziert werden müssen, sind z. B. die Bildung, die
Schülerbeförderung, die Kinderbetreuung, die Schüler-
und Kinderspeisung, die Verbesserung der Wohnbedin-
gungen usw.

Diese Aufgaben stehen nicht im Ermessen der Kommu-
nen und können also auch nicht weggelassen werden. Es
sind Pflichtaufgaben, die mit der Kommunalverfassung
festgelegt worden sind.

Um von vornherein einem eventuellen Mißverständnis
vorzubeugen: Die Fraktion PDS-Linke Liste redet nicht
den Kommunalpolitikern das Wort, die nur Forderungen
stellen. Ich kenne aber auch nicht viele, die nur Forde-
rungen stellen. Im Moment werden überall die Haushalt-
pläne im Land, in den Kommunen, in den Kreisen, in
den Städten erarbeitet, zum Teil auch beschlossen, und
ich kenne keine Stadt, keine größere Gemeinde in unse-
rem Land, die einen ausgeglichenen Haushalt für 1991
hat.

Und damit die ungenügende. Finanzausstattung der Kom-
munen nicht zur Beseitigung oder zur Einschränkung
wichtiger gesellschaftlicher Leistungen führt, der Pflicht-
aufgaben der Kommunen, bleibt die-Forderung der Frak-
tion PDS-Linke Liste auf Erhöhung des kommunalen
Finanzausgleichs 1991 bestehen. Wir erwarten, daß dem
mit dem Haushaltgesetz 1991 Rechnung getragen wird.

Außerdem sollte die Regierung umgehend dem Landtag
Gesetzentwürfe vorlegen, die die Kommunen zur Siche-
rung ihrer Einnahmen benötigen. Außer dem Kommu-
nalabgabengesetz, das laut Gesetzgebungsplan im zwei-
ten Quartal dringend erwartet wird, denken wir an ein
Landesgesetz zu r Vergnügungssteuer.

Zur Zeit gilt auf Grund der Bestimmungen des Eini-
gungsvertrages über das Fortgeiten von DDR-Recht für
die Vergnügungssteuer bis zum Inkrafttreten entsprechen-
der landesrechtlicher Bestimmungen die Verordnung über
die Erhebung der Vergnügungssteuer aus dem Jahre
1957.



Landtag Brandenburg - 1. Wahlperiode - Plenarprotokoll 1/12 - 20. März 1991 	 671

Dort ist festgelegt, daß die Vergnügungssteuer je Spiel-
automat mit bis zu 7,50 Mark im Monat pauschal zu
bemessen ist. Die üblichen Steuersätze für Spielautoma-
ten in den Altländern der Bundesrepublik liegen ;wi-
schen 150 und 220 DM je Spielautomat.

Nun ist ja die Anzahl der Spielautomaten in unserem
Land extrem gestiegen. Es gibt Spielhallen, große Un-
ternehmen, die 50 Automaten haben, und allein für eine
solche Einrichtung gehen dann der Kommune, berechnet
für das Jahr, 100 000 DM verloren. Es ist nicht viel,
aber es ist doch überhaupt nicht einzusehen, weshalb in
unserem Land derartige Unternehmungen günstiger be-
steuert werden sollen also in den alten Bundesländern.

Es wäre also dringend ein Landesgesetz zur Vergnü-
gungssteuer notwendig, ich möchte sagen, am besten
noch vor der Sommerpause. Ich könnte mir vorstellen, es
kann ja ruhig abgeschrieben werden.

Die Fraktion PDS-Unke Liste stimmt dem vorliegenden
Gesetzentwurf zu. - Danke.

(Beifall bei der PDS-LL)

Vizepräsident Kretschnter:

Ich erteile dem Abgeordneten Lierzmann von der Frak-
tion F.D.P. das Wort.

Abgeordneter Lietzmann (F.D.P.):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Bereits wäh-
rend der 1. Lesung auf unserer 10. Sitzung am 20. Fe-
bruar konnte ich hier für die F.D.P.-Fraktion äußern, daß
wir der Auffassung sind, es handelt sich um einen quali-
fizierten Gesetzentwurf des Finanzministeriums. Dies hat
sich in der weiteren Diskussion erhärtet und verdeutlicht.

Wie aus der Sicht der F.D.P. angekündigt, haben wir die
weitere Stärkung des Finanzministers in der Ausgestal-
tung der rechtlichen Regelungen untersetzt und mit be-
fördert.

In der Diskussion konnten Formulierungen präzisiert
werden, es haben sich aber auch Problempunkte weiter
herauskristallisiert und sind deutlich geworden.

Besonderes Gewicht legt die F.D.P. auf die Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchungen gemäß § 7 Abs. 2 und dabei
besonders auf die Pflicht der Feststellung einer höheren
Wirtschaftlichkeit privater Lösungen. Hier werden wir
darauf achten, daß nicht nur private Lösungen gegebe-
nenfalls als wirtschaftlicher festgestellt werden, sondern
daß dann auch eine entsprechende Entscheidung und
Umsetzung erfolgen.

Wir bekräftigen gemeinsam mit dem Finanzausschuß die
Streichung- des § 34 Abs. 6, der ursprünglich vorsah,
zum 31. 12. 1994 die Außerkraftsetzung des § 34 Abs. 5
zu regeln; denn zur Zeit ist nicht absehbar, ob auf dieses
Instrument des Finanzministers zum Verlangen der Vor-
lage von Verträgen, Unterlagen, Informationen und Erhe-
bungen zur Ausfüllung des Haushaltsplanes zu diesem
Termin bereits verzichtet werden kann.

Meine Damen und Herren! Die Beschränkung der Kom-
petenz des Landesrechnungshofes ausschließlich auf
eingeleitete Maßnahmen gemäß § 89 Abs. 1, 2, wie im
ersten Entwurf formuliert, wurde gegen die Stimmen der
F.D.P. verändert. Wir sehen hier Bedenken und eine
Gefahr, daß der Landesrechnungshof zur politischen
Instanz wird und in den Entscheidungsprozeß eingreifen
kann. Die Formulierung "eingeleitet" sollte nach unse-
rem Rechtsverständnis eine deutliche Abgrenzung der
freien Entscheidungskompetenz der Regierung einerseits
und des Kontrollrechts des Landesrechnungshofes ande-
rerseits signalisieren und festschreiben. Dem Argument,
daß die Formulierung "eingeleitet" die Prüfung der Pla-
nungs- und Raumordnungsphase nicht zulasse, wie es zur
Begründung der Streichung herangezogen wurde, können
wir nicht folgen.

Der § 91 Abs. 2 hat als Ergänzung den Hinweis aufge-
nommen, verfassungsrechtlich garantiertes Selbstbestim-
mungsrecht der Kirchen und Religionsgemeinschaften
gemäß Artikel 140 des Grundgesetzes zu beachten. Dies
ist nach unserer Auffassung ein Allgemeinplatz, obwohl
wir selbstverständlich den Inhalt mittragen, und er gehört
so eigentlich nicht in das Gesetz. Das Grundgesetz benö-
tigt keine Hinweise zur Beachtung im Landesrecht, denn
es ist geltendes Grundrecht und wirkt auch ohnedies.

Verehrte Abgeordnete! Die F.D.P. stimmt im Interesse
der schnellen und notwendigen Ausgestaltung der
Rechtslage auf dcm Gebiet des Landes haushaltsrechtes
und in Anerkennung demokratischer Mehrheiten trotz der
dargestellten differenten Standpunkte und Einzelpositio-
nen dem Gesetzentwurf zu. - Danke schön.

(Allgemeiner Beifall)

Präsident Dr. Knoblich:

Ich erteile nun das Wort dem Abgeordneten Pohl von der
Fraktion BÜNDNIS 90.

Abgeordneter Pohl (BÜNDNIS 90):

Herr Präsident! Verehrte Abgeordnete! Mit der Verab-
schiedung des Vorschaltgesetzes wurde den Kommunen
ein erster Handlungsspielraum, ein erster Handlungsrah-
men gegeben. Ausgehend von diesem Provisorium - und
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das sollte es ja nur sein - gilt es, in der vorliegenden
Landeshaushaltsordnung die entsprechenden endgültigen
Rahmenbedingungen zu setzen.

Mit der heute zur Verabschiedung vorliegenden Haus-
haltsordnung werden die wesentlichen Grundlagengelegt.
Das bezieht sich sowohl auf die Erstellung des Gesamt-
planes über die Einzelpläne bis hin zur Kassen- und
Rechnungsführung - die entsprechenden Mechanismen
sind klar formuliert - wie auch die entsprechenden Aus-
formungen für die Kontrolle durch den Landesrechnungs-
hof bzw. Organe des Landtages.

Ich halte es für einen richtigen Ansatz, daß in der ge-
genwärtigen komplizierten finanziellen Situation sowohl
in den Kommunen als auch im Land die entsprechenden
Schwerpunkte bezüglich der Finanzierung dahingebend
eingearbeitet sind, daß von Wirtschaftlichkeit und von
Sparsamkeit gesprochen wird. Der Finanzminister hat ja
in seiner einleitenden Rede in der 1. Lesung darauf hin-
gewiesen. Es gilt hier, zu richten bezüglich der Spar-
samkeit schlechthin. Ich denke, daß es notwendig ist, zu
überprüfen, wo und an welcher Stelle gespart wird. Es
muß darauf geachtet werden, daß die entsprechenden
Argumente abgewogen werden, wo gespart werden soll,
das heißt, es muß Gegenüberstellungen geben. Sind die
Wichtungen klar? Ich kann natürlich,' wenn ich aus dem
einleitenden Beitrag des Finanzministers einen Satz her-
ausziehe, der sich auf das Schulgesetz bezieht, die Dia-
lektik von Bedarfsfeststellung und Bedarfsdeckung be-
trachten, aber ich muß natürlich gegenüberstellen, welche
Notwendigkeit die Bedarfsdeckung gegenüber der Be-
darfsfeststellung hat und wie diese Dialektik reflektiert
wird, das heißt, daß sowohl der kurzfristige Weg als
auch der mittlere, langfristige Betrachtungsweg hierbei
beachtet werden muß.

Ich denke, daß es notwendig ist, darauf hinzuweisen, daß
z.B. die Änderung des 5 dem Finanzminister in der Tat
mehr Handlungsspielraum gibt, auch mehr Handlungs-
fähigkeit, aber daß gerade aus diesem Grunde auch die
Verantwortung im Finanzministerium größer ist, bezogen
auf die Notwendigkeit der finanziellen Beschreibung der
einzelnen Ministerien, der einzelnen Fachministerien.

Ich halte es für notwendig, zu bemerken, daß die im
Ausschuß für Haushaltskontrolle vorgenommenen Ver-
änderungen bezüglich des Landesrechnungshofes richtig
sind. Wir denken, daß dieser Teil der Landeshaushalts-
ordnung ein wesentlicher Teil der Kontrolle ist, daß
dieser Teil der Kontrolle dem Parlament über den Rech-
nungshof die Möglichkeit gibt, zu kontrollieren, wie die
finanziellen Mittel eingesetzt werden, und ich denke, daß
es gut ist, daß der hervorragend vorbereitete Entwurf
durch die Ideen und Vorschläge, die in den beiden Aus-

schüssen entwickelt wurden, letztendlich so abgerundet
wurde, daß er heute hier zur Verabschiedung vorliegen
kann. Ich denke, die wesentlichen Schwerpunkte wurden
auch durch den Bericht, den Dr. Maschler hier vorhin
gab, dargestellt.

Wir empfehlen dem Hohen Haus die Zustimmung zu
diesem Gesetzentwurf. - Danke schön.

(Allgemeiner Beifall)

Vizepräsident Kretsehmer:

Ich erteile nun das Wort dem Tinanunifrister, Herrn
Kühbacher, der im Namen der Regierung um das Rede-
recht gebeten hat. Bitte.

Minister der Finanzen Kühbacher:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Gestatten Sie
mir zwei Vorbemerkungen. Ich nehme an, Herr Präsi-
dent, daß die Kanzleien allerorten immer alles mitschrei-
ben und dann die versteckten Rügen auch an die richti-
gen Kanzleien weiterreichen. Das war ja das, was ich
erwähnen sollte, und ich bedanke mich bei all denjeni-
gen, die mich vor der Entmannung gerettet haben, der
Entmannung durch diese Regierung. Manchmal hat man
das Gefühl bei den nächtelangen Kabinettssitzungen, daß
einem da einiges abhanden kommt.

(Heiterkeit)

Nun zur trockenen Situation der Landeshaushaltsordnung.
- Ich möchte mich ganz herzlich bei Ihnen bedanken für
die konzentrierte und zügige Beratung und den fairen
Diskussionsverlauf in den Ausschüssen für Haushalt und
Finanzen und für Haushaltskontrolle. Mit der heutigen 2.
Lesung hat das Land Brandenburg seine im Einigungs-
vertrag gestellte Aufgabe pünktlich noch im Monat März
erfüllt. Wir haben das erste formale Gesetz hier verab-
schiedet, an das wir uns künftig alle - so hoffe ich -
ausnahmslos halten wollen.

Ich will nur zwei kontroverse Themen kurz erwähnen,
die im Haushaltsausschuß, im Ausschuß Cür Haushalts-
kontrolle hier erwähnt wurden. Sie stecken beide im
Rechnungsprüfungsteil V dieses Gesetzes. Dort gab es
eine Diskussion über die Frage, ob Maßnahmen, die sich
finanziell auswirken können, der Prüfung des Rechnungs-
hofes direkt unterliegen sollen. Im Gesetzentwurf wurde
daraus "eingeleitete Maßnahmen" gemacht, was wieder-
um im Ausschuß zu einer recht unterschiedlichen Inter-
pretationsfrage führte: Was ist wann eingeleitet?

Der Aufbaustab des Landesrechnungshofes hat deutlich
gemacht, daß er auf keinen Fall beabsichtige, eine Visa-
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kontrolle direkt einzuführen, und natürlich nur in eine
nachrangige Prüfung eintreten wird. Von daher bin ich
mit der jetzt formulierten Gesetzesklarstellung, wie sie
auch dem Haushaltsgrundsätzegesetz entspricht, eigent-
lich auf der besseren und sichereren Seite, und ich sage
einmal in Richtung Landesrechnungshof: Er wird sich
daran halten müssen, mit der Prüfung erst dann zu begin-
nen, wenn die Maßnahmen, auf die sich seine Kontrolle
bezieht, abgeschlossen sind. Das bedeutet im Klartext,
wenn man nun die Frage stellt, wann eine Maßnahme
abgeschlossen ist, daß er auf jeden Fall abwarten muß,
bis eine endgültige Entscheidung in der Exekutive getrof-
fen ist, und in eine vorrangige Kontrolle, das beißt, in
den Meinungsbildungsprozeß der Landesregierung oder
der nachgeordneten Verwaltungsbereiche darf und soll
der Landesrechnungshof nach unserer Rechtsauffassung
nicht eingreifen. Er würde damit Politik gestalten wollen.

Der andere Punkt, der hier sehr vorsichtig schon ange-
sprochen wurde, war die Frage, ob bei der Kontrollfunk-
tion des Landesrechnungshofes die Stellung der Kirchen
im Zuwendungsbereich besonders tangiert sei. Ich denke,
ich kann hier noch einmal deutlich erklären: Niemand in
der Landesregierung denkt daran, die Unabhängigkeiten
und die Selbständigkeit der Kirchen in ihrer vom Grund-
gesetz garantierten Souveränität anzutasten. Das ist•ein
eindeutiges und klares Bekenntnis zu dem Artikel 137
der Weimarer Reichsverfassung, in der steht

"Jede Religionsgemeinschaft ordnet und verwaltet ihre
Angelegenheiten selbständig innerhalb der Schranken
des für alle geltenden Rechts."

Darum geht es. Diese Landeshaushaltsordnung gilt für
alle und auch für den Zuwendungsempfänger Kirche, und
natürlich kennen wir aus der internen Zusammensetzung
unserer Landesregierung die hohe Qualität des Haushalts-
, Kassen- und Rechnungswesens der Kirche selbst. Das
ist ja auch eine positive Sache, wenn man so begleitet
wird.

Von daher hat es auch einen Stellenwert, wenn die Kir-
chen, die vom Land Zuwendungen erhalten, diese Ver-
wendung der Landesmittel kontrolliert bekommen und
daß es keinen Prüfungsfreiraum geben kann, wie es
natürlich auch für andere, sonstige Zuwendungsempfän-
ger gilt - ich glaube, das spricht für sich, und dies be-
deutet ja auch für diese Institution, daß sie damit, daß sie
vom Landesrechnungshof geprüft und positiv testiert
wird, natürlich auch ein weiteres Qualitätssiegel be-
kommt.

Ich denke nun einmal daran, daß sich die Kirchen, aber
auch die sonstigen Wohlfahrtsverbände in hohem Maße,
wenn man Gesamtdeutschland sieht, in Milliardenbeträ-
gen beim Bürger refinanzieren - über Spendenaufrufe,

über Lotteriemittel, über Aufrufe zur "Aktion Sorgen-
kind" und was auch immer Sie sich denken können, über
Wohlfahrtsmarken usw. Und von daher kann und muß
der Bürger die Gewißheit haben, daß solchermaßen Ver-
wendung von Mitteln öffentlich kontrolliert wird, daß es
hier eben keine Prüfungsfreiräume geben kann. Wie
gesagt Die Wahrung der Souveränität der Kirchen, was
die Verwendung ihrer eigenen Mittel angeht, bleibt unan-
getastet. Ich denke, daß die CDU-Fraktion, die hier ganz
besonders sensibel reagiert hat, mit der jetzigen Fassung
des § 91 Abs. 2 der Landeshaushaltsordnung leben kann_
Aus dem Kirchenverständnis der Landesregierung heraus
darf ich diese jetzt gefundene Regelung als einen guten
Kompromiß betrachten.

Nun kann ich jetzt hier schließen, daß ich mit dem er-
reichten Konsens und der Stärkung wie der Wiederbe-
mannung des Finanzministers doch sehr zufrieden bin,
daß ich der Landeshaushaltsordnung bei ihrem Start in
die Praxis eine gute Fahrt wünschen werde. Ich muß
Ihnen noch einmal wieder sagen, ich wiederhole das
immer wieder: In der Landeshaushaltsordnung steckt der
Kern für Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, für einen
maßstabgerechten Einsatz der stets knappen Mittel und
natürlich für die exakte Verwendung dieser Mittel im
Sinne von Regierung und Landtag. Wir sind alle gut
beraten, diesen von der Landeshaushaltsordnung vor-
gezeichneten Kurs bei der Programmierung und bei der
Budgetierung - wir sehen uns ja bald wieder mit dem
endgültigen Haushalt 1991 - einzuhalten und mit zu
steuern. Und weil wir auf den Haushalt 1991 zusteuern,
sage ich Ihnen zum Schluß, meine Damen und Herren
hier im Landtag: Machen Sie eine gute Politik für das
Land Brandenburg, dann mache ich Ihnen gute Finanzen.

(Beifall)

Vizepräsident Kretschrner:

Ich darf damit die Aussprache zum Tagesordnungspunkt
4 schließen und wieder das Erinnerungszeichen zur Ab-
stimmung geben. Wenn es denn gehört wird, müßten die
Türen aufgehen. -

Wir kommen damit zur Abstimmung über den vorliegen-
den Gesetzentwurf in der Fassung der Beschlußempfeh-
lung des Ausschusses für Haushalt und Finanzen, Ihnen
vorliegend in der Drucksache 1/107. Wer dieser vorlie-
genden Drucksache seine Zustimmung geben würde, den
bitte ich um das Handzeichen. - Danke. Gibt es Gegen-
stimmen? - Das ist nicht der Fall. Gibt es Stimmenthal-
tungen? - Das ist auch nicht der Fall. Ich darf damit
feststellen, daß dieser Gesetzentwurf mit der übergroßen
Mehrheit der Stimmen so beschlossen wurde.

(Allgemeiner Beifall)
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Ich schließe damit den Tagesordnungspunkt 4 und rufe
auf den Tagesordnungspunkt 5:

Gesetz zur Ausführung des Bundessozialhilfegesetzes

Gesetzentwurf
der Landesregierung

Drucksache 1/102

Ich erteile als erstes der Abgeordneten Frau Wiesner von
der Fraktion der CDU das Wort. Bitte, Frau Abgeord-
nete.

Abgeordnete Wiesner (CDU):

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren Abge-
ordnete! Die Fraktion der CDU stirtunt dem Gesetzent-
wurf der Landesregierung, dem Gesetz zur Ausführung
des Bundessozialhilfegesetzes, zu. Dieses Gesetz hat im
Prinzip den Charakter einer Durchführungsverordnung
zum Bundessozialhilfegesetz, und es besteht die drin-
gendste Notwendigkeit zur Schaffung gesetzlicher
Grundlagen im Land Brandenburg.

Der CDU fällt es überhaupt nicht schwer, dem Gesetz
zuzustinunen, da das Bundessozialhilfegesetz von 1961
und die Fassung der Bekanntmachung von 1987 die
guten Ideen christlich-demokratischer Sozialpolitik wi-
derspiegeln und wir es begrüßen, das BSHG für das
Land Brandenburg zu bestätigen.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Inhaltlich ist dem nichts entgegenzusetzen. Wir empfeh-
len, den Gesetzentwurf dem Ausschuß Arbeit, Gesund-
heit, Soziales und Frauen zu überweisen. - Danke.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Kretschmer:

Das Wort bat der Abgeordnete Prof. Teichmann.

Abgeordneter Prof. Dr. Teichmann (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ich nehme mir das Recht und die Freiheit heraus,
etwas mehr zu diesem Gesetz bzw. zu dem Anliegen der
SPD-Fraktion zu sagen. Im Prinzip stimmen wir in die-
sem Fall voll und ganz mit der CDU-Fraktion überein.
Das heißt, wir werden diesem Gesetz natürlich zustim-
men.

Das Anliegen des Bundessozialhilfegesetzes ist im 1
wie folgt umrissen - ich zitiere:

"Die Sozialhilfe umfaßt Hilfe zum Lebensunterhalt
und Hilfe in besonderen Lebenslagen. Die Aufgabe
der Sozialhilfe ist es, dem Empfänger der Hilfe die
Führung eines Lebens zu ermöglichen, das der Würde
des Menschen entspricht. Die Hilfe soll ihn soweit
wie möglich befähigen, unabhängig von ihr zu leben.
Hierbei muß er nach seinen eigenen Kräften mitwir-
ken."

Die Ausführung des Bundessozialhilfegesetzes wurde
durch Ländergesetz geregelt. Das heißt, im vorliegenden
Ausführungsgesetz für das Land Brandenburg werden
Vorschriften zum Vollzug dieses Bundesgesetzes fixiert,
die sich von der Regelung der überörtlichen und örtli-
chen Träger der Sozialhilfe bis hin zur Bestellung eines
Landesarztes und der Zuständigkeit bei Ordnungswidrig-
keiten erstrecken. Einen Hinweis auf Ordnungswidrig-
keiten habe ich übrigens im entsprechenden, mir vor-
liegenden Gesetz Nordrhein-Westfalens nicht gefunden,
und das deutet darauf hin, daß sich unser Gesetzentwurf
doch um einige Punkte von dem Nordrhein-Westfalens
unterscheidet.

Deutlich kommt im brandenburgischen Gesetz die ange-
strebte Zweistufigkeit im Behörden- bzw. Verwaltungs-
aufbau unseres Landes zum Ausdruck, mit einem Lan-
desaint als oberer Landesbehörde für Soziales und Ver-
sorgung, Sitz vorgesehen in Cottbus, mit entsprechenden
Außenstellen. Unterbehörden soll es auf Kreisebene bzw.
in kreisfreien Städten geben.

Was nicht im Gesetz steht und was auch nicht in das
Gesetz hineingehört, ist, daß seine Wirksamkeit., das
heißt seine effiziente und effektive Umsetzung in die
Praxis, einen qualifizierten und hochmotivierten Mitar-
beiterstab in den zuständigen Ämtern erfordert, um bür-
gernah und vor allem einfühlsam den Hilfe erwartenden
Bürgern mit Rat und Tat beizustehen.

Ich darf an dieser Stelle hier einflechten, daß ich mich
mehrfach davon überzeugen konnte, daß Berater und
Helfer - im besten Sinne des Wortes - aus Nordrhein-
Westfalen beim Aufbau von entsprechenden Ämtern im
Land Brandenburg maßgeblich beteiligt waren und noch
beteiligt sind.

Eine wichtige Aufgabe der Mitarbeiter im Sozialhilfebe-
reich - aber nicht nur dieser und in diesem Bereich - ist,
unseren Bürgern - und ich muß es einfach wiederholen -
vor allein einfühlsam zu begegnen und ihnen, wenn sie
auf die Hilfe nach diesem Gesetz angewiesen sind, auch
zu helfen, die Hilfe als ein ihnen zustehendes Recht zu
empfinden und nicht als einen Akt gesellschaftlicher
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Diskriminierung. Dabei bin ich mir voll bewußt, daß es
vielen Betroffenen, vor allein auch den Älteren, sehr
schwerfallen wird, die Barriere zu überwinden, dieses
Recht als ihr Recht zu akzeptieren und die dargebotene
Hilfe der Gesellschaft anzunehmen.

Ich darf abschließend - bei allem Positiven dieses Ge-
setzes - auch an dieser Stelle meinem Wunsch Ausdruck
verleihen, daß möglichst wenige von diesem Gesetz
Gebrauch machen müssen. - Ich danke Ihnen.

(Allgemeiner Beifall)

Vizepräsident Kretschmer:

Für die Fraktion PDS-LL hat die Abgeordnete Frau
Thrams das Wort.

Abgeordnete Thrams (PDS-LL):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Gesetz-
entwurf zur Ausführung des Bundessozialhilfegesetzes,
der erst am 11. März 1991 ausgegeben wurde, beweist
uns erneut, wie mangelhaft die Landesregierung in der
Lage ist, Dringlichkeiten ohne Verzug zu behandeln.

Die Zielsetzung im Gesetzentwurf besagt ja, daß das
Bundessozialhilfegesetz im Beitrittsgebiet seit dem 1.
Januar 1991 auf der Grundlage des Einigungsvertrages in
Kraft ist. Der Widerspruch zwischen der Anwendung des
BSHG und der fehlenden Rechtssicherheit in der Aus-
führung im Land Brandenburg ist nicht Ausnahme, son-
dern ein Ausdruck für den häufigen Verzug von Aus-
führungsbestimmungen durch die Landesregierung.

Wer sich drei Monate und mehr Zeit läßt, gesetzlich
begründete Formen und Inhalte zur Ausführung zu brin-
gen - und das auf sozialer Ebene -, darf nicht mit dem
Beifall unserer Fraktion rechnen. Gerade dieser Bereich
ist durch den dauernden Wirtschaftsabschwung bereits
unerträglich sensibilisiert. Es handelt sich eindeutig um
mangelndes Verantwortungsbewußtsein der Regierung
dem sich zuspitzenden sozialen Notstand gegenüber.

Die Lawine der Betriebsstillegungen und der Massen-
arbeitslosigkeit, der damit einhergehende Sozialabbau
bringen in der Folge einen wachsenden Anspruch auf
Sozialhilfe mit sich, so daß das Gesetz zur Ausführung
des Bundessozialhilfegesetzes dringend zu verabschieden
ist.

Die Fra ktion PDS-LL stimmt dem Ausführungsgesetz zu
und erklärt gleichzeitig, daß es regierungspolitisch in
erster Linie um die Behebung der Ursachen des wach-
senden Sozialhilfeanspruchs gehen muß, damit Sozialhil-
fe als Hilfe für den Lebensunterhalt und in besonderen

Lebenslagen nur noch zur Ausnahmeerscheinung gehört.
Zugleich hoffen wir, daß sich die Verantwortlichen im
Lande darüber klar sind, was auf das Land sowie die
Kreise an Kosten zukommen kann.

Wenn im Deckblatt des Gesetzentwurfes unter "D" Ko-
sten "keine" ausgewiesen werden, dann ist das formal
juristisch vielleicht noch richtig, denn die Kosten ent-
stehen ja mit dem Bundessozialhilfegesetz und nicht mit
dem Ausführungsgesetz. Tatsächlich werden sie aber in
erheblichen Größenordnungen anfallen, und sie werden,
das ist heute bereits absehbar, vor allem auf Grund lang-
fristiger Arbeitslosigkeit entstehen.

Aus diesem Grunde fordern wir die Landesregierung auf,
sich für eine Änderung des BSHG in folgender Richtung
einzusetzen: Die Sozialhilfekosten, die ursächlich Folge
der Arbeitslosigkeit sind, müssen vom Bund übernom-
men werden. Der Bund trägt die Hauptverantwortung für
die Arbeitsmarktpolitik sowohl im allgemeinen als auch
im besonderen für die beschäftigungsfeindliche Strategie
gegenüber der Wirtschaft im Osten Deutschlands. Des-
halb wäre es nur legitim, wenn er die sozialen Folgen
trägt

Meine Damen und Herren der Regierungsbank! Sie hät-
ten zweifellos den vorliegenden Entwurf durch ein Ange-
bot für Regelsätze demokratisch aufgewertet. Wir for-
dern, daß im Sozialausschuß die Vorschläge zur Bemes-
sung der Regelsätze für laufende und einmalige Leistun-
gen zur Verfügung stehen und daß sich der
Rechtsausschuß zum Gesetzentwurf erklärt.

Die Bemessungsgrundlagen für den notwendigen Lebens-
bedarf sollten ohne Zweifel auf Grund der besonderen
Situation in den neuen Bundesländern sozialkritisch
angepaßt werden und sind auf Grund des wachsenden
Sozialabbaus zu dynamisieren.

Wir beantragen die Überweisung an den Sozialausschuß
- federführend - und an den Rechtsausschuß.

(Beifall, vor allein bei der PDS-LL)

Präsident Dr. Knoblich:

Für die Fraktion der F.D.P. hat der Abgeordnete Pracht
das Wort.

Abgeordneter Pracht (F.D.P.):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren Abgeordneten!
Daß Sozialpolitik stets nur Hilfe zur Selbsthilfe sein
sollte und daß sie ihr Ziel verfehlt hat, wenn sie zur
Abhängigkeit und Entmündigung des Bürgers führt, ist
ein liberaler Grundsatz, aber keineswegs eine Absage an
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das Prinzip der solidarischen Absicherung gegen Risiken
des täglichen Lebens, die die eigene Vorsorge und Lei-
stungskraft des einzelnen übersteigen. Deshalb hat sich
die F.D.P. stets dafür eingesetzt, für soziale Abfederung
im Alter und bei Krankheit zu sorgen. Wir Liberalen
bejahen auch die individuelle Hilfe bei der Bewältigung
persönlicher und wirtschaftlicher Notlagen. Kurz, wir
betrachten die Sozialhilfe nicht als Almosen, sondern als
einen gesetzlich verankerten Anspruch für den Bürger.

So ist es nur begrüßenswert, daß mit dem vorliegenden
Gesetzentwurf die notwendigen Rahmenbedingungen im
Land Brandenburg geschaffen werden, um die sozialen
Leistungsträger auf der Grundlage des BSHG in vollem
Umfang handlungsfähig zu machen.

Auch wenn die Zahl der Sozialhilfeempfänger gegen-
wärtig - ich weiß nicht, meine Vorrednerin hat das etwas
sehr dramatisch dargestellt -, im Moment noch zu über-
blicken ist, - um eine Zahl zu nennen, hier in Potsdam
sind es wohl zur Zeit 700 Bürger -, ist aber dennoch mit
einem Anstieg zu rechnen. Man rechnet bis Mitte des
Jahres mit einer Verzehnfachung dieser Zahl. Dabei
könnte man diese Zahlen sicher etwas geringer halten,
wenn die Arbeitsämter zügiger, unbürokratischer und
schneller dafür sorgen würden, daß die Arbeitslosenun-
terstützung, die vielen zusteht, auch bei Eintritt der Ar-
beitslosigkeit gezahlt wird.

Einige konkrete Anmerkungen zum Gesetzentwurf

Im § 5 geht es um die Festsetzung der Regelsätze. Im
Einigungsvertrag ist im Kapitel X Sachgebiet H Ab-
schnitt III 3 c festgelegt, daß dafür mindestens 400 DM
vorgesehen sind. Im § 22 Abs. 3 des BSHG und analog
im vorliegenden Gesetzentwurf § 5 ist fixiert, daß die
Regelsätze von den Ländern festgelegt werden können.

Wir würden in die Diskussion einbringen wollen, zu
prüfen, inwieweit in Anbetracht der steigenden Lebens-
haltungskosten diese Regelsätze gegebenenfalls zu erhö-
hen sind. Mir ist bekannt, daß beispielsweise in Berlin
inzwischen wohl 447 Mark ...

(Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frau-
en Dr. Hildebrandt: 467 DM.)

also 467 Mark gezahlt werden.

Eine zweite Bemerkung gilt dem § 11. Hier geht es um
die Landesbeiräte, die zu bilden sind. Wir würden es
durchaus für gut empfinden, wenn, der Gesetzmäßigkeit
der wachsenden Demokratie und Pluralität Rechnung
tragend, auch private Sozialleistungserbringer für diesen
Beirat mit vorgesehen würden.

Positiv hervorzuheben ist, daß bei der Zusammensetzung
der Sozialhilfekommissionen, geregelt im § 12, auch an
die Einbeziehung sachkundiger Bürger aus dem Kreis der
Sozialleistungsempfänger gedacht ist. Manches soziale
Problem wird so wohl im Sinne der Betroffenen schnel-
ler zu lösen sein.

Eine weitere Überlegung, die wir in die Diskussion ein-
bringen, wäre die, ob in Anlehnung an § 120 BSHG
auch Leistungen der Sozialhilfe gegenüber Ausländern
mit zu verankern wären.

Es ist einleuchtend, daß zur korrekten, bürgerfreundli-
chen und möglichst unbürokratischen Bearbeitung aller
Anträge eine gut funktionierende Verwaltung - sprich:
qualifizierte Beamte - eine wesentliche Voraussetzung
sind. Doch daran hapert es im Moment im Sozialbereich.
Etwas unverständlich ist, daß es eine Anzahl von Bewer-
bungen gibt, die längere Zeit brachliegen, nicht bearbei-
tet werden, obwohl beispielsweise Sozialämter zur Zeit
nur mit einem Drittel des möglichen Besatzes gefahren
werden.

Es ist dringend etwas zu tun für die Qualifizierung der
dort bereits Tätigen. Es wäre zu überlegen, inwieweit
man hier über Zusammenschlüsse, gemeinsames Vorge-
hen der Kommunen zu geeigneten Schulungsmaßnahmen
kommen könnte. Wir begrüßen natürlich - an anderer
Stelle wird darüber noch zu reden sein -, daß mit dem
Staatsvertrag mit Nordrhein-Westfalen Unterstützung
sicherlich auch auf diesem Gebiet gegeben werden wird.

(Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frau-
en Dr. Hildebrandt: Wird schon.)

Wir befürworten die Überweisung an den Ausschuß für
Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen und gegebenen-
falls auch an den Ausschuß für Finanzen. - Danke schön.

(Beifall)

Präsident Dr. Knoblich:

Ich sehe auf der Redeliste, daß der Abgeordnete Polier
seine Wortmeldung zurückgezogen hat, wie sich die
gesamte Fraktion BÜNDNIS 90 zurückgezogen zu haben
scheint.

(Heiterkeit, vereinzelt Beifall)

Frau Ministerin Hildebrandt nimmt das Wort, um für die
Landesregierung zu sprechen.
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Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und
Frauen Dr. Hildebrandt:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn der
Eindruck entstanden sein sollte, daß wegen der fehlenden
Durchführungsbestimmungen die Arbeit nicht losgegan-
gen ist, dann möchte ich sagen: Dieser Eindruck ist
wirklich falsch. Sie wissen, daß wir mit Übergangsrege-
lungen arbeiten in dieser Zeit. Demzufolge haben wir
das, was nötig und was möglich war, getan. Es ist in der
Tat viel zu wenig. Aber wenn es um die Regelsatzerhö-
hungen geht, so sind diese von uns nicht nur angedacht,
sondern auch auf den Weg gebracht worden. Im Zusam-
menhang mit der Gesundheitsministerkonferenz der Ost-
minister haben wir beschlossen, uns auf die Höhe von
Westberlin - 467 DM - zu einigen. Es ist mit der Erhö-
hung in der zweiten Jahreshälfte zu rechnen, wenn alles
klargeht.

Darüber hinausgehend, kann ich Ihnen sagen, daß wir
auch Bemühungen in Anbetracht unserer prekären Situa-
tion unternommen haben, den Freibetrag, also den, der
nicht angerechnet wird, für unsere Bürger zu erhöhen.
Wir wollen ihn anheben auf 4 500 DM für Bürger, die
älter als 60 Jahre oder Invalidenrentner sind. Das ist auf
der gemeinsamen Arbeits- und Sozialministerkonferenz
in der vergangenen Woche so verabschiedet worden. Es
liegt allerdings nicht in unserer Macht, es nun auch zu
beschließen. Aber es ist auf den Weg gebracht, 4 500
DM als Freibetrag festzulegen.

Wir sind also "dran'. Aber ehe wir zur Praxis, die mor-
gen noch im Mittelpunkt der Aktuellen Stunde steht, der
Bewältigung der sozialen Probleme kommen, möchte ich
noch etwas Allgemeines zu dem Thema Sozialhilfe sa-
gen, weil wir, wie wir alle wissen, durchaus Schwierig-
keiten mit Sozialhilfe haben. Deswegen auch diese
grundsätzlichen Ausführungen.

Zu den Sozialleistungen, die in den beigetretenen Län-
dern nach der Rechtsordnung der Bundesrepublik völlig
neu gewährt und eingeführt werden müssen, gehört die
Sozialhilfe. Sozialhilfe ist dreierlei. Erstens: Sie ist das
letzte Netz im Geflecht unserer Sozialleistungen. Letztes
Netz heißt, daß für bestimmte Notlagen andere Netze•gar
nicht geknüpft sind oder nicht ausreichen. Für die Praxis
der Sozialhilfe bedeutet das, daß zwei Grundsätze sie
bestimmen: der Grundsatz der Bedarfsbezogenheit und
der der Individualität. Jeder bekommt nur das, was er
unmittelbar für die Bewältigung seiner Notlage braucht.
Zuerst müssen alle Möglichkeiten, über die der Hilfesu-
chende selbst verfügt, ausgeschöpft werden: Einsatz des
eigenen Einkommens, Einsatz des eigenen Vermögens
und Heranziehung der Unterhaltsverpflichteten.

An diese strengen Grundsätze müssen wir uns offenbar

gewöhnen. Sie sind auch insofern gerechtfertigt, als
Sozialhilfe eine rein steuerfinanzierte Sozialleistung ist.
Die Hilfesuchenden haben weder Vorleistungen durch
eigene Beiträge für ein Sicherungssystem erbracht, noch
müssen sie Zuschüsse zu den ihnen gewährten Leistun-
gen erbringen. Dies wiederum bedeutet, daß die große
Masse der Steuerzahler mit geringem Einkommen - bei
den Verbrauchssteuern praktisch jedermann - für die
Leistungen der Sozialhilfe aufkommt. Von daher kann
Sozialhilfe keinen Lebensstandard garantieren, der unter
Umständen höher ist als der Lebensstandard dessen, der
mit seinen Steuern dieses Hilfssystem finanziert.

Zweitens: Sozialhilfe ist einer der wichtigsten Rehabilita-
tionsträger, nämlich in der Eingliederungshilfe für Be-
hinderte, für alle von Geburt an Behinderten, die in den
Altbundesländern keine Leistungen aus dem Sozialver-
sicherungssystem beanspruchen können. Das gleiche gilt
für alle Altersgebrechlichen, die praktisch nur durch die
Sozialhilfeleistungen Hilfe zur Pflege bekommen.

Drittens: Sozialhilfe ist einer der wichtigsten Garanten
für ein auskömmlich es Netz von Einrichtungen und
Diensten zur sozialen Arbeit. In der Sozialhilfe kommt
es nicht allein, nicht einmal vorrangig, auf eine gewährte
Geldleistung an. Wichtiger ist, daß ein von den Sozialhil-
feträgern gefördertes Netz sozialer Einrichtungen und
Dienste vorhanden ist, in denen die jeweils nötigen Hil-
fen geleistet werden können.

Gerade die soziale Entwicklung in den beigetretenen
Ländern zeigt jedoch, daß Sozialhilfe in zwei Punkten
durch andere Sozialleistungen abgelöst werden muß:

a) Alle Bezieher von Mindestrenten würden es als einen
sozialen Abstieg empfinden, wenn sie künftig auf die
Hilfe zum Lebensunterhalt an die Sozialhilfe verwiesen
würden.

b) Die Kosten, die jedem einzelnen im Fall der Pflege-
bedürftigkeit entstehen, sind so hoch, daß inzwischen in
den westdeutschen Ländern 75 bis 90 % aller Pflegebe-
dürftigen Leistungen der Sozialhilfe in Anspruch nehmen
müssen, damit ihr Vermögen einsetzen müssen und ihre
Unterhaltspflichtigen für diese Leistungen herangezogen
werden.

Pflegebedürftigkeit als ein allgemeines Lebensrisiko im
hohen Alter kann deshalb nicht mehr mit den Mitteln der
Sozialhilfe bewältigt werden. Auch Brandenburg setzt
sich deshalb nachdrücklich für eine eigenständige Pflege-
versicherung ein.

Auf drei bedeutsame Punkte ist hinzuweisen. Der Ent-
wurf enthält Regelungen, die offen sind für veränderte
Zuständigkeiten des überörtlichen Trägers, also des Lall-
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des, und des örtlichen Trägers. Hier muß versucht wer-
den, Verantwortung tatsächlich zu delegieren, daß in der
Tat Sozialämter vor Ort für den Bürger zur Verfügung
stehen, sachkundige Bearbeitung aber in zentralisierteren
Organisationsformen vorhanden ist. Wir haben als Träger
der überörtlichen Sozialhilfe bereits ein Landesamt für
Soziales und Versorgung gegründet mit den Abteilungen
Landesversorgungsamt, La ndessozialamt, Hauptfürsorge-
stelle, Landesgesundheitsamt und Landesamt für psych-
iatrische Versorgung.

Präsident Dr. Knoblich:

Frau Ministerin, ich darf Sie auf die Redezeit hinweisen!

Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und
Frauen Dr. Hildebrandt:

Ich möchte nur noch zum Abschluß sagen: Vorgesehen
sind ein Sozialhilfebeirat beim Landesamt für Soziales
und Versorgung und eine Sozialhilfekommission bei den
örtlichen Trägern. Damit soll gewährleistet werden, daß
alle grundsätzlichen Angelegenheiten - deswegen ist es
mir noch wichtig - der Sozialhilfe im ständigen Dialog
mit den Partnern der öffentlichen Seite - den Gemeinden,
den Gemeindeverbänden und den freien Städten, den
Wohlfahrtsverbänden, den Selbsthilfevereinigungen und
ähnlichen - erörtert werden. Sozialhilfe kann nur in enger
Partnerschaft zwischen freien und öffentlichen Trägern
und in einem Planungsverbund zwischen dem Land und
den Kreisen und den kreisfreien Städten weiterentwickelt
werden. Dafür will das Landesausfiihrungsgesetz die
nötigen Instrumente bereitstellen. - Danke.

(Vereinzelt Beifall)

Präsident Dr. Knoblich:

Die Redeliste ist damit geschlossen. Es liegen zwei An-
träge vor: der erste auf Überweisung des Gesetzentwurfs
an den Ausschuß für Arbeit, Gesundheit, Soziales und
Frauen und der zweite auf Überweisung an diesen Aus-
schuß, der federführend sein soll, und zusätzlich an den
Rechtsausschuß. Da der zweite der weitergehende Antrag
ist, lasse ich zuerst über diesen abstimmen. Wer dem
Antrag auf Überweisung in die beiden Ausschüsse -
Arbeit, Gesundheit, Soziales und Frauen einerseits und
Rechtsausschuß andererseits unter Federführung des
ersten - zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. -
Wer ist gegen diesen Vorschlag? - Wer enthält sich der
Stimme? - Damit ist der Antrag mit 22 Gegenstimmen
bei 19 Ja-Stimmen abgelehnt.

Ich lasse abstimmen über den Antrag auf Überweisung
nur in den Ausschuß Arbeit, Gesundheit, Soziales und
Frauen. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um

das Handzeichen. - Danke sehr. Wer ist dagegen? -
Stimmenthaltungen? - Keine. Damit ist der Antrag ein-
stimmig angenommen, dieses Gesetz in den Ausschuß
Arbeit, Gesundheit, Soziales und Frauen zu überweisen.

Ich schließe damit den Tagesordnungspunkt 5 und rufe
auf den Tagesordnungspunkt 6:

Änderung und Ergänzung des Gesetzes über die vor-
läufige Sicherung der Arbeitsfähigkeit des Landtages
und der Regierung des Landes Brandenburg vom
1. 11. 1990 (zuletzt geändert durch Gesetz vom
30. 1. 1991)

Gesetzentwurf
der Fraktion der PDS-LL

Drucksache 1/112

1. Lesung 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abgeord-
nete Vietze von der Fraktion PDS-LL. Bitte sehr.

Abgeordneter Vietze (PDS-LL):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit dem
vorliegenden Gesetzentwurf unterbreitet Ihnen die Frak-
tion PDS-LL Vorschläge zur Ergänzung des Gesetzes
über die vorläufige Sicherung der Arbeitsfähigkeit des
Landtages und der Regierung des Landes Brandenburg.

In der Begründung zu diesem Gesetzentwurf haben wir
ausdrücklich betont, in welchem Kontext wir die vor-
geschlagenen Änderungen und Ergänzungen sehen. Wür-
den die Vorschläge Ihre Zustimmung finden, wäre dies
aus unserer Sicht ein weiterer Schritt zur Herausbildung
eines freiheitlich-demokratischen Rechtsstaates und ein
wichtiger Beitrag zur Demokratisierung der Verwaltung
im Land Brandenburg.

Wir knüpfen mit unserer Gesetzesinitiative an die Aus-
sagen der Koalitionsvereinbarung der Regierungsparteien
und die Regierungserklärung des Herrn Ministerpräsi-
denten Stolpe an, in denen zwei wichtige Prä missen
hervorgehoben sind. Das ist zum einen das Bestreben, im
Land eine freiheitlich-demokratische, rechtsstaatlich,
sozial und ökologisch orientierte Ordnung aufzubauen
und zum anderen, die Willensbildung nach den Regeln
der parlamentarischen Demokratie in Verbindung mit
Formen der direkten Bürgerbeteiligung auf Landesebene,
im besonderen auch in Gestalt von Volksbegehren und
Volksentscheid, zu sichern.

Mit dieser Zielstellung folgt die Landesregierung den
Bestrebungen des Herbstes 1989 und setzt deutliche
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Zeichen zur Sicherung einer von den Bürgern gewünsch-
ten und von uns zu sichernden Form der Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit.

Die Fraktion PDS-LL hat deshalb die diesbezüglichen
Aussagen in der Regierungserklärung begrüßt und -
durch die Regierung zur konstruktiven Mitarbeit aufge-
fordert - diesen Gesetzentwurf zur heutigen Beratung
vorgelegt.

Meine Damen und Herren! Unbestritten haben die Bun-
desrepublik und andere westliche Industriestaaten in den
Jahren ihrer Entwicklung ein Mehr an Demokratie als die
Länder des sogenannten real existierenden Sozialismus
hervorgebracht. Dies anerkennen wir. Jedoch ist das bei
weitem nicht damit gleichzusetzen, daß wir mit der par-
lamentarischen Demokratie und dem erreichten Grad der
Rechtsstaatlichkeit zufrieden sind. Dies gilt generell für
die Bundesrepublik als Ganzes, aber auch besonders für
unser Land Brandenburg, in dem logischerweise erst
erste Schritte getan wurden und noch viele Fragen einer
Lösung bedürfen. In diesem Prozeß sind wir gewillt,
politisch verantwortungsbewußt mitzuwirken.

Bezüglich der notwendigen Demokratisierung der Ver-
waltung wollen wir auch und gerade mit dem vorliegen-
den Gesetzentwurf vier, wie wir meinen, wichtige Ge-
sichtspunkte stärker berücksichtigen.

Ein erster Gesichtspunkt betrifft die Gewährleistung der
Öffentlichkeit der Arbeit der Verwaltung und im Spe-
ziellen der Arbeit des Landtages. Wir wissen wohl, daß
es in erster Linie um gute Gesetze geht, und bekanntlich
haben wir auf diesem Gebiet einen enormen Nachhole-
bedarf. Aber Gesetze können noch so gut sein: Wenn sie
keiner kennt, dann kann man auch vielfach auf sie ver-
zichten.

Angesichts unserer ausgeprägten Bescheidenheit in der
Gesetzgebung - der Landtag beschloß immerhin bisher
schon ganze 8 Gesetze, mit dem heutigen Tag sind es
nun sogar 10 geworden, die Bescheidenheit bezüglich
deren Veröffentlichung ist noch ausgeprägter, wir haben
es auf ganze zwei gebracht - finde ich, daß wir unsere
vornehme Zurückhaltung auf diesem Gebiet nicht über-
treiben sollten, sondern die Bürger an unserer Arbeit
teilhaben lassen.

(Beifall)

In diesem Zusammenhang schlagen wir vor, daß die
Landesregierung bindenden Verpflichtungen in der vor-
läufigen Verfassung Rechnung tragen sollte, und wir
unterbreiten einen dementsprechenden Vorschlag.

mentarischer Hilfsorgane, die die Verwaltung kontrollie-
ren und bürgernah arbeiten. Frau Abgeordnete Stobrawa
wird bei der Begründung unseres Gesetzesvorschlages
für die Schaffung eines Bürgerbeauftragten des Landes
Brandenburg darauf näher eingehen.

Gestatten Sie mir nur die Bemerkung, daß angesichts der
sich zuspitzenden wirtschaftlichen Situation, der damit
verbundenen sozialen Sorgen und Ängste der Bürger,
und ich meine auch - das sollten wir beachten - der nach
wie vor vorhandenen Rechtsunsicherheit und der persön-
lichen Erfahrung der Bürger im Umgang mit persönli-
chen Daten wir sicherlich angehalten sind, uns für die
Schaffung eines Bürgerbeauftragten und eines Daten-
schutzbeauftragten zu engagieren, weil dies sicherlich für
die Bürger in Brandenburg ein wichtiges Signal für ver-
antwortungsbewußtes Handeln darstellt.

Ein dritter Gesichtspunkt, den ich hervorheben möchte,
betrifft die Stärkung der Position der parlamentarischen
Opposition, ihre Möglichkeiten und Chancen bei der
Gestaltung der Landespolitik. Unser Vorschlag berück-
sichtigt dabei gute Erfahrungen aus anderen Altbundes-
ländern, und wir haben bei unserem Gesetzentwurf den
Blick mal nicht nur auf Nordrhein-Westfalen gelenkt,
sondern auch auf Schleswig-Holstein und dementspre-
chend hier unseren Vorschlag unterbreitet.

Ein vierter Gesichtspunkt, den ich hervorheben möchte,
betrifft die Verbindlichkeit für die Festschreibung ple-
biszitärer Formen der Willensbildung. Dazu gehören vor
allem Volksbegehren und Volksentscheide. Das Volk soll
nicht nur das Recht haben, seine Meinung frei und unge-
hindert zu sagen, es soll auch selbst direkt und zu jeder
Zeit über seine Angelegenheiten entscheiden können.

Unsere Fraktion ist sich dessen bewußt, daß außer der
von uns genannten Frage weitere auf eine entsprechende
verfassungsrechtliche Ausgestaltung warten. Vieles ist im
Rahmen der vorläufigen Verfassung nicht zu regeln, aber
das, was machbar erscheint und dringend geboten ist,
sollte sorgfältig geprüft, diskutiert und entschieden wer-
den.

Wir sind davon überzeugt, daß sich der Verfassungsaus-
schuß auch mit diesen Fragen, die wir im Gesetzentwurf
unterbreiten, beschäftigen wird. Aber wir haben einen
Zeitplan, der vorsieht, daß erst im Frühjahr 1992 die
Bürger über diese Verfassung des Landes entscheiden
werden. Solange sollten wir mit möglichen Regelungen
im Interesse der Bürger nicht warten. Demokratisierung
und Rechtsstaatlichkeit sind heute im Interesse der Bür-
ger notwendigerweise zu sichern.

Wir unterbreiten deshalb den Vorschlag, den Gesetzent-
wurf an den Hauptausschuß und an den RechtsausschußEin zweiter Gesichtspunkt betrifft die Schaffung parla-
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zu überweisen. - Danke schön.

(Beifall, vor allem bei der PDS-LL)

Präsident Dr. Knoblich:

Für die Fraktion der SPD hat der Abgeordnete Just das
Wort.

Abgeordneter Just (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich hätte für
diesen Antrag viel größeres Verständnis, wenn er von
denjenigen gekommen wäre, die die Wende aktiv mit
herbeigeführt haben. Ich denke an das BÜNDNIS 90.
Wenn ich mich dennoch mit diesem Antrag beschäftige,
muß ich davon ausgehen, daß ich der Vorsitzende des
Verfassungsausschusses bin. Ich habe die große Ehre, an
der Ausarbeitung der Verfassung für das Land Branden-
burg mitzuarbeiten.

In diesem Verfassungsausschuß, auf den Herr Vietze
hingewiesen hat, sind auch die Vertreter der PDS, und so
müßten Sie eigentlich genauso wie ich wissen, daß wir
einen Großteil der Punkte in Ihrem Antrag nicht be-
schließen können, ohne daß wir dadurch die Arbeit des
Verfassungsausschusses in dieser oderjener Weise präju-
dizieren. Genau über diesen Punkt der aktiven Bürgerbe-
teiligung - Bürgerbeauftragter, Volksbegehren und was
immer Sie nennen - wird im Verfassungsausschuß sehr
ausgiebig diskutiert werden, wahrscheinlich auch in
gewissen Differenzen, die - wie ich hoffe - zu einem
einhelligen Ergebnis führen. Wenn wir heute festlegen,
daß das gesetzlich verankert ist, hat der Verfassungsaus-
schuß keine Möglichkeit mehr, darüber zu diskutieren,
dann ist es beschlossene Sache. Und wenn wir es ableh-
nen würden, hätte der Verfassungsausschuß auch keine
Möglichkeit mehr, darüber zu diskutieren.

Die Eile, die Sie für geboten erachten, sehe ich nicht so.
Es ist ja nicht so, daß die Verfassung erst 1992 endgültig
beschlossen wird. Wir werden sie bis Ende Mai dem
Präsidenten des Landtages vorlegen, und der Landtag
wird eine Beschlußvorlage an das Volk unterbreiten, die
in der Tendenz bereits das beinhaltet, was wir als das
Richtige empfinden. Ich persönlich hin davon überzeugt,
daß wir die Begriffe Volksbegehren und Volksentscheid
in diese Verfassung hineinbringen und daß wir Formen
der direkten Demokratie in unserer Verfassung haben
werden. Aber das ist meine persönliche Überzeugung
und die Überzeugung der SPD. Alle anderen müssen sich
erst dazu äußern, und das wird im Verfassungsausschuß
geschehen.

Was den Datenschutzbeauftragten betrifft, ist es notwen-
dig, ein Datenschutzgesetz zu verabschieden. Und soviel

mir bekannt ist, bereitet die Landesregierung einen sol-
chen Entwurf noch für den Sommer vor. Hier gibt es
keinen akuten Handlungsbedarf; denn laut Einigungsver-
trag besteht bis zum Erlaß eines Landesdatenschutzgeset-
zes das Bundesdatenschutzgesetz. Das heißt, für den
Datenschutz der Bürger ist durch Bundesgesetz gesorgt-
Also auch diesen Punkt können wir heute nicht beschlie-
ßen.

Eigentlich müßten wir Ihren Antrag pauschal ablehnen.
Wenn wir das nicht tun, dann aus zwei Gründen: Als
erstes möchten wir dem Vorwurf vorbeugen, als wären
wir durch die Ablehnung Gegner der Punkte, die Sie in
Ihrem Entwurf nennen. Es geht also.nicht um den Inhalt.
Es geht um. den Zeitpunkt, und es geht um die Form, wie
Sie diesen Antrag hier einbringen - Punkte, die nur im
Verfassungsausschuß und in der Verfassung geklärt
werden können.

Der zweite Grund, daß wir vorschlagen, diesen Antrag
an den Hauptausschuß und den Rechtsausschuß zu über-
weisen, ist der, daß darin einige Punkte enthalten sind,
die durchaus der Diskussion wert sind. Damit will ich
nicht sagen, daß wir mit allem übereinstimmen. Ich
persönlich halte nichts davon, daß wir den Begriff der
Zwei-Drittel-Mehrheit übermäßig strapazieren. Wir soll-
ten die Zwei-Drittel-Mehrheit auf verfassungsrechtlich
wirklich wichtige Fragen beschränken.

Präsident Dr. Knoblieh:

Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Abgeordneter Just (SPD):

Ja, selbstverständlich.

Abgeordneter Vietze (PDS-LL):

Ich bitte erstens um Verständnis, daß wir Ihrer Erwar-
tung nicht ganz entsprochen haben, daß nicht BÜNDNIS
90, sondern wir der Einreicher sind. Aber daß diese Art
und Weise des Herangehens an die Probleme nicht eine
Änderung Ihrer Einstellung ....

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Vietze, ich darf Sie auf zwei Dinge hinweisen: Zum
ersten hatten Sie sich zur Geschäftsordnung gemeldet,
und zum zweiten bitte ich darum, die Frage kurz und
präzise zu stellen.

Abgeordneter Vietze (I'DS-LL):

Ich habe die Frage: Würden Sie einen anderen Diskus-
sionsbeitrag halten, Herr Just, wenn BÜNDNIS 90 diesen
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Vorschlag unterbreitet hätte?

Abgeordneter Just (SPD):

Ich würde denselben Diskussionsbeitrag halten, weil das
nicht das Problem der Partei ist, die ihn einbringt, son-
dern es ist das Problem, daß wir das - wie ich bereits
ausführte - im Verfassungsausschuß diskutieren müssen
und nicht Entscheidungen des Verfassungsausschusses
präjudizieren dürfen. Das habe ich gesagt, und Sie haben
es auch verstanden.

Ich bin auch nicht der Meinung - vielleicht kommt das in
die Verfassung -, daß wir nur der Opposition die Auf-
gabe zuschreiben, Regierungsprogramme, Regierungsent-
scheidungen zu kritisieren und zu kontrollieren. Meine
Herren von der PDS, Sie können sich darauf verlassen,
daß wir als SPD-Fraktion unseren Ministern und der
Regierung genau auf die Finger schauen - bis hin zum
Ministerpräsidenten.

Ich möchte an dieser Stelle an alle Fraktionen appellie-
ren, Fragen und Anträge gründlich abzuklopfen, ob sie
den Gegebenheiten und Möglichkeiten entsprechen, um
realisiert zu werden. Wir wollen hier im Landtag Nägel
mit Köpfen machen und nicht Propaganda für diese oder
jene Partei, obwohl - ich bin da nicht sehr optimistisch -
das nie vermieden werden kann.

(Beifall, vor allem bei der SPD)

Präsident Dr. Knoblich:

Ich gebe Herrn Habermann aus einer der schönsten Ge-
genden Brandenburgs, nämlich dem Spreewald, das
Wort. Er vertritt die Fraktion der CDU.

Abgeordneter Habermann (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bedanke
mich für die Spreewa Id-Vorstel lung. Das bezog sich aber
nur auf die Gegend, nicht auf mich persönlich.

(Heiterkeit)

Der durch die PDS-Linke Liste eingebrachte Antrag auf
Änderung und Ergänzung des Gesetzes über die vorläufi-
ge Sicherung der Arbeitsfähigkeit des Landtages und der
Regierung des Landes Brandenburg ist in mancher Hin-
sicht bemerkenswert.

Grundsätzlich möchten wir voranstellen, daß das vorhan-
dene Gesetz den Charakter einer vorläufigen Landesver-
fassung hat, aber in maximal einem Jahr durch die Ver-
fassung des Landes Brandenburg abgelöst wird. Deswe-
gen sollten Änderungen auf das absolut notwendige

Minimum reduziert und ansonsten auf die Arbeit des
Verfassungsausschusses verwiesen werden.

Ich bin nicht wie Herr Just der Meinung, daß die Ableh-
nung einzelner Punkte zur Änderung der vorläufigen
Verfassung es nicht mehr gestattet, diese Änderung in
die Verfassungsdiskussion erneut einzubringen.

Lassen Sie mich auf einige Einzelheiten dieses Gesetz-
entwurfes eingehen. Die bisherige Praxis unserer Land-
tagsarbeit hat gezeigt, daß der Ausschluß der Öffentlich-
keit von keinem Abgeordneten gefordert oder gewünscht
wurde. Als akzeptabler Hinweis für die Verfassungsdis-
kussion ist der Punkt 1 des Antrages aber durchaus anzu-
sehen.

Das Gesetz um einen gesonderten Paragraphen "Parla-
mentarische Opposition" zu ergänzen, halte ich schlicht-
weg für unsinnig. Ich benötige für mein Selbstverständ-
nis als Abgeordneter und Mitglied der Opposition keinen
diesbezüglichen Paragraphen. Sie zitieren doch sonst so
eifrig das Grundgesetz. Reicht Ihnen nicht Artikel 38 des
Grundgesetzes, wonach Sie als Abgeordnete - egal ob
Koalition oder Opposition - Vertreter des Volkes sind, an
Aufträge und Weisungen nicht gebunden und nur Ihrem
Gewissen unterworfen sind? Dieser Auftrag schließt für
mich wesentlich mehr ein, als Sie mir in Ihrem Paragra-
phen gestatten wollen.

Im übrigen läßt sich die CDU-Fraktion in diesem Land-
tag nicht nur zum Kontrolleur und Kritiker disqualifizie-
ren. Durch das Einbringen von mehreren Gesetzentwür-
fen haben wir das hinlänglich bewiesen.

Goethe hat einmal gesagt:

"Willst du dich deines Wertes freuen, so mußt der
Welt du Wert verleihen."

Und das heißt, meine Damen und Herren von der PDS-
Fraktion, daß es durchaus Gelegenheiten geben wird, zu
denen ich auch einmal die Regierung loben möchte,
wenn sie es verdient.

(Beifall, vor allem bei der CDU)

Ihren Formulierungen nach darf ich sie aber nur kritisie-
ren. Lassen Sie uns also bitte auch dieses Recht. Wie oft
wir das allerdings in Anspruch nehmen, hängt von den
Damen und Herren hinter mir ab. Während wir auf
Grund unserer Erfahrungen mit dem Mißbrauch von
Daten - von der in Ihrer Ahnenreihe enthaltenen SED zur
Perfektion gebracht - das Einsetzen des Datenschutzbe-
auftragten befürworten, lehnen wir einen gesonderten
Bürgerbeauftragten, der die Rechte und Pflichten des
wichtigen Petitionsausschusses einschränken würde, ab.
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Ihre beantragten Veränderungen zum Gesetzgebungsver-
fahren kann die CDU so nicht mittragen. Es bleibt Ihnen
unbenommen, Ihre Vorschläge in die laufende Verfas-
sungsdiskussion einzubringen. Gleiches gilt für die Aus-
fertigung und Verkündung von Gesetzen.

Übrigens reicht uns unter einem Gesetz die Unterschrift
des Ministerpräsidenten. Ein Gesetz wird nicht noch
gesetzlicher, wenn zusätzlich ein Fachminister unter-
schreibt.

Trotz dieser bereits geäußerten Einwände beantragt'die
CDU-Fraktion die Überweisung der Drucksache 1/112 an
den Hauptausschuß. - Danke schön.

(Vereinzelt Beifall)

Präsident Dr. Knoblich:

Für die Fraktion der F.D.P. hat der Abgeordnete Pracht
das Wort.

Abgeordneter Pracht (F.D.P.):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das seit dem
1. 11. 1990 geltende Gesetz zur Sicherung der Arbeits-
fähigkeit des Landtages weist bereits in seinem Titel auf
den Status "vorläufig" hin. Die bisherige Praxis, sowohl
die Arbeit des Parlaments als auch die Arbeit der Regie-
rung haben meiner Meinung nach den Beweis erbracht,
daß auf der Grundlage dieses vorläufigen Gesetzes eine
ordnungsgemäße Arbeit möglich ist.

Zum anderen wies der Abgeordnete Herr Just darauf hin,
daß inzwischen ein Vcrfassungsausschuß tätig ist, der in
einem sehr angespannten Zeitrahmen - und das war,
glaube ich, meine Damen und Herren von der PDS, auch
Ihr Wunsch - den Entwurf einer Verfassung vorstellen
wird.

Auch unserer Auffassung nach sollten Gesetze dann eine
Veränderung erfahren, wenn ein akuter Handlungsbedarf
besteht bzw. einmal getroffene Regelungen nicht mehr
mit der Praxis übereinstimmen. Diesem Anspruch wird
unserer Auffassung nach Ihr vorgelegter Gesetzentwurf
nicht gerecht.

Wir kämpfen beispielsweise im Moment vehement dar-
um, unsere Arbeit hier im Parlament transparent zu ma-
chen. Wir werben um Öffentlichkeit, und Sie befassen
sich als erstes mit der Veränderung in § 7, die Öffent-
lichkeit auszuschließen, Möglichkeiten dafür einzuräu-
men. Es wurde schon gesagt: Es gibt keinen akuten
Handlungsbedarf.

gleich zwei Schritte zurückgehen. Sie selbst haben vor
diesem Haus erklärt, daß Sie sich um konstruktive Mit-
arbeit bemühen und so die Opposition verstehen. Aber -
mein Vorredner sagte es bereits mit Recht - Sie wollen
sich hier nur als Kontrolleur und Kritiker festgeschrieben
sehen.

Sicherlich ist es interessant, eine Debatte über einen
Bürgerbeauftragten zu führen, weil es hier in der Tat
sehr interessante Ansätze gibt. Und seit 1974 gibt es in
Rheinland-Pfalz und in Österreich und selbst auf Hawaii
wohl solche Leute. Unsere Auffassung - wir werden
darüber heute noch an anderer Stelle sprechen - ist zwar,
daß eigentlich hier in diesem Hause schon 88 Bürger-
beauftragte sitzen. Aber man wird darüber zu diskutieren
haben.

Unstrittig ist sicherlich auch der Datenschutzbeauftragte.
Wir sind dafür, wir haben das mehrfach erklärt. Aber
auch hier ist einiges auf den Weg gebracht, und es ist,
glaube ich, kaum die Notwendigkeit zu sehen, gegen-
wärtig die Notverfassung zu ändern.

Und, meine Damen und Herren, würden wir uns nicht
ein furchtbares Armutszeugnis ausstellen, wenn wir die
gegenwärtig gültige Verfassung ändern müssen, um zu
sichern, daß Gesetze der Öffentlichkeit vorgestellt wer-
den? Ich glaube, das läßt sich auch einfacher und unbü-
rokratischer regeln. Und wenn heute die Verwaltung mit
einem großen Blumenstrauß bedacht wurde, so dürfte es,
glaube ich, ein Leichtes sein, dieser Forderung auch ohne
Veränderung zu entsprechen.

Meine Damen und Herren, wir sind auch der Meinung,
man sollte die Diskussion fortführen. Wir stimmen eben-
falls der Überweisung in den angegebenen Ausschuß zu.
- Danke schön.

(Schwacher Beifall)

Präsident Dr. Knoblich:

Herr Dr. Reuter, BÜNDNIS 90, hat das Wort.

Abgeordneter Dr. Reuter (BÜNDNIS 90):

Meine Damen und Herren! Herr Präsident! In dem Ge-
setz über die vorläufige Sicherung der Arbeitsfähigkeit
des Landtages und der Regierung des Landes Branden-
burg hat sich der Landtag sicherlich unvollkommene,
doch, wie die bisherige Tätigkeit zeigte, praktikable
Regelungen für die Arbeit bis zur Verabschiedung einer
Verfassung gegeben.

Verfassungsfragen sind das höchste Rechtsgut, mit dem
der Souverän entsprechend sorgfältig umgehen sollte. SieIn dem von Ihnen einzufügenden § 7a wollen Sie sogar
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sollten deshalb vor kleinlichem Parteiengezänk oder
Profilierungssüchten der Regierungskoalition und der
Opposition geschützt sein.

Wir waren deshalb gut beraten, mit dem Verfassungs-
ausschuß ein Organ zu schaffen, das bereits bei der
Erarbeitung einer Verfassung die Beteiligung verschie-
denster gesellschaftlich bedeutsamer Bevölkerungsgrup-
pen vorsieht. Durch den Beschluß über die Annahme der
Verfassung durch Volksentscheid konnten die Rechte der
Bürgerinnen und Bürger gestärkt werden.

Nun legt die PDS-Linke Liste einen Gesetzesänderungs-
antrag vor und durchbricht diesen, wie ich meine,
Grundkonsens zwischen den Fraktionen. Gibt es dazu
einen dringenden Handlungsbedarf? Ich greife einige
Punkte heraus: Besteht z. B. die Gefahr, daß das Parla-
ment die Öffentlichkeit ausschließen will? Ist der Oppo-
sition bisher auch nur ein einziges Mal verwehrt worden,
ihre kritische Haltung gegenüber der Regierung coram
publico zu artikulieren? Haben Sie, Kollegin Bednarsky,
in Ihrer Tätigkeit im Petitionsausschuß jemals den Ein-
druck gewinnen müssen, daß dem Anliegen der Branden-
burger nicht genügend Gehör verschafft wurde?

Ich stimme Ihnen zu, daß eine Fristsetzung zur Veröf-
fentlichung der beschlossenen Gesetze an der Zeit ist.
Nur - ist das Grund genug ftir ein Gesetz im Verfas-
sungsrang, um die Säumigkeit der Regierung zu behe-
ben? Ich wiederhole es: Verfassungsfragen sind das
höchste Rechtsgut. Man sollte also nicht ohne zwingen-
den Grund Änderungen beantragen.

Im Verfassungsausschuß liegen Ihre Vorschläge vor. Im
Vergleich mit bestehenden und wünschenswerten Grund-
ordnungen, unter Berücksichtigung vonweiterem Ausbau
der Demokratie und Praktikabilität können dort Entschei-
dungen vorgeschlagen werden. Wir sollten den Entschei-
dungsspielraum des Verfassungsausschusses nicht durch
Schaffung von Präjudizien einengen. Die Verfassung
bestimmt die Gesetze, und nicht die bestehenden Gesetze
sollten den Gang der Verfassungsdiskussion bestimmen.

Es wäre gut, meine Damen und Herren von der PDS,
wenn wir uns auf diesem Weg verständigen könnten. -
Ich danke Ihnen.

(Beifall bei SPD, CDU, F.D.P. und BÜNDNIS 90)

Präsident Dr. KnobLich:

Für die Landesregierung spricht Herr Minister Ziel?
Nein, Herr Minister Bräutigam, so war es verabredet. -
Also doch Minister Ziel!

Minister des Innern Ziel:

Es war so, daß wir uns ergänzen wollten.

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit dem
Gesetz über die vorläufige Sicherung der Arbeitsfähigkeit
des Landtages und der Regierung des Landes Branden-
burg sind die Regelungen verabschiedet worden, die zum
derzeitigen Zeitpunkt zwingend notwendig sind, um die
Arbeiten des Parlaments und der Regierung zu sichern.

Natürlich wäre es möglich gewesen, schon bei der Ver-
abschiedung weitergehende Regelungen aufzunehmen.
Wir haben uns aber bewußt auf das zwingend notwendi-
ge Maß beschränkt, um uns den inhaltlichen Aufgaben-
stellungen gezielt widmen zu können. Bei den vorgese-
henen Regelungsbereichen geht es insgesamt um Auf-
gabenstellungen, die unter diesen Aspekten nicht dring-
lich sind.

Es wird von uns daher nicht die Notwendigkeit gesehen,
das bestehende Gesetz zu ändern. Die aufgeworfenen
Fragen sollten in Ruhe im parlamentarischen Raum be-
handelt werden. Ich folge gern dem Vorschlag des Abge-
ordnetenkollegen Herrn Just: Der Verfassungsausschuß
sollte sich mit diesen Fragestellungen befassen. - Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Knoblich:

Habe ich das vorhin richtig verstanden, daß Sie sich
dahingehend ergänzen wollten, daß der Herr Minister der
Justiz noch reden wollte? - Ich bitte Sie auch, den Zeit-
rahmen einzuhalten. Es bleiben Ihnen noch drei Minuten.
Bitte sehr!

Minister der Justiz Dr. Bräutigam:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Bürge-
rinnen und Bürger des Landes Brandenburg haben mit
der Wahl des ersten Landtages den Auftrag verbunden,
eine Landesverfassung auszuarbeiten, die von einer brei-
ten Mehrheit der Bevölkerung getragen ist.

Es besteht sicher Übereinstimmung zwischen allen Frak-
tionen, daß der Verfassungsauftrag zu den wichtigsten
und vornehmsten Aufgaben dieses Landtages gehört. Sie
alle wissen, daß der Verfassungsausschuß seine Arbeit
begonnen hat. Ich bin sicher, er wird alle Anstrengungen
unternehmen, um schon in wenigen Monaten einen Ver-
fassungsentwurf vorzulegen, der dann in der Öffentlich-
keit breit diskutiert werden kann. Ich denke, diese Arbeit
ist auf gutem Wege.
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Ich will nicht nur aus Zeitgründen, sondern weil es nach
den Vorreden, die wir gehört haben, nicht notwendig ist,
auf die Einzelheiten der Gesetzesinitiative der PDS nicht
näher eingehen. Einen Punkt möchte ich jedoch aus der
Debatte kurz herausgreifen.

Es ist in der Tat richtig, daß es bei der Verkündung der
bereits beschlossenen Gesetze zu Verzögerungen gekom-
men ist, und zwar aus technischen und administrativen
Gründen. Die Landesregierung bedauert das. Diese
Schwierigkeiten sind inzwischen überwunden, und ich
denke, daß es nicht eines Gesetzes und schon gar nicht
eines Gesetzes im Verfassungsrang bedarf, um sicherzu-
stellen, daß es in Zukunft zu einer zügigen Verkündung
der beschlossenen Gesetze kommen wird.

Ein letztes Wort Ich warne davor, meine Damen und
Herren, einzelne Verfassungselemente - mögen sie noch
so wichtig sein - mit Hektik und in einem vereinfachten
Verfahren jetzt durch den Landtag zu bringen. Ersparen
wir um doch bitte Doppelarbeit! Splittern wir die Ver-
fassungsdebatte nicht auf!

Ich empfehle darum der Fraktion der PDS, in den Bera-
tungen im Hauptausschuß und im Rechtsausschuß und
im Ergebnis dieser Beratungen ihren Antrag zu über-
prüfen und dann zurückzuziehen. Führen Sie die Ele-
mente Ihres Gesetzentwurfes im Verfassungsausschuß
ein! Da gehören sie hin, und sie werden dort die Auf-
merksamkeit bekommen, die sie tatsächlich verdienen. -
Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der SPD, vereinzelt bei CDU und F.D.P.)

Präsident Dr. Mioblieb:

Damit ist die Rednerliste geschlossen. Wir kommen zur
Abstimmung. Es wird die Überweisung des Gesetzent-
wurfes der Fraktion PDS-Linke Liste, zu finden in
Drucksache 1/112, an den Hauptausschuß, der federfüh-
rend sein soll, und in den Rechtsausschuß vorgeschlagen.

Ich bitte, wenn Zustimmung erfolgt, um das Handzei-
chen. - Ich bitte um Auszählung. - Wer ist dagegen? -
Danke sehr. Stimmenthaltungen? - Danke. Damit ist
dieser Gesetzentwurf mit deutlicher Mehrheit der Stim-
men unterschiedlicher Fraktionen an den Hauptausschuß,
der federführend ist, und den Rechtsausschuß überwie-
sen.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 6 und rufe auf den
Tagesordnungspunkt 7:

Gesetz über den Bürgerbeauftragten des Landes
Brandenburg

Gesetzentwurf
der Fraktion der PDS-LL

Drucksache 1/113

1. Lesung

Die Aussprache ist eröffnet mit dem Beitrag - da ist ein
Antrag zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Just (SPD):

Ich stelle den Antrag, diesen Punkt auf Grund der vor-
hergehenden Diskussion fallenzulassen.

(Zustimmung bei CDU und F.D.P)

Präsident Dr. Knoblich:

Dieser Punkt kamt nicht einfach fallen gelassen werden.
Die Tagesordnung ist beschlossen. Es bestünde die Mög-
lichkeit des Zurückziehens des Antrages, aber fallen
lassen können wir hier nichts.

(Zwischenruf von der SPD)

Und ich sehe niemanden, der die Absicht hat, diesen
Antrag zurückzuziehen, so daß der Tagesordnungspunkt
behandelt wird. Wenn ich den Zwischenruf des Abge-
ordneten Zarneckow richtig verstanden habe, verzichtet
er auf einen Beitrag in der Debatte. - Danke sehr.

(Vereinzelt Beifall)

Ich eröffne die Debatte mit dem Beitrag von Frau Sto-
brawa für die Fraktion PDS-Linke Liste. - Bitte sehr.

Abgeordnete Stobrawa (PDS-LL):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich komme
mir heute teilweise in diesem Parlament vor wie in der
Schule. Da haben sich doch die bösen Lümmel von der
PDS-LL-Fraktion scheinbar zu weit vorgewagt und Ge-
setzentwürfe vorgelegt, und es werden hier Zensuren
verteilt nach dem Motto: Es besteht ein akuter Hand-
lungsbedarf oder es besteht keiner; oder: überlegen Sie
es sich noch einmal oder andere Dinge.
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Wir haben Ihnen heute diesen Gesetzentwurf zur Ein-
setzung eines Bürgerbeauftragten vorgelegt, der übrigens
nicht aus einem Altbundesland abgeschrieben worden ist,
sondern hier wurde auf Grund der neuen Situation in den
neuen Bundesländern und vor allen Dingen auch in unse-
rem Bundesland versucht, einige Dinge zu regeln, die für
meine Begriffe notwendig sind, um den Bürgern dieses
Landes mehr Sicherheit und mehr das Gefühl zu geben,
daß es außer den Parlamentariern und außer der Landes-
regierung vielleicht noch einen Mann oder eine Frau
gibt, die sich um ihre Probleme besonders kümmert.

Ziel des Gesetzes soll es sein, ein Hilfsorgan des Land-
tages zur Wahrnehmung ganz bestimmter parlamentari-
scher Kontrollaufgaben zu schaffen. Der Bürgerbeauf-
tragte soll die Rechte der Bürger gegenüber der Landes-
regierung und den Trägern der öffentlichen Verwaltung
im Lande wahren und die Bürger in sozialen Angelegen-
heiten beraten und unterstützen.

Unsere Fraktion ließ sich bei dieser Gesetzesinitiative
von nationaler und internationaler Rechtspraxis leiten, die
Bürgerbeauftragte inzwischen in zahlreichen Ländern
Europas und darüber hinaus kennt. Erstmals in Schweden
entstanden und 1815 in die schwedische Verfassung
aufgenommen, wurde die Institution des Bürgerbeauf-
tragten, des sogenannten Ombudsmans, nach dem zwei-
ten Weltkrieg auch in anderen Staaten zu einem wichti-
gen Element des parlamentarischen Kontrollmechanis-
MUS.

In Finnland, Dänemark, Norwegen, in Neuseeland und
England, in Österreich, Polen und anderen Staaten ge-
nießen heute Bürgerbeauftragte der Parlamente Ansehen
und Anerkennung nicht nur bei den Bürgern, sondern
auch bei Regierungen und Verwaltungen.

Die gesellschaftliche Wertschätzung für das Amt des
parlamentarischen Bürgerbeauftragten kommt sehr au-
genfällig im entsprechenden norwegischen Gesetz zum
Ausdruck, in dessen Präambel es heißt:

"Dadurch, daß er die Angelegenheiten an den Bürger-
beauftragten bringt, kann der Betroffene sie auf ein-
fache und billige Weise prüfen lassen; jedoch kann
andererseits das System des Bürgerbeauftragten zu
einem höheren Grad von Umsicht seitens der öffentli-
chen Verwaltung beitragen, und auf lange Sicht kann
es sich dahin auswirken, daß das Vertrauen zur öf-
fentlichen Verwaltung gestärkt und bei dem Bürger
ein Gefühl der Sicherheit in seinem Verhältnis zu ihr
erzeugt wird."

An dieser Stelle möchte ich sagen: Herr Just ist leider
nicht mehr im Raum, auch hier könnte er uns jetzt ge-
trost den Vorwurf machen, eigentlich hätte dieses Gesetz

die Regierung einbringen müssen und nicht wir.

Nun könnte man also sagen, wozu eine solche neue
zusätzliche Institution, die zudem finanzielle Mittel aus
dem ohnehin knappen Landesbudget erfordert. Ebenso
könnte man auf die Verwaltungsgerichte verweisen, die,
der deutschen Rechtstradition folgend, von jeher einen
Teil jener Aufgaben wahrnehmen, die in anderen Län-
dern Bürgerbeauftragte zu lösen haben.

Betrachtet man jedoch die Entwicklung in der Bundes-
republik während der vergangenen Jahrzehnte, so ist
auch ihr der Gedanke nach Einsetzung von Bürgerbeauf-
tragten nicht fremd. Immer wurde die Forderung aufge-
stellt, neben den Verwaltungsgerichten, neben den Peti-
tionsausschüssen einen Bürgerbeauftragten einzusetzen.

Als gewichtiger Grund wurde diesbezüglich genannt, daß
man mit Hilfe eines solchen Beauftragten schneller ein-
greifen könne, nicht an entsprechende Interventionen der
Bürger gegenüber der Verwaltung gebunden sei, dem
Bürger wie der Regierung sehr schnell altgemeinver-
ständliche Antworten darauf geben könne, ob die Ver-
waltung gesetzmäßig gehandelt hat oder nicht.

Aus dieser Diskussion erwuchs im Jahre 1956 die Schaf-
fung der Institution des Wehrbeauftragten des Bundesta-
ges und im Jahre 1974 die Einsetzung eines Bürgerbe-
auftragten des Landtages Rheinland-Pfalz durch die
Annahme eines entsprechenden Landesgesetzes. In die-
sem Bundesland betrachtet man - so der Ministerpräsi-
dent - diese Entscheidung unter anderem als eine Reak-
tion auf das Anwachsen der Staats- und Verwaltungs-
tätigkeit sowie auf die sich ausweitende Verrechtlichung
aller Lebensbereiche. Das hatte zur Folge, daß die Kon-
fliktfelder zwischen Bürger und Staat größer wurden.
Der einzelne war und ist in der Auseinandersetzung mit
Behörden vielfach überfordert - meines Erachtens eine
Feststellung, die uns in der gegenwärtigen Situation nicht
unbekannt ist.

Der Vollständigkeit halber muß auch auf die Diskussion
in Schleswig-Holstein verwiesen werden, wo im Ergebnis
der Arbeit der Enquete-Kommission Verfassungs- und
Parlamentsreform unter Berücksichtigung von Vorstellun-
gen der SPD wie der Fraktion der F.D.P. im Landtag
eine Initiative zur Ausarbeitung eines Gesetzes über den
Bürgerbeauftragten entstand. Wenn man diesbezüglich
über deutsches Verfassungsdenken spricht, so darf natür-
lich auch der Verfassungsentwurf des Runden Tisches
mit seinen speziellen Artikeln zu den Bürgerbeauftragten
nicht unerwähnt bleiben. Die Wahl eines Bürgeranwalts,
eines Beauftragten für Fragen der Gleichstellung von
Mann und Frau, eines Beauftragten für den Strafvollzug
und eines weiteren Beauftragten für Ausländer war in
das System der Verfassung integriert. Aufgaben, Rechte
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und Pflichten waren bestimmt.

Abschließend möchte ich auf das Verhältnis des Bürger-
beauftragten zum Petitionsausschuß zu sprechen kom-
men. Es könnte natürlich die Frage entstehen: Werden
mit der Einsetzung des Beauftragten nicht Rechte des
Ausschusses beschnitten? - Unseres Erachtens wird das
nicht der Fall sein. Wir sehen einen wesentlichen Vorteil
der vorgeschlagenen Lösung darin, daß neben dem Peti-
tionsausschuß die Aufgabenstellung durch das Amt des
Beauftragten personifiziert wird.

Wir schließen uns hier voll und ganz der Argumentation
des Ministerpräsidenten von Rheinland-Pfalz an: Wenn
der Anonymität des Verwaltungsapparates entgegenge-
wirkt werden soll, so ist dafür am besten eine Persön-
lichkeit geeignet, die das Vertrauen der Bürger besitzt,
an die sieh die Bürger persönlich wenden können und
die den Bürgern im unmittelbaren Kontakt mit den zu-
ständigen Behörden helfen kann. - Ich danke Ihnen.

(Beifall, vor allem bei der PDS-LL)

Vizepräsident Kretsehmer:

Das Wort erhält nun Frau Müller von der Fraktion der
SPD.

Abgeordnete Müller (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ihnen liegt
heute mit der Drucksache 1/113 der Entwurf eines Ge-
setzes über den Bürgerbeauftragen des Landes Branden-
burg vor. Dieser sieht vor, daß neben dem bereits beste-
henden Petitionsausschuß des Landtages eine weitere
Institution geschaffen werden soll, die der parlamentari-
schen Kontrolle der Verwaltung dient. Dazu soll 'der
Bürgerbeauftragte mit den gleichen Rechten ausgestattet
werden, wie sie bereits dem Petitionsausschuß zustehen
bzw. wie sie ihm übertragen werden sollten. Dies ist der
erste Punkt, an dem Kritik einsetzen muß.

Der Landtag Brandenburg hat sich dafür entschieden,
einen Petitionsausschuß einzurichten, der vor wenigen
Monaten seine Arbeit aufgenommen hat. Er arbeitet, wie
sich schon jetzt sagen läßt, mit gutem Erfolg.

Zur morgigen Sitzung hat Ihnen der Petitionsausschuß
eine erste Übersicht über Beschlüsse vorgelegt, die er im
letzten Jahr getroffen hat. Daraus folgt die Frage, wes-
halb diesem Petitionsausschuß ein Bürgerbeauftragter
vorgeschaltet werden soll, der zunächst die eingehenden
Eingaben prüft, bevor sie der Petitionsausschuß prüfen
soll, der Auseinandersetzungen einvernehmlich regeln
soll, bevor der Petitionsausschuß Gelegenheit bekommt,
seine Arbeit aufzunehmen. So will es jedenfalls § 1

Abs. 3 und 4 sowie § 5 Abs. I des Ihnen vorliegenden
Entwurfes.

Ich meine, daß der Petitionsausschuß durchaus in der
Lage ist, dieser Aufgabe selbst nachzukommen. Er be-
darf nicht eines hochbesoldeten Beamten und seines
Stabes, um seinen gesetzmäßigen Aufgaben nachzukom-
men. Wenn Sie so wollen, besteht der Petitionsausschuß
aus acht einzelnen Bürgerbeauftragten, die sich der Ein-
gaben annehmen, Gespräche und Verhandlungen führen
und auch auf eine einvernehmliche Lösung hinwirken
können.

Wir verkennen nicht, daß der Bürgerbeauftragte oder
Ombudsman als Wahrer der Rechte einzelner Staatsbür-
ger und als Kontrollorgan gegenüber der öffentlichen
Verwaltung durchaus Tradition und Verdienst hat. Wie
die Abgeordnete Frau Stobrawa schon mitteilte, gibt es ja
in Schweden seit über 150 Jahren einen Ombudsman,
der mit weitreichenden Befugnissen gegenüber Regie-
rung, Verwaltung und Justiz ausgestattet wurde und zu
einer festen rechtlich und moralisch relevanten Institution
geworden ist. Der Ombudsman ist aus dem schwedischen
Rechtsleben zum Beispiel nicht mehr wegzudenken.
Allerdings gibt es dort - wie auch in anderen Ländern,
die einen Bürgerbeauftragten eingeführt haben - keine
Parlamentsausschüsse, die sich mit der Bearbeitung von
Petitionen befassen. Man kann sich durchaus dafür ent-
scheiden, anstelle eines Petitionsausschusses einen Bür-
gerbeauftragten zu installieren. Da käme der zweite
Kritikpunkt an die Reihe.

Es wäre zu bedenken, daß ja in Deutschland der Peti-
tionsausschuß seit dem Reichstag von 1848 eine durch-
gehende, lange Tradition aufzuweisen hat. Insofern geht
unsere Tendenz eindeutig in Richtung Petitionsausschuß.

Wir meinen sogar, daß dessen Rechte gestärkt und nicht
durch einen vorgeschalteten Bürgerbeauftragten, der vom
Landtag und seinem Petitionsausschuß nur unzureichend
zu kontrollieren ist, geschmälert werden soll. Ich verrate
sicherlich auch kein Geheimnis, wenn ich Ihnen berichte,
daß wir im Petitionsausschuß derzeit überlegen, wie die
Möglichkeiten und Rechte des Petitionsausschusses ge-
stärkt werden können und verbessert werden könnten.

Um es abschließend zu sagen: Meine Fraktion und ich
stimmen der Überweisung des Gesetzentwurfes in den
Hauptausschuß federführend und in den Rechtsausschuß
zu. Für diesen Fall würde ich es aber auch begrüßen,
wenn der Gesetzentwurf dem Petitionsausschuß zur Stel-
lungnahme zugeleitet würde.

(Beifall bei der SPD, teilweise bei der PDS-LL)
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Vizepräsident Kretschmer:

Ich erteile nun das Wort dem Abgeordneten Werner von
der CDU-Fraktion.

Abgeordneter Werner (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Man hätte in der Tat darüber nachdenken sollen, ob
man diesen Gesetzentwurf nicht erst dann einbringt,
wenn die nötigen Grundlagen geschaffen sind, entweder
durch eine Ergänzung des Gesetzes über die vorläufige
Sicherung der Arbeitsfähigkeit des Landtages oder wenn
dann die entsprechenden Formalitäten in der Landesver-
fassung geregelt sind.

In der Debatte zum vorangegangenen Tagesordnungs-
punkt kam ja bereits zum Ausdruck, daß die CDU-Frak-
tion zum gegenwärtigen Zeitpunkt eine Ergänzung unse-
rer Notverfassung im Hinblick auf die Wahl eines Bür-
gerbeauftragten nicht für zwingend notwendig hält. Es
scheint uns unzweckmäßig zu sein, in diesem Punkt der
künftigen Landesverfassung vorzugreifen. Ein entspre-
chender Wunsch zur Einführung des Amtes eines Bür-
gerbeauftragten sollte dann an den Verfassungsausschuß
herangetragen werden, damit dieser Passus gegebenen-
falls Aufnahme in den Verfassungsentwurf finden könn-
te. Aus diesem Grunde - ich hatte es bereits gesagt - ist
es im Moment aus unserer Sicht auch nicht erforderlich,
über einen entsprechenden Gesetzentwurf zu befinden.

Wir sollten stattdessen erst einmal darüber nachdenken,
ob wir nicht zuerst die Arbeit des Petitionsausschusses
durch eine entsprechende Gesetzgebung auf die ihm
zustehenden rechtlichen Füße stellen. Ich muß hier leider
Gottes sagen, daß sich der Petitionsausschuß zur Zeit
noch in einem ziemlich rechtlasen Raum befindet - Frau
Müller hat darauf bereits hingewiesen. Dieses Problem
gilt es nach meiner Meinung dringend zu lösen, bevor
wir an die Schaffung der rechtlichen Grundlagen für die
Wahl eines Bürgerbeauftragten gehen.

Hier würden wir zuerst die rechtlichen Grundlagen für
den Bürgerbeauftragten schaffen, während für den Peti-
tionsausschuß diese noch gar nicht in einem solchen
Maße da sind.

Wir sollten uns vor der gesetzlichen Fixierung dieses
Amtes in Rheinland-Pfalz kundig machen, welche Erfah-
rungen es dort mit dem Bürgerbeauftragten gibt. Wenn
Sie, Frau Stobrawa, in Ihrer Begründung darstellen, daß
sich nach Äußerung des rheinland-pfälzischen Minister-
präsidenten die Institution des Bürgerbeauftragten in über
15 Jahren mehr als bewährt hat, so sagt dies noch nichts
darüber aus, welche Erfahrungen der dortige Landtag
und speziell der Petitionsausschuß mit dieser Einrichtung

gemacht haben.

Ebenso dürfte in dieser Frage der gegenwärtige Stand der
Dinge in Schleswig-Holstein von Interesse sein, ausge-
hend von den von Ihnen genannten Empfehlungen der
Enquete-Kommission Verfassungs- und Parlamentsreform
1989.

Wenn Sie hier schon die in anderen europäischen Staaten
zweifellos bewährte Institution des Ombudsmans anfüh-
ren, sollte dabei auch beachtet werden, daß in diesen
Staaten teilweise andere parlamentarische Gepflogenhei-
ten herrschen als in deutschen Landen. Ich meine damit,
daß es teilweise in diesen Ländern keine Petitionsaus-
schüsse gibt. Es stellt sich ohnehin die Frage, ob wir ein
duales System der Eingabenbearbeitung überhaupt benö-
tigen, auf der einen Seite den Petitionsausschuß, auf der
anderen Seite den Bürgerbeauftragten. Führt die Institu-
tion des Bürgerbeauftragten nicht zu einer Vermischung
der gesetzgebenden mit der vollziehenden Gewalt? Wel-
che Stellung nimmt denn der Bürgerbeauftragte zwischen
Parlament und Verwaltung genau ein? Kann er denn im
Gegensatz zu den Abgeordneten, speziell den Mitgliedern
des Petitionsausschusses, wirklich ganz unabhängig sein?
Stellt er nicht eher eine Art von Landesverwaltungsge-
richt dar?

Aus Ihrem Gesetzentwurf geht die Beantwortung dieser
Fragen nach meiner Meinung nicht eindeutig hervor, sind
doch dem Bürgerbeauftragten hier Rechte eingeräumt,
die den Petitionsausschuß in seiner Arbeit einengen und
beschränken würden.

Wir sollten stattdessen darüber nachdenken, ob wir nicht
die Institution der Petitionsstelle personell ausgestalten
sollten, denn da scheint mir dringend Handlungsbedarf
zu bestehen. Zur Zeit gibt es dort ganze drei Mitarbeiter,
zwei Fachkräfte, eine Sekretärin. Hier scheint es mir
dringend notwendig zu sein, diese Petitionsstelle auszu-
bauen. Ich möchte auch die Gelegenheit nutzen, dies den
dafür Verantwortlichen entsprechend anzuempfehlen.

Der Bürgerbeauftragte erhält nach Ihrem Gesetzentwurf
Kompetenzen, die eigentlich dem Petitionsausschuß
zustehen würden, die aber - wie ich bereits erwähnte -
andererseits noch gar nicht rechtlich richtig geregelt sind.

Die CDU-Fraktion ist der Meinung, diesen Gesetzent-
wurf vorerst nicht weiter zu behandeln und, soweit dann
noch notwendig, erst nach Verabschiedung der Landes-
verfassung darauf zurückzukommen.

Vizepräsident Kretschnier:

Ich erteile nun das Wort dem Abgeordneten Lietzmann
von der Fraktion der F.D.P. - Bitte.
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Abgeordneter Lietzmann (F.D.P.):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ausgangs-
punkt konstruktiver Auseinandersetzungen mit Vorlagen
und Entwürfen sollte immer Gemeinsames sein. Dies ist
bei dieser Vorlage für uns als F.D.P. nicht viel, zumin-
dest ist es offensichtlich aber die Sorge um die Wahrung
der Rechte der Bürger.

Jedoch wurde hier von den Kollegen der PDS-LL offen-
sichtlich ein falscher Ansatz gewählt; denn die Regierung
und die Verwaltung sind für die Bürger da, und soziale
Angelegenheiten gilt es in staatlichen Stellen zu regeln.
Der Bürgerbeauftragte - unsere Auffassung vorab -
schafft Mißtrauen in die Regierung, hemmt in der gegen-
wärtigen Phase die Entwicklung, und die Besetzung einer
solchen Stelle läuft gegen die Nähe des Parlaments und
der Regierung zum Bürger. Der Landtag als Souverän
sollte die Kontrolle selbst ausüben, sich nicht einschrän-
ken und keine parlamentarische Gehhilfe von der PDS-
LL in Anspruch nehmen.

Der Gesetzentwurf, der hier vorliegt, meine Damen und
Herren, schränkt - wie das auch schon meine Vorredner
formuliert haben - die Kompetenz des Petitionsausschus-
ses ein. Es sollte im Gegenteil die Rechtsgrundlage des
Petitionsausschusses selbst geregelt werden. Der grund-
sätzliche Rahmen sollte Eingang finden in die Landes-
verfassung. Und in einem gesonderten Gesetz wären
diese Aufgaben zu regeln.

Und zum weiteren ist es Aufgabe des Innenministeriums,
z. B. im Rahmen der Kommunalaufsicht tätig zu werden,
wenn es um Angelegenheiten der Bürger geht und
rechtswidrig und unzweckmäßig von entsprechenden
Stellen verfahren wird.

Die automatische Weitergabe von Petitionen der Bürger,
die an den Landtag, an den Petitionsausschuß gerichtet
sind, an den Bürgerbeauftragten ist nach unserer Rechts-
auffassung nicht zu verantworten. Wozu gibt es den
Petitionsausschuß? Die Vertraulichkeit, die in vielen
Fällen auch notwendig ist - das zeigt unsere Erfahrung -,
ist nicht gewährleistet; der Petitionsausschuß fühlt sich
aus dem Hinterhalt beobachtet von einer nach unserer
Auffassung staatsrechtlich inkompetenten Stelle, und es
besteht ganz offensichtlich die Gefahr der Parallelität der
Aufgabenbearbeitung - dies wäre unvermeidlich.

Noch einmal also: Die Formulierung von Petitionsrechten
gehört in ein Gesetz, das d ic Befugnisse, Aufgaben und
Pflichten des Landtages, der Ausschüsse und insbesonde-
re des Petitionsausschusses regelt.

Es tun sich, verehrte Kollegen, natürlich auch einige
Fragen auf, wenn man sich mit diesem Entwurf ausein-

andersetzt. Zum Beispiel: Wer kontrolliert den Bürger-
beauftragten? Was geschieht, wenn der Vollzug von
Empfehlungen - denn das ist die Kompetenz des Bürger-
beauftragten - Schäden verursacht? Wer haftet? Die
Regierung wird nach unserem Verständnis in ihrer Re-
gierungsfreiheit in unzulässiger Weise unter Druck ge-
setzt. Warum sollte der Landtag, warum sollten die Aus-
schüsse, die Abgeordneten ihre ureigensten Rechte auf-
weichen und weiterdelegieren?

Im 4 Abs. 3 wird dem Bürgerbeauftragten das Recht
eingeräumt, Sachverständigengutachten einzuholen. Da-
mit beansprucht der Bürgerbeauftragte Mitsprache- oder
Empfehlungsrechte auf allen Gebieten der Landespolitik.
Wer finanziert diese Gutachten? Denn bekanntlich ist die
Regierung verpflichtet, z. B. gemäß der Landeshaushalts-
ordnung, Gutachten einzuholen, um ihre Entscheidungen
zu treffen. Der Bürgerbeauftragte kann Gegengutachten
in Auftrag geben; denn er ist nach diesem Entwurf un-
abhängig und wird von Amts wegen tätig.

Ich komme zum Schluß, Herr Präsident. Die Kollegen
der PDS-LL haben ihre Begründung mitgeliefert, und
insofern ist auch der Denkansatz nachzuvollziehen. Es
wird unterstellt, daß Anliegen der Bürger sofort und in
der Regel Verwaltungsstreitigkeiten nach sich ziehen und
für den Bürger Kosten verursachen. Es ist nach unserer
Auffassung eine Unterstellung, daß Angelegenheiten von
Bürgern durch die Abgeordneten und die Regierung
keine Beachtung finden und die rechtmäßige Erledigung
nicht gesichert ist Die bürgerlichen Rechte haben sich
mit der Ablösung des maroden SED-Willkurregimes
deutlich erweitert; jedem Bürger steht gegen staatliche
Willkür der Rechtsweg offen.

Die F.D.P.-Fraktion beantragt die Ablehnung dieses
Entwurfes und, uns wieder den Problemen des Landes
zuzuwenden. - Ich danke Ihnen.

(Beifall, vor allein bei der F.D.P.)

Vizepräsident Kretschnier:

Es erhält nun das Wort der Abgeordnete Reuter von der
Fraktion BÜNDNIS 90.

Abgeordneter Dr. Reuter (BÜNDNIS 90):

Meine Damen und Herren! Herr Präsident! Die Durch-
setzung und Sicherung von Bürgerrechten, der Schutz
vor Behördenwillkür oder auch nur die Verhinderung
von Arroganz und Schlamperei der Bürokratie sind seit
der Entstehung der Bürger- und Bürgerrechtsbewegungen
unser Grundanliegen. Insofern ist uns das Anliegen des
vorliegenden Gesetzentwurfes verständlich und wird von
uns auch prinzipiell bejaht.
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Die dort vorgetragenen Ideen sind uns nicht neu, sie
entsprechen bis in Formulierungen hinein dem Diskus-
sionsstand, wie er von IDEE vertreten wird. Trotzdem
habe ich mit dem angebotenen Lösungsvorschlag so
meine Probleme, ich gebe es ehrlich zu.

Der Bürgerbeauftragte hat sich im deutschen Parlamenta-
rismus bisher nicht durchsetzen können. Er existiert, wie
es bereits gesagt wurde, bisher nur in Rheinland-Pfalz.
Nun hat sich auch anderes Notwendiges und Vernünfti-
ges nicht durchsetzen können. Insofern ist das noch kein
Argument, und das wird gerade von uns immer wieder
betont. Allerdings hilft auch der Verweis auf die außer-
ordentlich wichtige Einrichtung und Stellung des "Qin-
budsman" in Skandinavien und anderswo . nicht wesent-
lich weiter, weil er sich aus einer grundsätzlich anderen
demokratischen Tradition erklärt. In Schweden - wir
haben es gehört - gibt es nämlich neben ihm keinen
Petitionsausschuß.

Ich bezweifle aus meinen Erfahrungen der deutschen
Wirklichkeit, ob die angestrebte Bürgernähe durch die
von der PDS-LL angestrebte Konstruktion eines Quasi-
Beamten und einer dazugehörigen Behörde bei der deut-
schen Mentalität überhaupt zustande kommt. Die Gefahr
der Verselbständigung und Lösung vom Parlament liegt
in praxi zumindest nahe. Der positive Bericht des rhein-
land-pfälzischen Ministerpräsidenten ist auch mir be-
kannt; die jetzige Besetzung in Rheinland-Pfalz und die
Arbeitsweise dort geben allerdings Anlaß zu diesem
Hinweis. Obwohl Bürgerrechte nicht mit der ökonomi-
schen Elle gemessen werden dürfen, will ich die finan-
ziellen Konsequenzen einer solchen geforderten Institu-
tion angesichts der angespannten Haushaltslage anderer-
seits zumindest erwähnen.

Große Schwierigkeiten sehe ich weiterhin in der Prakti-
kabilität des vorgeschlagenen Modells. Aufgaben, Rechte
und Pflichten des Bürgerbeauftragten, so wie sie be-
schrieben werden, entsprechen im wesentlichen denen
des Petitionsausschusses. Wie soll hier eine sinnvolle
Abgrenzung vorgenommen werden? Die gängige Praxis
in Rheinland-Pfalz zeigt, daß die vornehmlich einver-
nehmlich regelbaren Angelegenheiten durch den Bürger-
beauftragten erledigt werden. Damit bleibt für den Peti-
tionsausschuß der undankbare Part, dem Petentcn meist
die Unlösbarkeit seines Problems zu begründen. Der
Bürger fühlt sich durch seine Abgeordneten nicht mehr
vertreten. Es wird ein durch uns nicht akzeptierbarer
Gegensatz zwischen Wähler und Gewähltem aufgebaut.
Nach meinem gegenwärtigen Erkenntnisstand plädiere
ich deshalb dafür: Stärken wir die Rolle der Abgeord-
neten als Auftragnehmer der Wähler! Betrachten wir uns
alle, meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, als
Bürgerbeauftragte, die sich der täglichen Probleme und
sozialen Nöte der Bürgerinnen und Bürger Brandenburgs

annehmen. - Danke schön.

(Beifall)

Vizepräsident Kretsehmer,

Ich erteile nun das Wort dem Innenminister, Herrn Ziel,
als Vertreter der Regierung.

Minister des Innern Ziel:

Sehr verehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Die Schaffung eines Bürgerbeauf-
tragten wird von der Landesregierung nicht für notwen-
dig erachtet.

Im einzelnen hierzu folgendes:

1. Bürgerinnen und Bürger haben zunächst einmal die
Möglichkeit, sich an die von ihnen gewählten Abgeord-
neten zu wenden. Hiervon wird auch reichlich Gebrauch
gemacht. In den Altbundesländern hat sich dies so ent-
wickelt, daß die Abgeordneten im Grunde genommen für
ihren Wahlkreis auch als Ombudsmänner oder Ombuds-
frauen tätig sind. Die Abgeordneten stellen sich hier
gern, weil sie auf diese Weise den Bürgerinnen und
Bürgern nicht nur helfen können, sondern auch die Stim-
mung vor Ort aufnehmen können. Dies ist für die politi-
sche Arbeit und die zu treffenden politischen Entschei-
dungen unverzichtbar. Eine solche Entwicklung wird sich
sicherlich mehr und mehr auch im Lande Brandenburg
vollziehen, und das ist gut so.

2. Darauf wurde schon verwiesen. Es gibt einen Peti-
tionsausschuß, der gerade für die vorgesehene Aufga-
benstellung eines Bürgerbeauftragten vorgesehen ist. Mit
diesem Ausschuß soll der Kontakt zu den Bürgern, die
mit ihren Anliegen in den Verwaltungen nicht weiter-
kommen und große Probleme haben, gewährleistet wer-
den. Diese gewollte Kontrolle im Rahmen der Gewalten-
teilung durch das Parlament gegenüber der Exekutive
sollte, ja muß unmittelbar beim Petitionsausschuß bleiben
und nicht auf ein anderes Gremium übergehen. Die An-
bindung dieser Einrichtung beim Parlament gleicht dieses
keinesfalls aus. In dem Gesetz ist zwar eine Abgrenzung
zwischen dem Bürgerbeauftragten und dem Petitionsaus-
schuß vorgesehen. Im Ergebnis werden aber die Rechte
des Petitionsausschusses zurückgefahren. Kompetenz-
streitigkeiten wären dann nicht auszuschließen.

Wir halten die Einrichtung des Bürgerbeauftragten neben
dem Petitionsausschuß für den falschen Weg. - Vielen
Dank.

(Beifall)
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Vizepräsident Kretsehmer:

Verehrte Damen und Herren Abgeordnete! Ich schließe
damit die Aussprache zum Tagesordnungspunkt 7 und
komme zur Abstimmung.

Es wird die Überweisung des Gesetzentwurfes der Frak-
tion PDS-LL, Drucksache 1/113, an den Hauptausschuß
federführend, den Rechtsausschuß und den Petitionsaus-
schuß zur Stellungnahme vorgeschlagen.

Wer dem Vorschlag zustimmen könnte, den bitte ich um
das Handzeichen. Darf ich die Schriftführer um Fest-
stellung des Ergebnisses bitten? - Wer gegen diese Über-
weisung ist, den bitte ich uni das Handzeichen. - Ich darf
fragen: Wer enthält sich der Stimme? -

Ich darf damit feststellen, daß der Gesetzentwurf mit 24
Ja-Stimmen gegen 33 Nein-Stimmen und 5 Enthaltungen
abgelehnt wurde.

Ich schließe damit den Tagesordnungspunkt 7 und rufe
auf den Tagesordnungspunkt 8:

Staatsvertrag zwischen dem Land Brandenburg und
dem Land Nordrhein-Westfalen über die Gewährung
von Personalkostenzuschüssen

Antrag
der Landesregierung auf Zustimmung zu einem Staats-
vertrag gemäß 27 Abs. 2 des Gesetzes über die vor-
läufige Sicherung der Arbeitsfähigkeit des Landtages und
der Regierung des Landes Brandenburg

Drucksache 1/108

1. Lesung

Ich eröffne damit die Aussprache zum Tagesordnungs-
punkt 8. Als erster erhält der Abgeordnete Dr. Fischer
von der CDU-Fraktion das Wort. - Als Gesetzeinbringer
hat um das Wort gebeten - ich ziehe bitte mit Nachsicht
die Begründung vor - der Herr Finanzminister; und da-
nach Herr Dr. Fischer.

Minister der Finanzen Kühbacher:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Die Landes-
regierung hat Ihnen den vom Finanzminister des Landes
Nordrhein-Westfalen, Herrn Schleuser, am 12. März und
von mir am 13. März 1991 unterzeichneten Staatsvertrag
zur Ratifizierung übersandt. Der Staatsvertrag zwischen
Brandenburg und Nordrhein-Westfalen über die Gewäh-
rung von Personalkostenzuschüssen ist ein weiterer wich-
tiger Schritt im Rahmen der zwischen unseren beiden
Bundesländern am 27. November 1990 vereinbarten

umfassenden Zusammenarbeit.

Wenn es dort heißt: Personalkostenzuschüsse für Bedien-
stete, die ihre Qualifikation und Erfahrung im bisherigen
Bundesgebiet gewonnen haben, so ist das nicht eine
Formel, die den ohnehin besserverdienenden Beratern
aus dem Westen einen noch größeren Anspruch auf
Besoldung und Vergütung verschaffen soll. Vielmehr,
diese Regelung soll den Besitzstand derjenigen Beamten,
Richter oder auch Angestellten aus den Altbundesländern
sichern, die sich entschließen, ganz in unserem Land
Brandenburg zu bleiben oder die wir hier in Brandenburg
erstmals im Öffentlichen Dienst einstellen. Es ist unstrei-
tig, die neuen Länder haben einen ungeheuer großen
Bedarf an qualifizierten Fachleuten beim Aufbau ihrer
Verwaltung auf allen Ebenen.

Deshalb haben die neuen Länder den Bund und die alten
Länder seit Monaten hart bedrängt, mehr für die perso-
nelle Verwaltungshilfe zu tun. Dazu konnte die großzü-
gige Abordnungspraxis vereinbart werden, bei der die
alten Länder ihren Bediensteten die Bezüge weiter be-
zahlen. Dies begrüßen wir, und wir werden alle Länder
beim Wort nehmen, wenn wir in den nächsten beiden
Jahren weitere personelle Hilfe benötigen.

Aber das reicht nicht. Wir brauchen qualifizierte, ver-
waltungserfahrene Frauen und Männer, die bereit sind,
Brandenburgerimten und Brandenburger zu werden, die
in unserem Land ihre berufliche und private Perspektive
sehen. Wir brauchen junge Leute, denen wir nach ihrer
Ausbildung im alten Bundesgebiet zu Beginn ihrer Lauf-
bahn den Einstieg in den Öffentlichen Dienst hier er-
möglichen. Und wir brauchen Fachleute, die Erfahrungen
in der freien Wirtschaft oder anderswo gesammelt haben
und die jetzt bereit sind, mit uns gemeinsam zu arbeiten,
um die Verwaltungsstrukturen qualifiziert und breit ange-
legt aufzubauen.

Nun erlaubt das uns hier geltende Besoldungs- und Ta-
rifrecht nicht, Gehälter zu zahlen, wie sie bei vergleich-
barer Tätigkeit im alten Bundesgebiet möglich sind. Sie
alle kennen die Zwangssituation, Abschläge auf die
Tarifabschlüsse des Öffentlichen Dienstes im alten Bun-
desgebiet hinzunehmen, wie es zuletzt ja auch im Tarif-
vertrag des Öffentlichen Dienstes mit 60 %, bezogen auf
den gesamtgeltenden Tarif, wiederzu finden war. Dies
war für uns der Anlaß und die Idee für diesen Staatsver-
trag.

Daß wir so an unserer bilateralen Besserstellung festge-
halten haben, mag einer der Gründe dafür sein, daß sich
alle Länder am 28. Februar 1991 in der Ministerpräsi-
dentenkonferenz darauf verständigt haben, daß die alten
Länder ihren jeweiligen Beamten, Richtern und Ange-
stellten bis Ende 1992 den Besitzstand, das heißt ihre
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jeweiligen Bezüge, garantieren, auch wenn sie sich in die
neuen Länder versetzen lassen, das heißt, einen Arbeitge-
berwechsel durchführen. Dies hat dann die Lasten gleich-
mäßiger verteilt.

Aber wir waren uns mit Nordrhein-Westfalen darin einig,
daß es nicht ausreicht, nur diejenigen abzusichern, die
bisher schon im Öffentlichen Dienst waren. Deshalb
haben wir zusätzlich zum Beschluß der Ministerpräsiden-
ten in diesem Staatsvertrag vereinbart, daß er auch die
anderen eingangs beschriebenen Fälle deckt, nämlich die,
die wir zusätzlich neu einstellen, die hier im Land Bran-
denburg erstmals in den Öffentlichen Dienst eintreten.
Deshalb konnten wir den endgültigen Text des Staalsver-
trages auch erst nach dem Beschluß der Ministerpräsi-
denten ausformulieren.

Wir können jetzt noch nicht einschätzen, für wie viele
Einzelpersonen dieser Staatsvertrag im Laufe der näch-
sten Zeit Anwendung finden kann. NRW geht bei seiner
Haushaltdiskussion davon aus, daß ungefähr 6 Millionen
DM für Personalkostenerstattungen für nach Brandenburg
versetzte und von Brandenburg neu gewonnene öffentli-
che Bedienstete aufzuwenden sind. Dabei ist wichtig: Es
geht um Beamte, Richter und Angestellte des Landes
Brandenburg. Das bedeutet, allein das Land Brandenburg
wählt aus und entscheidet, wer nach hier versetzt wird
bzw. wer neu in den Öffentlichen Dienst eingestellt wird.
Das heißt, es entsteht kein rechtlich relevantes Verhältnis
zwischen den einzelnen Personen und dem Land Nord-
rhein-Westfalen, sondern das Land Nordrhein-Westfalen
entlastet uns lediglich durch Zuschüsse aus seinem Lan-
deshaushalt zu unserem Landeshaushalt.

Und ein weiterer wichtiger Gesichtspunkt: Mit nicht
verbrauchten Mitteln können solche brandenburgischen
Landesbediensteten gefördert werden, die zeitweilig in
nordrhein-westfälischen Dienststellen zum Zwecke der
Qualifzierung eingesetzt werden. So zum Beispiel wer-
den wir junge Juristen - und haben dies schon getan -
einstellen und für eine 18monatige Ausbildung in das
Land Nordrhein-Westfalen, zum Beispiel in die Steuer-
verwaltung, zur Einarbeitung versetzen, um sie anschlie-
ßend wieder hierher zurückzubekommen.

Meine Damen und Herren! Ein weiterer Punkt: Die Be-
diensteten aus kommunalen Körperschaften des Landes
Nordrhein-Westfalen sollen ebenfalls bei dem Land
Brandenburg oder bei dessen Kommunen vorübergehend
beschäftigt werden, und auch dafür sieht der Landes-
haushalt von NRW 31 Millionen DM als Kostenerstat-
tung des Landes NRW an seine Kommunen vor. Wir
wollen also auf die Experten auf Zeit nicht nur bauen,
sondern wir wollen eigene Strukturen mit eigenem Per-
sonal bilden. Und dieser Staatsvertrag hift uns ein erheb-
liches Stück weiter.

Deshalb ist die Landesregierung daran interessiert, diesen
Staatsvertrag so rasch wie möglich in Kraft zu setzen,
und bittet Sie, die 2. Lesung noch in dieser Woche
durchzuführen. Ich hoffe, wir überfordern Sie nicht da-
mit. Ich habe ja mit Freude gesehen, daß Sie nach
Schluß dieses Parlamentstages den Hauptausschuß zur
Behandlung dieses Themas bereits eingeladen haben. Ich
denke, Sie können uns auf diesem Wege folgen.

(Vereinzelt Beifall)

Präsident Dr. Knoblich:

Ich erteile das Wort, wie schon angekündigt, dem Abge-
ordneten Dr. Fischer von der Fraktion CDU.

Abgeordneter Dr. Fischer (CDU):

Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Der Ruf
vom Herbst 1989 "Wir sind ein Volk!" hat uns die deut-
sche Einheit gebracht. Fünf Monate nach dem Vollzug
der Einheit Deutschlands gewinnt dieser Ruf wieder
Aktualität, weil viele Menschen in den neuen Bundes-
ländern immer nachdrücklicher die Frage stellen: Sind
wir wirklich ein Volk? Unsere Fraktion betrachtet den
uns vorgelegten Antrag der Landesregierung zu einem
Staatsvertrag über die Gewährung von Personalkostenzu-
schüssen bei personeller Amtshilfe durch das Land Nord-
rhein-Westfalen an unser Land als eine positive Antwort
auf diese berechtigte Frage. Uns allen ist klar, der Auf-
bau einer effektiv arbeitenden Landesverwaltung, die
Schaffung von Rechtsorganen entsprechend der Grundge-
setzforderung, daß alle Bundesbürger vor dem Gesetz
gleich sind, die Einrichtung von Sozialämtern und den
vielen anderen Behörden zur Wahrung der Rechte unse-
rer Bürger sind einfach nicht realisierbar ohne die Hilfe
aus den Altbundesländern. Unsere Fraktion möchte daher
all denen, die Amtshilfe geleistet haben und uns weiter-
hin leisten wollen, dafür ganz herzlich danken und
nimmt die Bereitschaft des Bundeslandes Nordrhein-
Westfalen, in diesem Zusammenhang Pcrsonalkostenzu-
schüsse zu gewähren, dankbar entgegen.

Grundlage für diesen Staatsvertrag ist das zwischen den
Ländern Brandenburg und Nordrhein-Westfalen getroffe-
ne Regierungsabkommen über umfassende Zusammen-
arbeit vom 27. November vorigen Jahres. Zum anderen
soll er den Beschluß des Ministerpräsidenten vom 28.
Februar 1991 über die Verwaltungshilfe für die neuen
Länder und deren Finanzierung ergänzen.

Zweifelsohne ist eine solche Regelung dringend notwen-
dig und sinnvoll. Auch meine Fraktion ist dem Land
Nordrhein-Westfalen sehr dankbar für die Bereitschaft
zur personellen wie auch finanziellen Hilfe im neuen
Bundesland Brandenburg. Dennoch können wir mit der
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Form, wie die Landesregierungen in Brandenburg und
Nordrhein-Westfalen diesen Staatsvertrag festschreiben
wollen, nicht einverstanden sein. Einerseits spricht der
Vertrag ganz allgemein von Qualifikationen und Erfah-
rungen, die die entsprechenden Bewerber in den Altbun-
desländern erworben haben. Exakte Eignungskriterien für
die Übernahme von Aufgaben in unserem Land werden
aber nicht definiert. Damit im. Zusammenhang steht
andererseits, daß dem Land Brandenburg die alleinige
Zuständigkeit zur Einstellung dieser Bewerber obliegt
und keine Kontrollinstanz des entsendenden Landes
Nordrhein-Westfalen vorgesehen ist, die die eben gefor-
derte Eignung der Bewerber überprüfen muß. Ohne solch
eine nordrhein-westfälische Kontrolleinrichtung kann.dcr
Staatsvertrag nämlich zum Blankoscheck für die Ein-
stellung von Beamten aus den Altbundesländern werden,
deren Eignung nur einseitig vom Anforderer und nicht
nach objektiven Kriterien festgestellt wurde.

Wir fordern daher: Der betreffende Bewerber muß in
überprüfbarer Form die Anforderungen erfüllen, die im
Land Nordrhein-Westfalen für eine entsprechende Ein-
stellung gelten.

Unsere Fraktion sieht in dem vorgesehenen Abkommen
zwischen unseren beiden Ländern nicht allein die Mög-
lichkeit, Beamte aus dem Altbundesland Nordrhein-West-
falen für den Aufbau der Landesregierung in Branden-
burg zu gewinnen; wir möchten auch die Kommunal-
verwaltungen und Landratsämter unseres Landes zum
Ersuchen nach Amtshilfe aus dem Partnerland Nord-
rhein-Westfalen auffordern. Dabei sollten sie von ihrer
souveränen Rechtsstellung als kommunale Selbstverwal-
tungsorgane Gebrauch machen und geeignete Beamte in
freier Entscheidung zu gewinnen suchen.

Meine Damen und Herren! Die Fraktion der CDU sieht
in dem vorgelegten Staatsvertrag zweifelsohne einen
unverzichtbaren Solidarbeitrag des Bundeslandes Nord-
rhein-Westfalen zum Aufbau von Verwaltung und Justiz
in unserem Land. Sie empfiehlt daher die Überweisung
des Antrages an den Hauptausschuß. Dort muß ausrei-
chend Zeit und Gelegenheit sein, um die genannten
Fragen zu besprechen. Dasselbe gilt für die Diskussion
der Beschlußempfehlung des Hauptausschusses in der
Fraktion. Deshalb bittet unsere Fraktion den Landtag um
Verständnis dafür, daß wir einem Abweichen von der
Geschäftsordnung mit dein Ziel, die Verabschiedung
dieses Antrages zu beschleunigen, dessen Zustandekom-
men nach dem eingangs angesprochenen Regierungs-
abkommen seit einem Vierteljahr möglich gewesen wäre,
nicht zustimmen können. - Ich danke für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall, vor allem bei der CDU)

Vizepräsident Kretschiner:

Ich erteile nun das Wort der Abgeordneten Frau Dett-
mann von der Fraktion der SPD. Bitte.

Abgeordnete Dettmann (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Staats-
vertrag zwischen dem Land Brandenburg und dem Land
Nordrhein-Westfalen über die Gewährung von Personal-
kostenzuschüssen bezieht sich auf das Abkommen der
Regierung des Landes Brandenburg und der Regierung
des Landes Nordrhein-Westfalen über umfassende Zu-
sammenarbeit vom 27. Novembere1990 sowie auf den
Beschluß der Ministerpräsidentenkonferenz vom 28.
Februar 1991, wie Herr Kühbacher schon ausgeführt hat.

Das Ziel des Vertrages besteht darin, einen raschen Auf-
bau der rechtsstaatlichen Verwaltung und der Justiz im
Land Brandenburg zu fördern.

Das Land Nordrhein-Westfalen leistet dem Land Bran-
denburg bereits umfangreiche Hilfe im Rahmen der
vorübergehenden Entsendung von Beamten und Bedien-
steten.

Der vorliegende Staatsvertrag enthält darüber hinaus
Vereinbarungen, die in den Punkten 2 und 3 der Mini-
sterpräsidentenkonferenz empfohlen worden sind. Diese
Vereinbarungen sollen nämlich einerseits über die Artikel
1 und 4 bewirken, daß im Land Brandenburg qualifi-
zierte Bedienstete aus den Altbundesländern ansässig
werden und nicht - wie das von meinem Vorredner ver-
langt wurde - ausschließlich aus Nordrhein-Westfalen
oder ausschließlich zu den Bedingungen, die in Nord-
rhein-Westfalen herrschen, sondern zu den Bedingungen,
die hier im Lande Brandenburg an die Bediensteten
gestellt werden.

Andererseits wird über den Artikel 4 für den Aufenthalt
brandenburgischer Bediensteter zur praktischen Weiter-
führung in Nordrhein-Westfalen die finanzielle Beglei-
tung gewährleistet.

Nicht nur das Land Brandenburg erfährt personelle Un-
terstützung - Herr Dr. Fischer -, sondern auch die kom-
munalen Körperschaften. Das ist in diesem Vertrag so
festgelegt. Also auch die Kreise und größeren Kommu-
nen können durchaus auf die Unterstützung hier zurück-
greifen. Das entspricht dem Artikel 5.

Insgesamt ermöglicht dieser Vertrag die Fortführung und
Erweiterung der bisher geleisteten personellen Hilfen
zum Aufbau von Justiz und Verwaltung. Wir nehmen
diese Hilfe dankbar an und wissen dabei, daß es jedoch
auch entscheidend auf unsere eigene Arbeit ankommt,
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wenn wir zügig die Verwaltung im Land und in den
Kommunen aufbauen und langfristig die Verwaltungen
zum Wohle der Brandenburger Bürger führen wollen.
Deshalb legen wir besonderen Wert darauf, alle Mög-
lichkeiten der Qualifizierung von Bediensteten des Lan-
des Brandenburg auszuschöpfen. Wir bitten die Regie-
rung, in dieser Richtung weiterreichende Vereinbarungen
mit den Altbundesländern zu treffen.

Wir stellen uns auch darauf ein, daß die personelle Un-
terstützung aus den Altbundesländern im wesentlichen
nur zeitlich begrenzt sein wird. Deshalb sprechen wir als
SPD-Fraktion gegenüber der Regierung wiederholt die
Erwartung aus, daß bereits jetzt bei den Stellenbesetzun-
gen in den Ministerien und Landesbehörden eine gesunde
Proportion von Personal aus den Altländern und aus
Brandenburg selbst angestrebt wird. Die Zusammenset-
zung sollte so gewählt werden, daß geeignete Branden-
burger Bedienstete in leitende Positionen aufrücken kön-
nen. Es ist dafür zu sorgen, daß diese Bediensteten so
vielseitig ausgebildet werden, daß sie auch in der Lage
sind, in anderen Bundesländern vergleichbare Tätigkeiten
auszuführen.

Weiterhin erinnern wir die Regierung daran, daß für die
Berater und die Landesbediensteten geeigneter Wohn-
raum zur Verfügung gestellt werden sollte. Wenn wir
erwarten, daß unter diesen schwierigen Bedingungen die
Berater hier mit Engagement tätig sein sollen, dann
müssen wir auch wirklich die Wohnbedingungen dafür
schaffen.

Die SPD-Fraktion stimmt dem Antrag der Regierung mit
der Hoffnung auf baldige Ratifizierung zu. Wir beantra-
gen die Überweisung an den Hauptausschuß. - Ich danke
Ihnen.

(Beifall)

Vizepräsident Kretschmer:

Ich erteile nun das Wort Herrn Prof. Dr. Bisky von der
Fraktion PDS-LL.

Abgeordneter Prof. Dr. Bisky (PDS-LL):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Eigentlich
wollte ich die Redezeit einsparen, aber icb fürchte, daß
Herr Ziel zum sechsten, siebenten oder achten Mal redet,
und, bitte, Herr Minister, fünfmal an einem Tag halte ich
für ausreichend. Nehmen Sie es mir nicht übel.

Zum zweiten habe ich aus der Debatte heute eine Er-
kenntnis gewonnen, die mich nachdenklich stimmt: Bei
allen Vorschlägen, die wir machen - da können Sie ja
auch völlig anderer Auffassung sein -, besteht kein

Handlungsbedarf, aber Personalkostenzuschüsse für nord-
rhein-westfälische Beamte - dort sehen Sie einen ganz
akuten Handlungsbedarf. Und deshalb muß ich feststel-
len, daß das der Kürze halber von mir Brieftaschenfüll-
gesetz genannte Anliegen zu sehr schnellen Handlungen
treibt.

Um Mißverständnissen vorzubeugen, möchte ich von
vornherein sagen: Wir sind nicht gegen Zusammenarbeit
mit Nordrhein-Westfalen oder gegen die Einführung von
nordrhein-westfälischen Beamten.

Wo - so möchte ich jedoch fragen - erfahren wir im Text
etwas über die ausreichende Zahl? Sind es 5 %, sind es
50 %, sind es 90 % oder mehr? Davon steht im Text
nichts.

Ich will dazu sagen, daß der Artikel 1 Abs. 2 regelt, daß
Nordrhein-Westfalen für Beamte und Richter, die in
Brandenburg eingesetzt werden, ausreichend zahlt. Arti-
kel 2 regelt dann sehr bestimmt: Falls noch Mittel übrig-
bleiben sollten, können diese dann verwandt werden auch
für - ich zitiere - die Bediensteten "des Landes Branden-
burg bei vorübergehender Verwendung bei Dienststellen
des Landes NRW zum Zwecke weiterer Qualifikation".
Der Rest bleibt den Ossis, falls ein Rest bleibt.

Artikel 5 sieht dann zusätzlich vor, noch die vorüberge-
hende Gewinnung von Mitarbeitern aus den kommunalen
Körperschaften des Landes Nordrhein-Westfalen durch
die befristete Zahlung von Personalkostenzuschüssen zu
regeln. Über die Zahlen erfahren wir erneut nichts.

Damit das nicht von kurzfristiger Dauer ist, soll, so
Artikel 6 Abs. 3, der Staatsvertrag über den 31. Dezem-
ber 1992 hinaus stillschweigend uni jeweils ein Jahr
verlängert werden, sobald er nicht gekündigt wird. Dieser
letzte Satz ist nach unserem Dafürhalten nur ersatzlos zu
streichen.

Keineswegs können wir der dem Vertrag unterlegten
Logik folgen: Beamte aus den Altbundesländern werden
die Brandenburger Staatsangelegenheiten schon in den
Griff bekommen. Die Folgen einer falschen Vereini-
gungspolitik sind heute doch für jedermann sichtbar. Und
da kann ich der naiven Hoffnung, Bedienstete - um den
Gesetzestext zu zitieren - aus Nordrhein-Westfalen wer-
den die Sache schon regeln, nicht mehr ganz so naiv
folgen. Wir kennen inzwischen Beamte aus Nordrhein-
Westfalen, die wir schätzen gelernt haben. Wir kennen
auch solche, deren Kompetenz behauptet, aber noch nicht
so recht sichtbar war, und wir kennen welche, die durch
überhebliches Auftreten die Stimmung im Land auch
negativ beeinflussen. Was ihnen in der Regel fehlt - und
das ist kein Vorwurf -, ist die Kenntnis der Menschen,
der historisch gewachsenen Verhältnisse in Brandenburg.
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Die Einfuhr von "Bediensteten", um wieder der Sprache
des Gesetzestextes zu folgen, ist kein Patentrezept. Eine
Kompetenz an sich gibt es nicht.

Wir erwarten von der Landesregierung eine Personalpo-
litik, die die vielen motivierten, qualifikationsbereiten
und qualifikationsfähigen ehemaligen Verwaltungsmit-
arbeiter sowie andere Brandenburger nicht auf Dauer in
die Warteschleifen abschiebt. Wir möchten die Regierung
ermuntern: Steilen Sie mehr Brandenburger ein. Die
notwendige Qualifizierung sollte vorrangig hier erfolgen.
Die im Gesetz vorgesehenen Personalkostenzuschüsse
vertiefen - das ist ein begleitender Effekt - die soziale
Spaltung zwischen Ost- und Westdeutschen.

Der von uns vorgeschlagene Weg, viel mehr Branden-
burgerinnen in die Verwaltungen - und sie begleitend
qualifizieren -, hätte darüber hinaus den zusätzlichen
Effekt, wenigstens etwas zum Abbau der hohen Arbeits-
losigkeit beizutragen.

Begrenzung der Zahl der aus Nordrhein-Westfalen anzu-
stellenden Beamten und eine regelhafte Befristung ihrer
Tätigkeit auf zwei bis drei Jahre halten wir hinsichtlich
der Qualifizierung des vorliegenden Gesetzestextes für
zweckmäßig, und ebenso für ein Signal für Brandenbur-
ger Fachleute, daß man sie doch noch gebrauchen kann
und sie im Lande verbleiben sollten. Anstelle einseitiger
Personaleinfuhren unterstützen wir eine Politik des aus-
geglichenen Personalaustausches. Wir schlagen die Über-
weisung an den Hauptausschuß vor.

(Beifall bei der PDS-LL, vereinzelt bei der CDU)

Vizepräsident Kretschmer:

Ich erteile nun dem Abgeordneten Siebert von der Frak-
tion der F.D.P. das Wort.

Abgeordneter Siebert (F.D.P.):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es war sehr
zeitig erkennbar, daß der Aufbau von leistungsfähigen
Verwaltungen den Einsatz erfahrener und qualifizierter
Beamter und Angestellter des Öffentlichen Dienstes aus
den Altbundesländern erfordert. Dieses Erfordernis resul-
tiert aus mehreren Gründen.

Die grundlegenden Prinzipien des Staatsaufbaus - näm-
lich Föderalismus und kommunale Selbstverwaltung -
stellen qualitativ völlig neue Anforderungen an die Tä-
tigkeit der Verwaltungen. Sowohl Struktur als auch Ar-
beitsinhalte müssen völlig neu konzipiert werden. Die
Fülle der täglich zu lösenden Probleme läßt es nicht zu,
die Arbeit an entsprechenden Verwaltungsaufgaben erst
nach Einarbeitung, Schulung, Studium etc. aufzunehmen,

und die von Verwaltungen geforderte sichere und fehler-
freie Handhabung von umfangreichen neuen Gesetzes
und Regelungswerken setzt Kenntnisse und Erfahrungen
voraus, die sich bei uns niemand erwerben konmite.

Der zeitweilige Einsatz erfahrenen Verwaltungspersonals
wird nicht nur Bürgern, Wirtschaftsunternehmen und
Institutionen zugute kommen, sondern es ergibt sich
gleichzeitig für unsere Angestellten die Möglichkeit, sich
im Prozeß der täglichen Zusammenarbeit selbst Fähig-
keiten anzueignen.

Nach unserer Auffassung, die ich im übrigen auch in der
gemeinsamen Sitzung der Hauptausschüsse von Branden-
burg und Nordrhein-Westfalen vertreten habe, sollten vor
allem Kreis- und kommunale Verwaltungen unterstützt
werden. Es wurde dazu schon einmal treffend angemerkt:
Häuptlinge haben wir nun genug - jetzt brauchen wir
Indianer.

Großen Bedarf sehen wir in Hauptämtern, Rechnungs-
ämtern, Bauämtern, Liegenschaftsämtern und natürlich
im Bereich der Justiz. Gerade in diesen Bereichen müs-
sen Voraussetzungen geschaffen werden, die für den
angestrebten wirtschaftlichen Aufschwung unabdingbar
sind.

Es ist mir nicht unbekannt, daß der Einsatz sogenannter
Westberater auch auf Ablehnung stößt - das war ja gera-
de zu vernehmen. Ich halte es für völlig unsinnig, von
Überfremdung zu reden. Wir brauchen diese Unterstüt-
zung dringend und sollten dabei nicht vergessen, daß
diese Beamten freiwillig zusätzliche Belastungen auf sich
nehmen, von Familie und gewohntem Komfort getrennt
sind.

(Allgemeiner Beifall)

Für uns ist sehr wichtig, daß diese Verwaltungshilfe
keine Einbahnstraße wird. Wir regen deshalb bei der
Landesregierung an, in Abstimmung mit der Landesre-
gierung in Düsseldorf einen möglichst breit angelegten
Austausch zu organisieren. Brandenburger Kommunalbe-
dienstete sollen so die Möglichkeit erhalten, in Verwal-
tungen der nordrhein-westfälischen Kommunen Kennt-
nisse und Erfahrungen in der praktischen Tätigkeit zu
erwerben. Das sichert uns mittelfristig die Erfüllung
unserer Aufgaben mit eigenem Personal.

Die F.D.P.-Fraktion begrüßt den Staatsvertrag über die
Gewährung von Personalkostenzuschüssen ausdrücklich.
Gegenseitige Hilfe im Rahmen des Föderalismus gründet
sich auf partnerschaftliche Beziehungen und stellt die
sinnvolle Alternative zur Abhängigkeit insbesondere der
neuen Länder vom Bund dar.
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Der Inhalt des Staatsvertrages verfolgt auch nicht das
Ziel, nordrhein-westfälische Verhältnisse nach Branden-
burg zu transportieren. Die Personalkostenzuschüsse
werden nicht nur für die Vergütung von nordrhein-west-
fälischen Beamten gewährt, sondern für alle vom Land
Brandenburg beschäftigten Beamten - unabhängig, aus
welchem Altbundesland sie kommen.

Positiv werten wir ebenfalls die Bestimmung, daß den
kommunalen Körperschaften, die durch Entsendung von
Kommunalbediensteten Verwaltungshilfe leisten, ent-
sprechende Kostenzuschüsse durch das Land zur Ver-
fügung gestellt werden.

Wir beantragen die Überweisung an den Hauptausschuß.

(Allgemeiner Beifall)

Vizepräsident Kretsehmer:

Das Wort erhält nun der Abgeordnete Nooke von der
Fraktion BÜNDNIS 90. Bitte, Herr Nooke.

Abgeordneter Nooke (BÜNDNIS 90):

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist
der dritte Staatsvertrag innerhalb eines Jahres, den ich in
einem Parlament zu verabschieden habe, und Staatsver-
träge haben so ihr Problem - für die Parlamente zumin-
dest.

Wenn ich mir anschaue, daß dort im 4 "Beitrittsgebiet"
formuliert ist, dann weiß ich auch, wo der wieder einmal
geschrieben worden ist.

Wenn ich hier lese, daß es Probleme geben könnte mit
solchen Begriffen wie Aufwandsentschädigung oder
Freifahrten, weiß ich auch, was sich für Summen da-
hinter verbergen. Dreimal hin- und herfliegen, ein paar
tausend Mark Aufwandsentschädigung - das ist natürlich
ein Problem für die, die hier ihre Arbeit als Brandenbur-
ger in Brandenburg tun. Und trotzdem muß ich es noch
einmal ganz deutlich sagen: Wer meint, wir brauchten
die nicht - Herr Bisky dem muß ich sagen: Das stimmt
doch nicht.

Wir kommen doch nicht hin in den Liegenschaftsämtern,
und Sie wissen doch, wie sie früher organisiert waren.
Das waren die einzigen, die keine verzeichneten Karten
hatten. Wer sitzt denn dort eigentlich? Wer durfte denn
diese Karten einsehen? Wer soll denn diese Arbeit jetzt
für uns vertrauensvoll machen? Da werden wir doch
wohl an Grundbuchrichtern oder an Beamten in Liegen-
schaftsämtern nicht vorbeikommen. Und deshalb sollten
wir hier wirklich nicht die Polemik an der Stelle hoch-
ziehen, als wäre das bloß die Präferenz Für Arbeitskräfte

von außerhalb und nicht letztlich eine Arbeit und ein
Staatsvertrag für Brandenburg. Und deswegen würde ich
noch einmal ganz deutlich betonen: Darum können wir
als Fraktion BÜNDNIS 90 hier grundsätzlich begrüßen,
daß es einen Staatsvertrag gibt. Es ist ja kein Staatsver-
trag, der versucht, alles zu regeln - wie der Einigungs-
vertrag. Man kamt sagen, Gott sei Dank, und man kann
jetzt auch kritisieren, daß es hier nur um die finanziellen
Dinge geht Es wäre schön, wenn noch einiges mehr
geregelt würde. Und darüber wäre wohl bei einigen
anderen Staatsverträgen auch noch zu reden. Aber ich
sehe natürlich ein: Politik ohne Geld macht sich sehr
schlecht. Und die meisten Leute wollen es natürlich auch
irgendwann einmal genau wissen. Von daher akzeptiere
ich auch den Zeitdruck, der hier besteht.

Das Land Brandenburg stellt diese Menschen ein. Sie
werden von Nordrhein-Westfalen freigestellt, und letzt-
lich haben wir auch das Recht, hier noch auszuwählen.
Zumindest ist nicht jeder, der in Nordrhein-Westfalen
freigestellt wird, schon Angestellter im Land Branden-
burg. Das sollte auch noch einmal ganz deutlich gesagt
werden, ohne denjenigen, die hier ihre Arbeit leisten
und auch viel an ungewohnter Mühsal - weil man halt
schon ein Stückchen weiter ist in allem, woran man sich
so schön gewöhnen kann, wenn man so einen Wohlstand
wie in Nordrhein-Westfalen beispielsweise hat - auf sich
nehmen, zu nahe zu treten. Die Leute, die dies auf sich
nehmen, um uns zu helfen, dürfen meines Erachtens
nicht den Eindruck bekommen, daß wir das nicht aner-
kennen und nicht auch wirklich wollen. Das sollten die
verschiedenen Fraktionen in diesem Parlament auch
wirklich deutlich ausdrücken.

Natürlich gibt es verschiedene Berater, genauso, wie es
verschiedene Menschen gibt. Die besten Berater sind
natürlich die, die sich überflüssig machen. Die beste
Hilfe ist die Hilfe zur Selbsthilfe. Und so muß das Gan-
ze auch angelegt sein, daß es über diese Hilfe aus Nord-
rhein-Westfalen in Brandenburg hinaus einen echten
Austausch gibt, daß wir mit jungen Leuten und vielleicht
auch mit älteren, die wir nach Nordrhein-Westfalen
schicken, ein Bildungsprogramm für Verwaltungsleute
aus Brandenburg damit verbinden und nicht nur die
finanzielle Besoldung nordrhein-westfälischer Beamter
regeln wollen. Es wäre der Wunsch, alsbald zu regeln, in
welcher Größenordnung das stattfinden könnte und wie
man herangehen sollte. Letztlich geht es natürlich dar-
um, daß wir in Brandenburg unsere eigene Arbeit quali-
fiziert und vernünftig organisieren lernen.

Was ich nicht ganz verstehe, ist die Ablehnung dieser
Zusammenarbeit mit Nordrhein-Westfalen von seiten der
CDU, wenn also einfach so getan wird, als würde der
politische Einfluß hier zu groß werden.
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Wenn ich mir so die Kisten, die hier vom Landtag aus
Düsseldorf, von der CDU-Fraktion auf dem Flur stehen,
adressiert an die CDU-Fraktion im Landtag Brandenburg,
ansehe, dann klappt doch diese Zusammenarbeit auch
ganz gut. Und wenn ich mir ansehe, wie die Parlamente
soeben entschieden haben, dann scheint das doch auch
ganz gut zu gehen. Ich habe dagegen nichts, das ist Ihr
Problem oder das Problem der Bürgerinnen und Bürger
in Nordrhein-Westfalen und in Brandenburg, denn die
bezahlen ja letztlich für Ihre Fraktion in Nordrhein-West-
falen auch die Steuern. Darüber kamt man sich natürlich
streiten, ob das überhaupt geht. Aber ich bin der Mei-
nung, wenn es so weit geht, daß Ihr Fraktionsvorsitzen-
der in NRW sagen kann, hier in Brandenburg herrsche
ein demokratiefreier Raum, dann sind wir wohl an einer
Stelle, wo es etwas unschön wird, und dagegen sollten
Sie sich auch einmal klar äußern. Sonst habe ich tlen
Eindruck, daß wir hier im Parlament nicht mehr das
gleiche wollen und irgendwie den Rechtsstaat etwas
verkennen. - Danke schön.

(Beifall)

Vizepräsident Kretsehmer:

In großzügiger Auslegung des Rederechts der Regierung
bitte ich, daß zum Abschluß noch einmal Herr Kühba-
eher einige Dinge in zwei Minuten zusammenfaßt.

Minister der Finanzen Kühbacher:

Herr Präsident! Ich bedanke mich ausdrücklich, weil der
sehr skeptische Beitrag von Herrn Prof. Bisky mich noch
einmal reizt. Herr Prof. Bisky, wir versuchen ja, qualifi-
zierte Leute zu bekommen, um zum Teil Trümmer weg-
zuräumen. Und wer die Trümmer verursacht hat - das
können Sie den Nordrhein-Westfalen nun bestimmt nicht
vorwerfen, das wissen Sie besser.

Von daher, denke ich, muß man einmal darüber reden:
Was ist denn hier insgesamt überhaupt machbar? Ich
habe vorhin die Zahl von 6 Millionen genannt, die im
Haushalt des Landes NRW steht. Wenn Sie das einmal
umrechnen, dann bedeutet das, daß es maximal 200
Personen sein können. 200 Personen auf eine Landesver-
waltung - Sie haben selbst den Landeshaushalt beschlos-
sen - mit über 85 000 Beschäftigten. Von Überfremdung
an der Stelle sollten nicht einmal Sie reden. Ich hatte die
Angst bemerkt. Die Sorge höre ich bei Ihnen, und ich
höre die Sorge auch aus einer anderen Ecke dieses Hau-
ses, die Überfremdung mit NRW-Beamten betreffend.

Ich will erst einmal versuchen, das allein an meiner
Verwaltung zu erklären. Wir sind gezwungen, in der
Finanzverwaltung - weil der größte Teil der Steuern, die
wir einnehmen, Bundessteuern sind - für ein reibungs-

loses Aufkommen der Steuern geradezustehen.

Für 21 Finanzämter haben wir die Finanzamtsleiter aus
NRW ausgeliehen. Sie werden hier nicht auf Dauer
bleiben. Den einen oder anderen hoffe ich zu einem
Brandenburger oder zu einer Brandenburgerin machen zu
können, je früher, desto besser. Dann habe ich sie am
Wickel, indem sie versetzt werden. Ich befürchte, es
wird mir wahrscheinlich bei den 21 nur bei etwa 5 Leu-
ten gelingen. Aber das ist alle Mühe wert. Die anderen
gehen nach zwei, drei Jahren wieder, wenn sie es denn
so lange aushalten. Bis dahin ist aber niemand da. Bei
allem Respekt - bei den gleichen;Auswahlkriterien für
Finanzamtsleiter ist in dieser Zeit hier niemand nach-
gewachsen; denn normalerweise muß ein Finanzamts-
leiter 10 Jahre Berufserfahrung in einem komplizierten
Steuerrecht haben und dann eine 18monatige Einfüh-
rungszeit zur Befähigung, ein Amt mit 200 Mitarbeitern
zu leiten. Das sind hochsensible Mitarbeiter, Steuerbera-
ter, Betriebsprüfer, Leute, die Ihnen in Ihr Portemonnaie
sehen und dann noch ganz loyal arbeiten sollen. Die
sollen da geleitet werden. Deshalb ist es so kompliziert.

Ich denke, das macht deutlich, daß wir von Überfrem-
dung, von Fremdbestimmung überhaupt nicht ausgehen
können. Wir werden im Land Brandenburg in meinem
Ressort rund 4 000 Beschäftigte haben. Wir stellen gera-
de 300 junge Beamtenanwärter ein. Darauf bin ich ganz
stolz. Und das werden wir Jahr um Jahr tun. Wir bilden
Überbedarf aus, weil ich befürchte, daß die brandenbur-
gischen Steuerberater uns die jungen Leute anschließend
wieder abwerben werden. Wir werden das sehen. Wenn
es hoch kommt, werden wir 200 Beschäftigte - das sind
nicht einmal 5 % - aus fremden Verwaltungen dazu
anwerben. Von daher, denke ich, können Sie die Sorgfalt
erkennen, mit der wir an die Personalauswahl gehen.

Damit es Ihnen am Ende vielleicht einen ruhigen Schlaf
bringt: Ich habe in der gesamten Staatsbauverwaltung des
Landes Brandenburg im Moment 5 oder 7 vorübergehend
tätige Leiter. Alle übrigen Mitarbeiter kommen aus Bran-
denburg. Und damit es Sie ganz besonders beruhigt: Sie
kommen aus der Militärbauverwaltung der alten DDR,
also aus der alten NVA. Ich habe überhaupt keine Pro-
bleme, mit denen umzugehen. - Schönen Dank!

(Beifall, vor allem bei SPD und CDU)

Vizepräsident Kretsehmer:

Herr Minister, würden Sie eine Frage noch zulassen,
obwohl ich die Zeit schon zugegeben habe? Ich denke,
auch nach fortgeschrittenem Zeitfonds war das eine
Aufmunterung, die wir hier gehört haben. In der Hoff-
nung, daß alle Minister nach ähnlichen Konzeptionen
verfahren, waren es aufmunternde Worte.
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Bitte, Herr Bisky! Lassen Sie die Zusatzfrage zu, Herr
Minister?

(Minister der Finanzen Kühbacher: Es macht mir
immer eine besondere Freude mit dem Professor!)

(Heiterkeit)

Abgeordneter Prof. Dr. Bisky (PDS-LL):

Meine Frage hängt nur damit zusammen, daß die Mini-
ster ja häufiger reden können, und Parlamentarier sollten
auch das Recht haben, Minister zu befragen, wenn Mini-
ster Parlamentarier kommentieren können.

Herr Minister, würden Sie bitte zur Kenntnis nehmen,
daß ich nicht von Überfremdung gesprochen habe?

Eine zweite Frage: Würden Sie mir zustimmen, daß die
Zahlen, die Sie genannt haben, ja auch vorher hätten
genannt werden können und daß man eventuell in einem_
Gesetzestext ungefähre Größenordnungen - ich betone:
ungefähre Größenordnungen - angeben könnte? Denn
nach dem vorliegenden Text - ist mein Eindruck, ich
weiß nicht, ob Sie mir da zustimmen - kann man theore-
tisch faktisch alle Stellen entsprechend besetzen.

Der dritte Punkt: Würden Sie es nicht auch für die Optik
und für die Außenwirkung dieses Gesetzes für besser
ansehen, wenn zugleich ein Qualifizierungsplan oder
Maßnahmen für das Anlernen von Brandenburger Be-
amten in Nordrhein-Westfalen oder hier im Lande vor-
gelegt worden wären?

Minister der Finanzen Kühbacher:

Zu Ihrer ersten Frage: Ich nehme das zur Kenntnis. Ich
hatte nur Ihre Sorge aus Ihrem Redebeitrag gehört.

Zur zweiten Frage: Natürlich hätte man die 6 Millio-
nen DM, die vorgesehen sind, auf 30 000 DM Personal-
nebenkosten und Personalkosten für eine Person bezif-
fern können; dann wäre man leicht auf die Zahl 200
gekommen. Das habe ich hiermit nachgeholt.

Was die anderen Bereiche angeht, denke ich, wird die
Landesregierung ihre zusätzlichen Qualifizierungspro-
grartune für Brandenburger Landeskinder in NRW an
anderer Stelle noch darlegen. Wir sind ja überall dabei.
Polizeibeamte sind drüben, Steuerbeamte sind drüben, im
Bildungsbereich sind Leute dort zur Ausbildung, wobei
wir eigentlich mehr der Tendenz nachgehen, diese Schu-
lung hier im Lande zu machen; denn eine Gefahr be-
steht, ich sehe das jedenfalls bei den jungen Leuten: daß
die in Aachen schnuppern, und dann sind sie weg.

Vizepräsident Kretschmer:

Ich darf damit die Aussprache zum Tagesordnungspunkt
8 schließen.

Es ist, glaube ich, in den Beiträgen überwiegend die
Meinung vertreten worden, daß die Überweisung des
Entwurfs des Staatsvertrages, vorliegend in Drucksache
1/108, an den Hauptausschuß vorgeschlagen wird. Wer
dem zustimmen könnte, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Danke. Gibt es Gegenstimmen? - Zwei sehe ich
von hier. Gibt es Stinunenthaltungen? - Vier.

Ich darf feststellen, daß mit überwiegender Mehrheit dem
Verfahren, der Überweisung an den Hauptausschuß,
zugestimmt wurde und damit so beschlossen ist.

Ich schließe damit den Tagesordnungspunkt 8 und rufe
auf den Tagesordnungspunkt 9:

Stärkung des Föderalismus durch eine Zusammen-
arbeit der Landtage Brandenburg und Nordrhein -
Westfalen

Antrag
der Fraktion der SPD
der Fraktion der PDS-LL
der Fraktion der F.D.P.
der Fraktion BÜNDNIS 90

Dnicksache 1/101

Ich eröffne die Aussprache zum Tagesordnungspunkt 9.
Ich erteile das Wort dem Abgeordneten Birthler von der
Fraktion der SPD.

Abgeordneter Birthler (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zwischen den
Altländern der Bundesrepublik und den neuen Ländern
gibt es feste Beziehungen und viele Beispiele bereitwil-
liger Hilfe. Diese Entwicklung begann mit Partnerschaf-
ten auf kommunaler Ebene. Dort bemerken es die Bürger
zuallererst, wenn eine Verwaltung leistungsfähig und
bürgernah arbeitet.

Nachdem im letzten Jahr klar war, daß die osteuropäi-
schen Länder wiederentstehen, sind rasche Entscheidun-
gen über die Beziehungen zwischen den einzelnen Län-
dern getroffen worden. Unser Nachbarland Sachsen-
Anhalt z. B. hat Kontakte mit Niedersachsen. Unserem
Land standen von Anfang an Nordrhein-Westfalen und
das Saarland zur Seite. Diese Zusammenarbeit wurde im
November letzten Jahres durch ein Regierungsabkommen
zwischen den Landesregierungen auf eine feste Grundla-
ge gestellt. Seither wurden mehrere Verwaltungsverein-
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barungen geschlossen, etwa im Bereich der Landwirt-
schaft, der Umwelt, von Stadtentwicklung, Wohnen pnd
auf sozialem Gebiet. Aus solchen Vereinbarungen er-
wächst praktische Hilfe für die Bewältigung der großen
Probleme in unserem Land.

Auch auf parlamentarischer Ebene sind seit Oktober
1990, der Wahl dieses Landtages, viele Kontakte mit
dem Landtag in Düsseldorf zustande gekommen.

Die meisten von uns sind noch nicht lange in der Politik
und hatten keine parlamentarische Erfahrung. Dieser
Landtag muß sich beherzt und effektiv den Schwierigkei-
ten dieses Landes und seiner Menschen stellen.

Die Unterstützung unserer Parlamentskollegen aus Nord-
rhein-Westfalen, aus dem Saarland und aus anderen
Bundesländern kann uns dabei helfen. Den Willen zur
Zusammenarbeit bekunden beide Parlamente durch die
uns vorliegende Gemeinsame Erklärung.

Die Landtage wollen nicht nur die Zusammenarbeit der
Länder und Regierungen allgemein unterstützen, sondern
einen eigenständigen Beitrag leisten, der auf der Auf-
gabenstellung der Parlamente beruht. Wir müssen hier in
Brandenburg zügig die vielen Landesgesetze beraten und
verabschieden. Der Erfahrungsaustausch und die Hilfe-
stellung können uns diese sicher nicht einfache Aufgabe
erleichtern.

Die Zusammenarbeit ist aber keine Einbahnstraße von
Nordrhein-Westfalen nach Brandenburg. Auch unsere
Partner versprechen sich etwas von der Zusammenarbeit.
Ein demokratischer Staat muß seine Strukturen immer
wieder überprüfen. Wir hier in Brandenburg müssen
vieles neu aufbauen. Dabei müssen wir auch die Chance
des Neuanfangs sehen und nutzen.

Unsere Partner in Nordrhein-Westfalen möchten daraus
Erkenntnisse für ihre eigene Arbeit ziehen.

Die neuen Bundesländer sind auf finanzielle Hilfe der
anderen Bundesländer angewiesen. Ein Grundpfeiler des
Föderalismus in der Bundesrepublik ist die Solidarität
der Länder untereinander. Wir wollen aber nicht als
Bettler antreten, sondern verständlich machen, daß wir
jetzt das Startkapital für unsere Zukunft benötigen. Unse-
re Parlamentskollegen in den anderen Ländern sind wich-
tige Meinungsträger, und die menschlichen Kontakte, die
im Laufe der Zeit entstehen, helfen mit, daß wir uns mit
unseren Sorgen besser verständlich machen können.

Ich freue mich, daß dieser Antrag im Landtag von
Nordrhein-Westfalen schon mit den Stimmen aller Frak-
tionen in 1. Lesung verabschiedet ist. Dadurch wird der
Wille zur Solidarität deutlich.

Ich wünsche mir, daß auch in unserem Landtag ein eben-
so eindeutiges Verfahren gewählt wird. - Danke schön.

(Beifall, vor allem bei der SPD)

Vizepräsident Kretsehmer:

Ich erteile nun das Wort dem Abgeordneten Dr. Vette
von der Fraktion der CDU. - Bitte, Herr Dr. Vette.

Abgeordneter Dr. Vette (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Die Drucksache 101, die zur Behandlung steht, trägt
den Titel "Stärkung des Föderalismus durch eine Zu-
sammenarbeit der Landtage Brandenburg und Nordrhein-
Westfalen".

Wir sind grundsätzlich für eine Zusammenarbeit beider
Landtage und beider Länder, aber wir möchten diese
Zusammenarbeit doch ein wenig analysiert wissen. Las-
sen Sie mich dazu bitte drei Aspekte benennen.

Der erste ist: Es gibt also seit November einen Vertrag
zwischen beiden Landesregierungen, in dem u. a. auch
niedergelegt wurde, daß zwischen den einzelnen Ressorts
Vereinbarungen abgeschlossen werden konnten, die dann
die Arbeit im einzelnen regeln sollen.

Meine Damen und Herren, ich muß hier zu Protokoll
geben, daß die Abgeordneten des Brandenburger Land-
tages über diese Vereinbarungen zwischen den Ressorts
nicht informiert wurden. Jedenfalls müssen wir als CDU
unsere Informationen über unseren Partner, die nord-
rhein-westfälische CDU, beziehen, und das halte ich
nicht für normal.

Wir sind der Auffassung, meine Damen und Herren, daß
hier eine Informationspflicht der Regierung gegenüber
dem Parlament vorliegt, und das ist unser Verständnis
von Demokratie, lieber Herr Nooke, daß das Parlament
seine Kontrollpflicht gegenüber der Regierung wahr-
nimmt. Und dazu gehört, daß die Regierung, wie gesagt,
informiert. Nach unserer Auffassung ist hier die Regie-
rung gefragt, und insbesondere ist die Staatskanzlei ge-
fragt.

Wir sind der Meinung, daß das gegenwärtige Verhältnis
zwischen Regierung und Parlament, insbesondere zwi-
schen Staatskanzlei und Parlament, nicht als gut bezeich-
net werden kann. Hier muß sich etwas ändern. Die CDU-
Fraktion ist der Auffassung, daß sie nicht gute Miene zu
diesem nicht guten Spiel machen wird.
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Vizepräsident Kretschmer:

Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Abgeordneter Dr. Vette (CDU):

Herr Nooke wird sicherlich soviel Passus besitzen und
am Ende die Frage noch formulieren wollen.

Ein zweiter Ansatzpunkt: Wenn man sich über Födera-
lismus Gedanken macht, wird man feststellen, daß eine
Erklärung beißen kann: Föderalismus bedeutet, daß die
einzelnen Länder mehr oder weniger ihre Selbständigkeit
behalten. Ist damit etwa gemeint, daß die Tendenz fort-
gesetzt wird, daß mehr und mehr Beamte aus Nordrhein-
Westfalen uns beglücken und damit zwangsläufig weni-
ger und weniger die Interessen von Brandenburg berück-
sichtigt werden? Ich denke, so einfach kann man sich
das nicht machen.

Ein dritter Aspekt noch: Wir haben die Auffassung, daß
es auch darauf ankommt, die Erfahrungen, die die Men-
schen im Osten haben, in die Gestaltung des Landes
Brandenburg einzufügen. Das ist unsere Auffassung als
CDU.

Welche Erfahrungen meine ich? Ich meine, in den ver-
gangenen 40 Jahren war das öffentliche Leben im Osten
Deutschlands, in der kleinen DDR auf die große ruhm-
reiche Sowjetunion ausgerichtet, mit dem Ergebnis, daß
alle diejenigen, die die Ehre hatten,

(Beifall des Abgeordneten Nooke)

für den Export in die Sowjetunion zu arbeiten - und das
war seinerzeit mal das Höchste, was man überhaupt
zustande bringen konnte -, heute vor dein beruflichen
Aus stehen. Gucken Sie sich die Leipziger Messe an
oder besser, was heutzutage noch davon übriggeblieben
ist.

(Unruhe im Saal)

Wir sind erstens dafür, daß die Regierung ihrer Informa-
tionspflicht gegenüber den Abgeordneten des Branden-
burger Landtages in vollem Umfang nachkommt, und
zweitens stellen wir die Frage: Wann kommt es denn zu
staatsvertraglichen Regelungen mit Berlin?

Meine Damen und Herren, ich möchte Sie darauf auf-
merksam machen, daß Zehntausende von Brandenbur-
gern bereits ihr Verhältnis zu Berlin vertraglich geregelt
haben. Sie haben Arbeitsverträge mit Berlin. Ich freue
mich für jeden einzelnen, der es geschafft hat. Da sind
die Bürger wieder einmal etwas schneller als die Regie-
rung. Die Regierung kommt später, hoffentlich nicht zu
spät; denn wer zu spät kommt, muß mit einer Strafe
durch das Leben rechnen.

Und ein zweites: Ich bin als Potsdamer recht froh dar-
über, lieber Herr Zarneckow, daß Berlin direkt vor unse-
rer Haustür liegt. Denn damit gibt es ein seriöses glaub-
würdiges Bildungsangebot für meine Kinder. Ich halte es
für einen merkwürdigen Umstand, meine Damen und
Herren, daß sich Menschen aus Brandenburg Arbeit und
Bildung bei unseren Nachbarn in Berlin suchen. Das
sollte uns zu denken geben. Die Regierung ist aufgefor-
dert, diese Aspekte aufzugreifen und zu vertraglichen
Regelungen mit Berlin zu kommen.

Herr Ministerpräsident, ich freue mich, daß Sie jetzt
zuhören können. Wir haben mit Freude auch zur Kennt-
nis genommen, daß Sie seinerzeit nicht den Versuch
unternommen haben, zu einer vertraglichen Regelung mit
dein damaligen Regierenden Bürgermeister von Berlin zu
kommen.

Mittlerweile hat Berlin eine handlungsfähige Regierung,
durch einen CDU-Politiker geführt, und das ist gut für
Berlin.

(Heiterkeit bei der SPD, Beifall bei der CDU)
Und welche Situation besteht jetzt? Wer hätte das ge-
dacht: Jetzt wird das kleine Brandenburg wieder auf
einen großen Partner einseitig und monopolartig ausge-
legt. Und das ist Gegenstand unserer Kritik.

(Beifall bei der CDU)

Wer dies will, muß auch die Konsequenzen tragen. Und
wir weisen darauf hin zu einem Zeitpunkt, wo die Ein-
flußmöglichkeit noch besteht.

Nach soviel Kritik ist natürlich die Frage berechtigt: Was
will die CDU dafür? Was bietet sie an? Und auf diese
Fragen bekommen Sie natürlich eine Antwort.

Und wir haben auch den Eindruck - soweit wir das der
öffentlichen Presse entnehmen können, mehr wird man ja
nicht informiert -, daß es durchaus eine gemeinsame
Sprache geben kann zwischen dein Regierenden Bürger-
meister und dem Brandenburger Ministerpräsidenten.

Deshalb sagen wir, daß es bald darauf ankommen wird,
zu einer staatsvertraglichen Regelung mit Berlin zu ge-
langen. Das ist unsere Auffassung.

Wenn Sie nach all diesen Gesichtspunkten, meine Damen
und Herren, noch einmal Revue passieren lassen, was
unter der Überschrift zu dieser Drucksache steht, "Stär-
kung des Föderalismus", und dem gegenüberstellen, was
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bis jetzt an Realität zusammengekommen ist, werden.Sie
erhebliche Abstriche konstatieren müssen. Von der Infor-
mation der Abgeordneten wollen wir gar nicht reden, da
war ja noch nicht viel.

Aus diesem Grunde ist die CDU-Fraktion der Auffas-
sung, daß sie Drucksache 101 in der vorliegenden Fas-
sung nicht mittragen wird. - Ich danke Ihnen für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Kretschmer:

Da waren noch zwei Anfragen. Herr Nooke hatte die
Hand gehoben, besteht er noch darauf?

(Abgeordneter Nooke [BÜNDNIS 90]: Ich verzichte.)

Die Frau Dettmann hat eine Anfrage, lassen Sie die zu,
Herr Abgeordneter?

(Abgeordneter Dr. Vette [CDU]: Sicher.)

Abgeordnete Dettniann (SPD):

Herr Dr. Vette, ist Ihnen bekannt, daß von seiten unseres
Ministerpräsidenten bereits ein Vorschlag zum Abschluß
eines Staatsvertrages an den Senat von Berlin herangetra-
gen wurde?

Abgeordneter Dr. Vette (CDU):

Frau Dettmann, ich habe auf die Information der Abge-
ordneten hingewiesen. Es ist richtig, daß solche Meldun-
gen durch die Presse geistern, aber es ist nicht alles so
seriös, was in der Presse steht.

Aus diesem Grunde möchte ich im Sinne des von mir
Gesagten darauf bestehen wollen, daß der Ministerpräsi-
dent, speziell der Chef der Staatskanzlei - der wird dafür
zuständig sein -, den üblichen parlamentarischen Weg für
solche Dinge wählt.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Kretschmer:

Ich erteile nun das Wort dem Abgeordneten Vietze von
der Fraktion der PDS-Linke Liste.

Abgeordneter Vietze (PDS-LL):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Namens der
Fraktion PDS-Linke Liste möchte ich die Zustimmung
zur vorliegenden Willensbekundung der Parlamente der

Länder Nordrhein-Westfalen und Brandenburg geben und
auch unsere Bereitschaft bekunden, an einer partner-
schaftlichen Zusammenarbeit zwischen den Landtagen
mitzuwirken.

Ich möchte auch nicht verhehlen, daß ich es ganz per-
sönlich als angenehm empfinde, daß nach bereits erfolg-
ter Beschlußfassung durch alle Parteien im Landtag
Nordrhein-Westfalen die Situation eintritt, daß das erste
Mal auf einem Territorium eines Altbundeslandes Über-
einstimmung mit Auffassungen der PDS eintreten würde.
Wir halten das durchaus für bemerkenswert und festhal-
tenswürdig, zumal wir der Meinung sind, daß die Arbeit,
die zu leisten ist, parteiübergreifend in einen fruchtbaren
Erfahrungsaustausch mündend, durchaus eine bedeutende
Quelle für die Herausbildung eines freiheitlichen demo-
kratischen Rechtsstaates sein kann. Wir meinen auch,
daß über den fruchtbaren Erfahrungsaustausch ein Bei-
trag geleistet werden kann für die Herausbildung gleich-
berechtigter Beziehungen zwischen den Alt- und Neu-
bundesländern, und sicherlich wird über diesen Erfah-
rungsaustausch auch der Abbau bestehender Unterschiede
zwischen den Alt- und Neubundesländern gefördert wer-
den können.

Ausdrücklich möchte ich begrüßen, daß der Versuch
unternommen werden soll, die Einbahnstraße der Erfah-
rungsvermittlung zu verlassen und die Erfahrungen beim
Aufbau eines neuen Bundeslandes Brandenburg in die
Überprüfung bestehender Strukturen des nordrhein-west-
fälischen Bundeslandes münden zu lassen. Wir stehen
den Erfolgsaussichten eines solchen Ansinnens verständ-
licherweise angesichts verfestigter Strukturen in den
Altbundesländern wie auch der bisher geübten Praxis
eines Lehrer-Schüler-Verhältnisses skeptisch gegenüber,
aber die Erfahrungen auch aus der eigenen Vergangen-
heit beweisen ja, daß es möglich ist, und insofern hegen
wir auch Hoffnung für diese Form der Zusammenarbeit.

Da der Antrag zugleich in besonderer Weise die Stär-
kung des Föderalismus durch Zusammenarbeit formu-
liert, möchte ich ausdrücklich die Auffassung, die hier
der Abgeordnete Vette unterbreitet hat, unterstützen, daß
wir uns keineswegs auf eine Form der Zusammenarbeit
mit einem Altbundesland beschränken sollten, sondern
wir sollten Erfahrungen jedes Altbundeslandes aufgrei-
fen, nutzen, studieren und anwenden. Und wir sollten
auch aus der politischen, ökonomischen und sozialen
Lage, die in den Neubundesländern viel Gemeinsames
hat, vor allen Dingen auch den Erfahrungsaustausch mit
den Parlamenten in den Neubundesländern führen, denn
wir gehen davon aus, daß das durchaus der Demokrati-
sierung des Prozesses der Herausbildung eines Rechts-
staates dienlich ist, auch der Formierung von Parlamen-
ten, die den Bürgerinteressen in hohem Umfang entspre-
chen. Und unter diesem Gesichtspunkt halten wir den
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Schritt, der mit diesem ersten Staatsvertrag gegangen
wird, für einen wichtigen, zu tolerierenden, mitzutragen-
den und mit auszugestaltenden. - Danke schön.

(Beifall bei der PDS-LL)

Vizepräsident Kretschmer.

Ich erteile nun das Wort dem Abgeordneten Siebert von
der Fraktion F.D.P.

Abgeordneter Siebert (F.D.P.):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Brandenburg
ist erst dabei, sich als Bundesland zu begreifen und zu
profilieren. Wir sind gemeinsam mit den anderen neuen
Bundesländern bestrebt, in der föderalen Struktur der
Bundesrepublik nicht nur formal gleichberechtigt, son-
dern auch wirklich gleichwertig vertreten zu sein. Dafür
benötigen wir - es war heute bereits mehrfach die Rede
davon - die partnerschaftliche Hilfe der Altbundesländer.
Aus eigener Kraft und mit der Unterstützung der Partner
wollen wir zu politischer Bedeutung und wirtschaftlicher
Leistungskraft kommen. Erst das garantiert eigene Ge-
staltungsmöglichkeiten und -potenzen, und zwar in So-
zialpolitik, Strukturpolitik, Bildung, Kultur und vielen
anderen Feldern.

Auch die Altbundesländer - und ich denke, das muß hier
einmal deutlich gesagt werden - haben ein vitales Inter-
esse daran, mit den neuen Bundesländern möglichst
starke Partner zu bekommen. Das erklärt sich in erster
Linie aus der Tatsache, daß die Entwicklung der Bun-
desrepublik in den letzten Jahren die deutliche Tendenz
aufweist, Länderkompetenzen durch erweiterte Rahmen-
gesetzgebung des Bundes zurückzudrängen. Dem ent-
gegenzuwirken ist gemeinsames Anliegen aller Bundes-
länder. Die Stabilität der Bundesrepublik hat eine we-
sentliche Ursache in dem gesunden Spannungsverhältnis
zwischen dem Bund und den Ländern. Diese Grundlage
ist um so tragfähiger, wie es gelingt, das Verhältnis
zwischen Bund und Ländern ausgewogen zu gestalten.

Föderalismus heißt aber auch gesunder Wettbewerb
zwischen den Ländern. Um die gegenwärtig noch vor-
handenen Wettbewerbsverzerrungen auf Grund der un-
gleichen Ausgangsbedingungen zwischen den Ländern
abzubauen, haben die Hauptausschüsse der Landtage von
Brandenburg und Nordrhein-Westfalen Gespräche mit
dem Ziel geführt, die parlamentarische Zusammenarbeit
zu vereinbaren. Was sich bereits auf der Ebene der Frak-
tionen entwickelt hat und offensichtlich gut funktioniert,
soll auf Parlamentsebene fortgesetzt werden.

Uns als F.D.P. können Sie glauben, wenn wir sagen, wir
wollen die nordrhein-westfälischen Verhältnisse nicht

kopieren - diesen Ein-Parteien-Staat möchten wir nicht
unbedingt haben. Aber alle nützlichen Aspekte einer
engen Zusammenarbeit, die sich im übrigen auf beide
Seiten erstrecken, wollen wir deutlich betonen.

Allein der gesamte Komplex der Landesgesetzgebung,
der noch vor uns liegt, macht die Notwendigkeit der
Zusammenarbeit deutlich. Diese Zusammenarbeit werden
wir auch kritisch anlegen, aber keinesfalls darauf ver-
zichten. Die Zusammenarbeit sollte auch eine fruchtbare
Fortsetzung auf kommunaler Ebene finden. Das erachten
wir als bedeutsam, um das am 27. 11. 1990 geschlossene
Regierungsabkommen auch in diesem Sinne des Wortes
mit Leben zu erfüllen.

Ich möchte mir gestatten, noch ein Wort zu Berlin anzu-
fügen. Daß ein Staatsvertrag vorbereitet ist, wurde bereits
gesagt. Ich denke, wenn man einmal die Summe aller
Aktivitäten zusammenzählt, dann wird man vielleicht
sogar erkennen können, daß die einzelnen Ressorts der
Regierung enger mit Berlin zusammenarbeiten als mit
Düsseldorf, was ich auch für ganz natürlich halte, weil
man ja viel mehr gemeinsame Probleme zu regeln hat.

Ich will das mal so ganz nebenbei für unsere Fraktion
sagen: Wir haben auch sehr oft und sehr viel mit den
Berlinern zu tun und haben dort Kontakte. Ich sehe
überhaupt keine Probleme darin, daß daneben auch die
Beziehungen zu Düsseldorf bestehen. Im Gegenteil,
wenn das ausgewogen ist, kann es eigentlich nur beiden
Seiten zugute kommen, und das ist ja wiederum, wie
gesagt, der Sinn des Föderalismus. - Danke schön.

(Allgemeiner Beifall)

Vizepräsident Kretschmer:

Ich erteile nun das Wort dem Abgeordneten Nooke von
der Fraktion BÜNDNIS 90.

Abgeordneter Nooke (BÜNDNIS 90):

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr verehrte Damen und
Herren! Gerade habe ich mich zu Staatsverträgen ge-
äußert und bedingte Skepsis kundgetan. Jetzt geht es um
die Zusammenarbeit der Landtage, also der ersten Ge-
walten. Da sollte man das, zumindest, wenn man dort
sitzt, positiver sehen. Genau aus diesem Grunde möchte
ich auf Herrn Vette noch einmal antworten, denn diese
Trennung, die wir hier haben, können wir durchaus von
seiten der Regierung durch Information und von seiten
des Parlaments mit wirklich kritischer Diskussion beein-
flussen, die nicht bloß von rechts und links kommt,
sondern auch von der Mitte. Und wenn Sie das so vehe-
ment kritisieren, dann verwechseln Sie wohl, wo Sie hier
eigentlich sitzen.
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Ich würde Ihnen empfehlen: Sehen Sie sich andere Land-
tage an, vielleicht auch im Osten Deutschlands! Ich
könnte mir vorstellen, daß es da noch etwas anders zu-
geht. Vielleicht ist es positiv, daß Sie die Gnade des
späteren Engagements und damit auch der späteren Wahl
hatten. In der Volkskammer waren Sie z. B. nicht dabei,
und damit ist Ihnen vielleicht ein traumatisches Erlebnis,
was das Nichtinformiertsein in einem Parlament angeht,
erspart geblieben. Ich muß Ihnen das mal so deutlich
sagen. Sie können auch andere Leute fragen, quer durch
das ganze Haus. Es war auch für die Fraktion der CDU
halt nicht immer einfach, herauszubekommen, was die
beiden - Kanzler und Ministerpräsident - sich dort gerade
konkret ausgedacht hatten. Es ist nicht immer so gewe-
sen, daß die offiziellen Drucksachen auf der einen Seite
auch Drucksachen auf der anderen Seite waren.

Das sind alles Versäumnisse, die Sie mit Ihrer Partei zu
verantworten haben, und selbst Ihr Bundesminister Krau-
se hat ja letztlich den Föderalismus in eklatanter Weise
geopfert. Dann würde ich hier den Mund nicht ganz so
voll nehmen, wenn ich an der Stelle wäre, wo es darum
geht, die Informationspflicht der Regierung einzuklagen.
Aber in der Sache gehen wir gemeinsam, das wollen wir
weiterhin hier tun - fordern, daß die Regierung uns, bitte
schön, informiert, Sie genauso wie mich und jede ein-
zelne Fraktion. Ich habe nichts dagegen, wir sollten es
nur hin und wieder sagen. Herr Stolpe hat es sicher
gehört

Noch eins: Wenn Sie bei dem, was hier zu kritisieren ist,
so wie Sie es getan haben, nicht mitmachen, dann finde
ich das ja gut, aber dann wünschte ich mir, daß Sie das
auch in Nordrhein-Westfalen so gesagt hätten, im Haupt-
ausschuß, denn da habe ich das nicht vernommen. Ich
habe den Eindruck, daß dann vielleicht doch dieser Kom-
plex des kleineren Partners, wie Sie das mit der Sowjet-
union vorhin beschrieben haben, immer noch da ist -
denn wenn wir wirklichen Förderalismus und wirkliche
Partnerschaft haben, dann sage ich meine Kritik an der
Stelle, wo sie hingehört, und nicht erst hier.

(Vereinzelt Beifall)

Das wünschte ich mir für das Miteinander-Umgehen, daß
wir konstruktiv an der Sache bleiben und nicht in diesem
Sinn vielleicht meinen, wir müßten die durchaus ver-
nünftigen Dinge und die ja wirklich mehr akklamato-
rische Zusammenarbeit, die hier bekundet wurde, aushe-
beln.

Zum letzten noch eins: Föderalismus heißt für mich
natürlich vor allem, die Rechte wahrnehmen, die wir als
Land haben. Und dazu gehört - als konkretes Beispiel -
z_ B. die Medienhoheit, die wir haben. Und die haben
wir keineswegs so genutzt, daß wir uns dem WDR an-

schließen. Das können Sie uns nun wirklich nicht vor-
werfen. Also: So einfach ist halt das Bild nicht, das Sie
hier zeichnen.

Und als letztes: Wirklicher Föderalismus hat eigentlich
damit zu tun, daß wirklich alles, was zwei Menschen
entscheiden können, zwei Menschen entscheiden und was
in Kommunen entschieden werden kann, Kommunen
entscheiden. Und deshalb sind dieser Austausch und
diese Zusammenarbeit, die weit unter die Ebene der
Parlamente gehen muß, das eigentlich Wichtige an dieser
Entschließung. - Danke.

Vizepräsident Kretsehmer:

Herr Abgeordneter, würden Sie eine Anfrage zulassen?

Abgeordneter Nooke (BÜNDNIS 90):

Ja bitte.

Vizepräsident Kretsehmer:

Bitte, Herr Dr. Vette.

Abgeordneter Dr. Vette (CDU):

Herr Nooke, ich habe nur eine Entscheidungsfrage: Ist
Ihnen aufgefallen, daß der Präsident des Landtages mich
im Auftrag der Fraktion aufgefordert hat zu sprechen? Ja
oder nein?

Abgeordneter Nooke (BÜNDNIS 90):

Ja, Sie haben im Auftrag der Fraktion gesprochen, und
ich habe Ihnen persönlich geantwortet. Das können Sie
mit Ihrer Fraktion jetzt wieder im nachhinein klären.

(Beifall bei BÜNDNIS 90 und SPD)

Vizepräsident Kretsehmer:

Meine Damen und Herren Abgeordneten! Die Regierung
hat an dieser Stelle auf Rederecht verzichtet mit dem
Hinweis, daß es um parlamentarische Probleme geht und
hier die Aussprache der Parlamentarier den Vorrang
hatte.

Ich schließe damit die Aussprache zum Tagesordnungs-
punkt 9. Gemäß § 82 Abs. 1 der vorläufigen Geschäfts-
ordnung stelle ich den Antrag der Fraktionen SPD, PDS-
LL, F.D.P., BÜNDNIS 90, Drucksache 1/101, zur direk-
ten Abstimmung.

(Zurufe: Die Klingel!)
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Ich bedanke mich für den Hinweis. Damit wir auch den
Stimmenanteil gegen hundert haben.

(Zuruf von der SPD: Alles zurück! - Heiterkeit)

Herr Fraktionsvorsitzender, das haben Hinweise so an
sich, daß sie mitunter ins Negative umschlagen könnten.
Ich bedanke mich trotzdem für den Hinweis.

Ich darf noch einmal wiederholen, mit dem Hinweis
"Klingelzeichen" nach Möglichkeit alle Parlamentarier im
Abstimmungsverhalten vorher informiert zu haben, daß
es jetzt zur Abstimmung kommt.

Gemäß § 82 Abs. 1 der Vorläufigen Geschäftsordnung -
hatte ich vorgetragen - stelle ich den Antrag der Fraktio-
nen SPD, PDS-LL, F.D.P. und BÜNDNIS 90, Ihnen
vorliegende Drucksache 1/101, zur direkten Abstimmung.
Wer dieser Drucksache zustimmen könnte, den bitte ich
um das Handzeichen. - Ich bitte die Schriftführer an
dieser Stelle um Verständnis, daß ich noch einmal das
Ergebnis ermitteln lasse. - Wer stimmt gegen diese
Drucksache? Den bitte ich um das Handzeichen. - Und
ich frage auch nach Stimmenthaltungen: Wer enthält sich
der Stimme? -

Ich darf damit feststellen, daß bei 45 Ja-Stimmen gegen
18 Nein-Stimmen und einer Stimmenthaltung die Druck-
sache 1/101 beschlossen ist.

(Beifall)

Meine Damen und Herren Abgeordneten, wir haben
damit die beschlossene Tagesordnung abgeschlossen. Ich
bedanke mich für die Disziplin während der Plenarsit-
zung, bedanke mich auch für das Ausharren der Medien-
vertreter bis zum Ende unserer Beratung.

Ich schließe damit die 12. Sitzung des Landtages und
weise Sie darauf hin, daß am morgigen Tag die 13., wie
angesetzt, um 10.00 Uhr stattfindet. - Ich bedanke mich.

Ende der Sitzung: Gegen 18.00 Uhr.
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